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Dr. Susann Burchardt, Dr. Heike Förster, Tatjana Mögling 
Deutsches Jugendinstitut e.V. Halle 

Einleitung 
Der hier dokumentierte europäische Fachkongress „Kinder und Jugendliche in sozialen 
Brennpunkten – Neue Strategien der Kohäsion“ wurde vom Bundesministerium für Fami-
lien, Senioren, Frauen und Jugend im Rahmen der deutschen EU-Ratspräsidentschaft ver-
anstaltet und fand vom 26. bis 28. Juni 2007 mit ca. 400 internationalen Teilnehmer/innen 
im Congress-Center Leipzig statt. 

Mit dem Kongress wurde der in Berlin im Jahre 2004 begonnene und in Straßburg 2006 
fortgeführte europäische Diskussionsprozess über Handlungskonzepte und Integrations-
strategien für junge Menschen in sozialen Brennpunkten, benachteiligten städtischen und 
ländlichen Gebieten fortgesetzt. 

In Berlin und Straßburg wurde deutlich, dass sich die vorhandenen Probleme in den eu-
ropäischen Ländern zum Teil stark unterscheiden. Die Ergebnisse der wissenschaftlichen 
Begleitung des Programms „Entwicklung und Chancen junger Menschen in sozialen 
Brennpunkten (E&C)“ und anderer Studien unterstreichen dies: benachteiligte Stadtteile 
und Regionen in Europa weisen meist erhebliche sozialräumliche und sozialstrukturelle 
Unterschiede auf und sind in sich sehr inhomogen. Entsprechend unterschiedlich sind die 
jeweiligen Herangehensweisen an die Bearbeitung der Probleme in sozialen Brennpunkten.  

Ein systematischer Vergleich der zugrunde liegenden nationalen Politikstrategien ist auf 
europäischer Ebene bislang nicht erfolgt. 

Die lokalen Akteure in den europäischen Ländern stellen immer wieder fest, dass sie bei 
der Beschreibung der Problemlagen in ihren benachteiligten Gebieten auf sehr unterschied-
liche Datenlagen zurückgreifen können. Das führt dazu, dass Kommunen, die über wenig 
konkretes Wissen zu Rahmenbedingungen und Problemlagen verfügen, sehr große Schwie-
rigkeiten mit dem Entwurf konkreter Entwicklungsziele für ihre benachteiligten Stadtteile 
haben. Dies führt zu Unsicherheiten, welche Strategien und Verfahren für die Verbesse-
rung der Lebenslagen und Chancen der Jugendlichen in diesen Gebieten greifen bzw. wel-
che spezifischen Herangehensweisen vor Ort notwendig sind.  

Vor diesem Hintergrund bestand das Ziel des europäischen Fachkongresses in Leipzig 
darin, nationale Strategien und Programme aus unterschiedlichen europäischen Ländern 
sowie ihre nationalstaatlichen Rahmenbedingungen, institutionellen Voraussetzungen und 
Umsetzungen vor Ort zu vergleichen. Es sollten Gemeinsamkeiten und Unterschiede her-
aus gearbeitet und ein europäischer Prozess gemeinsamen Lernens angestoßen werden. 
Darüber hinaus sollten Empfehlungen für die Entwicklung von Strategien zur Integration 
junger Menschen in sozialen Brennpunkten an die EU-Mitgliedstaaten und die europäische 
Ebene abgeleitet werden.  

Der europäische Fachkongress in Leipzig nahm die unterschiedlichen gesamtstaatlichen 
sozialen und politischen Rahmenbedingungen der verschiedenen nationalen Strategien und 
Programme für Kinder und Jugendliche in sozialen Brennpunkten in den Blick. 

Das Sozialstaatskonzept eines Landes gibt die allgemeinen Kriterien für politische, wirt-
schaftliche und soziale Entscheidungen vor, z. B. wer welche sozialen Dienste und Fürsor-
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geleistungen erhält und unter welchen Bedingungen diese Leistungen von wem erbracht 
werden. Unterschiede in diesen Konzepten bewirken unterschiedliche nationale politische 
Programme, Förderstrategien, Maßnahmen und Projekte.  

Dies sichtbar zu machen, war ein Anliegen des Kongresses. Unter Berücksichtigung des 
jeweiligen nationalen Sozialstaatskonzeptes sollten zum einen die Erarbeitung der nationa-
len Strategien und Programme und zum anderen deren konkrete Umsetzung auf der regio-
nalen bzw. lokalen Ebene betrachtet werden. 

Für den Vergleich verschiedener nationaler Strategien, ihre Einbindung in europäische 
Entwicklungen, die Berücksichtigung der aktuellen fachwissenschaftlichen Diskussion so-
wie die Darstellung der Vor-Ort-Umsetzung wurden verschiedene Arbeits- und Präsenta-
tionsformen gewählt. 

Vertreter der europäischen, nationalen und lokalen Ebene verdeutlichten in politischen 
Statements die Notwendigkeit der Beschäftigung mit den Integrations- und Ausgrenzungs-
problemen von Kindern und Jugendlichen in sozialen Brennpunkten. Gerd Hoofe (Staats-
sekretär im Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend), Jérôme Vignon 
(Europäische Kommission, Generaldirektion Beschäftigung, Soziales und Chancengleich-
heit) und Burkhard Jung (Oberbürgermeister der Stadt Leipzig) betonten die Bedeutung 
des Kongresses und der gemeinsamen Suche nach übertragbaren Lösungsansätzen zum 
Wohl der in der EU lebenden Kinder und Jugendlichen. Jungen Menschen die Vorausset-
zungen für eine gelingende Integration zu schaffen, hat für alle drei politischen Ebenen, die 
Bundesregierung, die Europäische Kommission sowie die Kommunen oberste Priorität. 
Gemeinsam wurden die Stärkung der lokalen Ebene und die Förderung sozialräumlicher 
Ansätze in den Städten und Gemeinden Europas gefordert. 

Gerd Hoofe führte aus, dass die Bundesregierung es als ihre Aufgabe ansieht, allen Kin-
dern und Jugendlichen Chancen zur gesellschaftlichen Teilhabe zu eröffnen. „Deshalb ha-
ben wir einen Schwerpunkt unserer Politik auf die verstärkte Förderung benachteiligter 
junger Menschen gelegt und eine Reihe von Förderprogrammen aufgelegt. Wir dürfen 
niemanden aufgeben und müssen für alle Kinder und Jugendliche die Möglichkeit schaffen, 
ihre Fähigkeiten und Talente zu entwickeln“, so Hoofe. Einige Bundesprogramme für be-
nachteiligte junge Menschen, wie „Lokales Kapital für soziale Zwecke“ (LOS), „Entwick-
lung und Chancen junger Menschen in sozialen Brennpunkten“ (E&C), „Schulverweige-
rung – Die 2. Chance“ sowie „Kompetenzagenturen“ wurden im Verlauf des Kongresses 
präsentiert. 

Drei Plenarvorträge steckten den inhaltlichen Rahmen der Tagung ab. Prof. Salvador 
Parrado (Governance International) aus Spanien thematisierte die institutionellen und ad-
ministrativen Strukturen auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene, in denen Programme 
für sozial benachteiligte Kinder und Jugendliche entwickelt und umgesetzt werden. Er plä-
dierte für eine ressortübergreifende Governance-Perspektive, um den wachsenden Anfor-
derungen an die Erbringung sozialer Leistungen gerecht zu werden. Prof. Rainer Kilb 
(Fachhochschule Mannheim) aus Deutschland stellte das Konzept sozialräumlicher Arbeit 
als Möglichkeit, sozialen Ausgrenzungsprozessen von Jugendlichen zu begegnen, vor. Prof. 
Howard Williamson von der Universität Glamorgan in Großbritannien verdeutlichte die 
Perspektiven einer europäischen Jugendpolitik und problematisierte die „wunden Punkte“ 
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europäischer Förderstrategien und Programme: Wie können bereits ausgegrenzte Kinder 
und Jugendliche und deren Familien erreicht werden und wo muss angesetzt werden, um 
generelle Lösungen zu entwickeln?  

In fünf thematischen Arbeitsgruppen präsentierten Vertreter/innen aus zehn verschie-
denen EU-Ländern ihre Erfahrungen mit nationalen, regionalen und lokalen Programmen, 
es wurden Handlungsempfehlungen für die Jugendpolitik auf nationaler und europäischer 
Ebene sowie der Fachpraxis erarbeitet. Insbesondere wurden Verfahren und Wege von der 
nationalen Erarbeitung von Förderprogrammen bis hin zur lokalen Umsetzung präsentiert 
und verglichen. Die Präsentationen erfolgte in den thematischen Arbeitsgruppen „Bil-
dung“, „Beschäftigung“, „Multikulturelles Zusammenleben“, „Ressortübergreifende Strate-
gien für soziale Brennpunkte“ sowie „Lokale Strategien zur Aktivierung beschäftigungs-
wirksamer und sozialer Potenziale im Rahmen des ESF-Instruments der Small Grants“. 
Die vorliegende Dokumentation verzichtet auf eine vollständige Wiedergabe der einzelnen 
Länderpräsentationen. Stattdessen werden die inhaltlichen Kernaussagen zur Entwicklung 
und Implementierung der Programme und Strategien dargestellt. 

Im Anschluss an die Diskussionen in den Arbeitsgruppen konnten die Teilneh-
mer/innen beim Besuch von sechs verschiedenen Praxisprojekten, die inhaltlich auf die 
Themen der Arbeitsgruppen abgestimmt waren, einen Einblick in die lokale Umsetzung 
deutscher Jugendhilfestrategien in sozialen Brennpunkten der Stadt Leipzig gewinnen. Eine 
Projektmesse mit 33 Ständen von Mikroprojekten aus neun EU-Ländern, die im Rahmen 
des ESF gefördert werden, rundete das Arbeitsprogramm des Kongresses ab. Diese Projek-
te waren inhaltlich vor allem auf die Verbesserung der beruflichen Integrationschancen von 
Jugendlichen ausgerichtet. Besonders lebendig wurde der Kongress durch die Aktivitäten 
von Teilnehmer/innen aus verschiedenen Projekten (z. B. Tanz, Musik, Film). Mehr über 
diese Projektmesse und die Aussteller/innen können Sie auf der Internetseite der Regiestel-
le des Programms „Lokales Kapital für soziale Zwecke“ (http://www.los-
online.de/content/e378/e7708/index_ger.html) erfahren. Dort ist auch ein Film abrufbar, 
der im Verlauf des Kongresses entstanden ist und dieser Dokumentation beiliegt.  

Karin Reiser (Abteilungsleiterin Kinder und Jugend im Bundesministerium für Familie, 
Senioren Frauen und Jugend) und Karel Bartak (Europäische Kommission, Generaldirekti-
on Jugend und Bildung), griffen in ihren Abschlussstatements die Aussagen von Staatsekre-
tär Gerd Hoofe und Jérôme Vignon auf und unterstrichen die große gesellschaftliche und 
politische Verantwortung, soziale Ausgrenzung von Kindern und Jugendlichen zu verhin-
dern bzw. zu stoppen. Wenn soziale und berufliche Integration erreicht werden soll, müss-
ten vor allem die Übergänge von der Schule ins Erwerbsleben für junge Menschen gelin-
gen.  

Karin Reiser griff ein Ergebnis der nationalen Präsentationen auf dem Kongress auf: In 
allen europäischen Ländern gibt es in den sozialen Brennpunkten das Phänomen der Aus-
grenzung sozial schwacher Kinder und Jugendlicher. Sie warnte davor, dass sich „individu-
elle soziale Benachteiligungen und die Lebensbedingungen in sozialen Brennpunkten über-
lagern und oftmals Problem verschärfende Spiralen bilden“. „Durchbrochen werden kön-
nen diese nur“, so Reiser, „wenn die Kinder und Jugendlichen und ihre Familien in diesen 
Gebieten eine besondere, individuelle Förderung erhalten und gleichzeitig Eigeninitiative 
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Thema 2: Bildung  
 Projekt „2. Chance“: Plan L e.V., Leipzig Connewitz  
 Projekt zur Wiedereingliederung von Schulverweigerern in die Schu-

len und Erhöhung ihrer Chancen auf einen Schulabschluss  
 Thema 3: Kulturelle Jugendarbeit  
 Offener Jugendtreff: Geyserhaus e. V., Leipzig Eutritzsch  
 Offener Jugendtreff mit erweiterten kulturellen, musischen und krea-

tiven Angeboten, wie Theater und Klangspielplatz  
 Thema 4: Offene Jugendarbeit  
 Offene Angebote: Jugendclub Rabet, Leipzig Neuschönefeld  
 Offene Angebote des Jugendclubs Rabet und weiterer Träger im 

Leipziger Osten, wie das LOS-Projekt für junge Mütter „Mein Weg 
zurück ins Berufsleben“  

 Thema 5: Interkulturelle Arbeit  
 Projekt „Interkulturelles Lager“, Leipzig Grünau  
 Filmvorführung und Diskussion mit der 55. Mittelschule und der 

Regionalen Arbeitsstelle für Ausländerfragen (R AA)  
 Thema 6: Lokale Strategien durch Small Grants  
 Projekte „Entdeckertour – Erstellung eines Stadtteilführers“ und 

„Wir leben hier – Meine neue Heimat Leipziger Osten“, Leipziger 
Osten  

 Führung durch ausgewählte LOS-Projekte  
19:30 Uhr Ende des 2. Kongresstages  

Donnerstag, 28. Juni 2007  

Tagesmoderation Alexandra Tapprogge  
09:00 Uhr Kinder und Jugendliche in sozialen Brennpunkten – Neue Strategien 

der Kohäsion  
 Karin Reiser, Abteilungsleiterin Kinder und Jugend, Bundesministeri-

um für Familie, Senioren, Frauen und Jugend  
09:15 Uhr Perspektiven einer europäischen Jugendpolitik aus der Sicht der Eu-

ropäischen Kommission  
 Karel Bartak, Referatsleiter Jugendpolitiken, Europäische Kommis-

sion, Generaldirektion Bildung und Jugend  
09:30 Uhr Nationale Politiken zur Integration von Kindern und Jugendlichen für 

soziale Brennpunkte im europäischen Vergleich  
 • Prof. Howard Williamson, University of Glamorgan,  

Großbritannien  
 • Dr. Christian Lüders, Deutsches Jugendinstitut  
10:15 Uhr  Kaffeepause  
10:45 Uhr  Präsentation der Ergebnisse der Arbeitsgruppen  
12:15 Uhr  Der Mehrwert für europäische Kommunen, persönliche Einschät-

zung der Tagung • Ulrich Bohner, Kongress der Gemeinden und Re-
gionen des Europarates • Brith Fäldt, Councillor of Pitea, Schweden  

12:45 Uhr  Stimmen zum Fachkongress, eingefangen durch das Quartiersfernse-
hen „Schillerplatz“, Ludwigshafen, Rheinland-Pfalz  

13:00 Uhr Ende des Kongresses  
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v. l.: G. Mańko D. Walczak M. Sińczuch

Arbeitsgruppe 1: Bildung 

Präsentation Polen 
Marcin Sińczuch, Ph.D., Institut für 
Angewandte Sozialwissenschaften, 
Universität Warschau 
Grzegorz Mańko, Polnische Kinder- und 
Jugendstiftung, Warschau 
Dominika Walczak, Institut für 
Sozialforschung, Universität Warschau 

Programm „Equal Opportunities“ 
– Verbesserung der Bildungschancen für Jugendliche in  
ländlichen Räumen 

Benachteiligte Gebiete in Polen: Definition und Maßnahmen – Aus der 
Perspektive der Regierung  

Die Definition von „benachteiligten Gebieten“ ist im öffentlichen Diskurs in Polen durch 
zwei wesentliche Merkmale gekennzeichnet. „Rückständigkeit“ wird mit ländlichen Gebie-
ten verbunden, die sich in bestimmten Teilen des Landes – nämlich dem Nordosten und 
dem Südosten Polens – finden.  

Obwohl die Anzahl der Einwohner in den ländlichen Gebieten Polens tendenziell sinkt 
und der Lebensstandard i. d. R. steigt, scheinen die Unterschiede zwischen den Lebens-
standards in der Stadt und auf dem Land doch noch immer beträchtlich zu sein. Die nega-
tiven Auswirkungen der ländlichen Lage auf Bildung und Beschäftigungsgrad kann auf der 
Grundlage von drei Hauptindikatoren beschrieben werden:  

Zugang zu vorschulischer Bildung – In den ländlichen Gebieten Polens wesentlich 
schlechter als in den Städten. Im urbanen Umfeld übersteigt der durchschnittliche Anteil 
der Kinder zwischen 3 und 5 Jahren, die in den Genuss einer vorschulischen Bildung 
kommen, 52 %, wogegen er in ländlichen Gebieten bei knapp 16 % liegt.  

Leistung – Die schulischen Leistungen, gemessen anhand von verschiedenen Prüfungen 
und Tests, verdeutlichen die signifikanten Unterschiede zwischen den Schülern, die Schu-
len in den Städten besuchen bzw. dort leben (insbesondere in mittelgroßen und großen 
Städten) und jenen aus Dörfern.  

Arbeitslosenquote – Die Arbeitslosenquote der Jugendlichen auf dem Land ist jedoch 
vergleichbar mit der in der Stadt. Aber eingeschränkte Möglichkeiten, ein geringerer Ver-
dienst und Hindernisse im beruflichen Werdegang kennzeichnen die Situation der jungen 
Erwachsenen auf dem Lande. 2007 betrug die Arbeitslosenquote bei Jugendlichen zwi-
schen 18 und 19 Jahren auf dem Land 34 % (städtische Jugendliche: 33 %) und bei Jugend-
lichen zwischen 20 und 24 Jahren 24,8 % (städtische Jugendliche: 30 %).  

Das größte nationale Programm zur Egalisierung der Bildungschancen von Kindern und 
Jugendlichen aus benachteiligten Gebieten ist ein Nationales Programm für die Jahre 2006 
bis 2008 „Befähigung und Unterstützung der lokalen Selbstverwaltung und von Nichtregie-
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rungsorganisationen auf dem Gebiet der Egalisierung der Bildungschancen und -
möglichkeiten von Kindern und Jugendlichen“.  
Die Ziele dieses Programms sind:  

− Sensibilisierung von Eltern und Lehrern für die schulischen Bedürfnisse der 
Kinder,  

− Entwicklung und Umsetzung regionaler oder lokaler Programme zur Egalisie-
rung der Bildungschancen mit dem Schwerpunkt einer Qualitätssteigerung des 
Bildungssystems und der Einführung von Lösungen, die die Wirksamkeit der 
Bildung und der Erziehung steigern,  

− Anpassung der Bildung an die Bedürfnisse einer wissensbasierten Wirtschaft,  
− Umsetzung eines neuen Modells für die Arbeit mit Schülern mit dem Fokus auf 

zunehmende Schlüsselkompetenzen und -fähigkeiten, die es ihnen ermöglichen, 
später Arbeit zu finden, 

− Vorbeugen eines Schulabbruchs trotz Schulpflicht oder des Verlassens der 
Schule auf einem niedrigeren Bildungsstand,  

− Verstärken der erzieherischen Funktion von Schule, Familie und lokaler Ge-
meinde,  

− Gestalten der Freizeit der Schüler, insbesondere in den Sommerferien,  
− Aufbau von Abteilungen der örtlichen Verwaltung zur Entwicklung und 

Durchführung von Bildungsprogrammen sowie für die Beantragung von EU-
Fördermitteln.  

Das hier vorgestellte Programm geht davon aus, dass die voranstehend dargelegten Zie-
le von lokalen Regierungsinstitutionen umgesetzt werden, wogegen die Institutionen der 
Staatsregierung (Vertretungen der Woiwodschaften) in diesem Fall eine Rolle als Kreditge-
ber spielen.  

Die Idee des Projektes ist eindeutig von den Verfahren inspiriert, die seit Jahren im 
Nichtregierungsbereich bzw. in europäischen Programmen Anwendung finden: Bestimmen 
von Prioritäten, Entwicklung und Durchführung der Projekte/Programme, Ernennung 
eines Bewertungsausschusses, Vorbereitung von Berichten und Auswertung.  

Die Vorteile einer solchen Lösung sind die Flexibilität des Programms, die Möglichkeit, 
es an die lokalen Bedürfnisse anzupassen, klare Regeln. Die Regierung sammelt bei Auftre-
ten von Problemen bei der Umsetzung des Programms Informationen und reagiert umge-
hend. Ein Beispiel hierfür ist die Änderung des Beitrags der lokalen Verwaltung von 50 % 
auf 30 %. Der im Pilotprogramm geforderte Anteil erwies sich als zu hoch, was dazu führ-
te, dass die lokalen Behörden einen Großteil dieser Ressourcen nicht verwendeten.  

Das Beispiel verdeutlicht wichtige Punkte, die mit dem Funktionieren des Projektes zu-
sammenhängen, bei dem zentrale und lokale Aspekte verbunden werden. Zusammenge-
fasst ließe sich Folgendes sagen: Die Unterstützung auf zentraler Ebene sollte in der Ent-
wicklung universeller und dennoch flexibler Instrumente und Verfahren bestehen, die in 
lokalen Gemeinden verwendet werden können, um Barrieren, Ungleichheiten und Bedürf-
nisse und die damit verbundenen Maßnahmen und Möglichkeiten professionell zu ermit-
teln. Zweitens sollte die zentrale Regierung wo erforderlich helfen, Perspektiven auszutau-
schen sowie Horizonte und Ideendatenbanken dahingehend zu erweitern, wie Bildungs- 
und Lebensmöglichkeiten von Kindern und Jugendlichen egalisiert werden können. Drit-
tens ist es die Aufgabe der zentralen Regierung, funktionierende Kommunikationssysteme 
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und Mechanismen für den Erfahrungsaustausch aufzubauen, die alle Projektteilnehmer 
miteinander verbinden. Und schließlich ist die zentrale Regierung hinsichtlich der Umset-
zung der Beurteilungs- und Bewertungsverfahren für die Projekte verantwortlich. Diese 
Verfahren sollen sich nicht nur auf die Kontrolle konzentrieren, sondern wichtiger noch 
darauf, den lokalen Regierungen und NGOs, die spezielle Maßnahmen durchführen, ein 
Feedback zu geben. Die lokale Regierung und lokale NGOs sollten dabei eine kluge, kon-
textbezogene Unterstützung erhalten, die eher aus einer Reihe von Instrumenten besteht 
als aus vorgefertigten Lösungen. In den Gemeinden sollten verschiedene Formen des Dia-
logs gefördert werden, die die Stimme der jungen Menschen, ihrer Eltern und Vertreter 
jener Institutionen einbinden, die für und mit jungen Menschen arbeiten.  

Die Perspektive der Nichtregierungsorganisationen: „Equal Opportuni-
ties“-Programm  

Das „Equal Opportunities“-Programm der Polnisch-Amerikanischen Stiftung für Freiheit 
[Polish-American Freedom Foundation] wird von einer Nichtregierungsorganisation, der Polni-
schen Kinder- und Jugendstiftung, geleitet. Das Programm wurde zum ersten Mal im Jahr 
2001 durchgeführt.  

Zweck des „Equal Opportunities“-Programms ist es, Maßnahmen zu unterstützten, die 
auf eine Stärkung der Gesellschaft aktiver, junger Menschen abzielen. Menschen, die sich 
der Tatsache bewusst sind, dass sie ihr Schicksal selbst in die Hand nehmen können, gestal-
ten ihre eigene Zukunft. Wir versuchen Lebensbedingungen zu schaffen, die es den jungen 
Menschen in ländlichen Gegenden und kleinen Städten ermöglichen, sich so zu entwickeln, 
wie die Jugendlichen aus den großen Städten.  

Es ist möglich, und es muss erreicht werden, dass die Kinder- und Jugendlichen aus ver-
schiedenen Bildungsangeboten von mehr als einer Institution oder Organisation auswählen 
können. In den meisten polnischen Dörfern bietet die Schule als einzige Institution Bil-
dungsmaßnahmen an. Aus unserer Sicht sollte es in einer gut funktionierenden Gemeinde 
auch ein Kulturzentrum geben, eine Kirche mit Angeboten für Jugendliche und letzten 
Endes auch kleine, lokale Organisationen. Diese spielen im Bereich der Bildung eine au-
ßerordentlich wichtige Rolle.  

Dann gibt es noch eine andere wichtige Bedingung, die wir erfüllen sollten, um Bil-
dungsmöglichkeiten gerechter gestalten zu können. Junge Menschen sollten als „Subjekt“ 
und nicht als „Objekt“ unserer Maßnahmen behandelt werden.  

Die Annahme, dass das größte Problem des polnischen Bildungswesens Geldmangel ist, 
ist in Polen weit verbreitet. Tatsächlich stimmt das aber nicht. Es ist nicht wahr, dass wir 
mit Geld kohärente Strategien gestalten können. Es ist nachgewiesen, dass Geld nur dann 
richtig eingesetzt wird, wenn es für wertvolle Projekte verwendet wird. Aus diesem Grund 
wurde die finanzielle Unterstützung des „Equal Opportunities“-Programms von einer Viel-
zahl von grundlegenden Schulungen, Beratungen und Treffen der Programmleiter begleitet.  

Maßnahmen, die im Rahmen des Programms ergriffen werden, können in drei gleiche 
Bereiche unterteilt werden. Der erste Bereich sind die Kredite (von 2.000 bis 5.000 € pro 
Jahr). In der 6-jährigen Programmlaufzeit haben wir über 3 Millionen € in über 1.000 Pro-
jekten vergeben. Dieses Jahr planen wir, weitere 500.000 € in 200 Projekte zu investieren.  



 

 15

Der zweite Bereich ist die grundlegende Unterstützung für Menschen, die Projekte um-
setzen (Akademie des Equal Opportunities-Programms). Die Ziele der Akademie liegen in 
der Organisation von Schulungen und Beratungen und der Förderung der wertvollsten, im 
Rahmen des „Equal Opportunities“-Programms, umgesetzten Projekte. Im Jahr 2006 ha-
ben wir die Bibliothek des Equal Opportunities-Programms gegründet. Drei Bücher wur-
den veröffentlicht: Leitfäden über bewährte Verfahren, die die Umsetzung ausgewählter 
Projekt in neuen Gemeinden ermöglichen.  

Die dritte Komponente der Programmstruktur ist das Führungsnetzwerk. Dabei handelt 
es sich um eine virtuelle Gemeinde von Menschen, die Projekte umsetzen.  

Die Schwerpunktsetzung auf substanzielle Werte der Projekte hat dazu geführt, dass un-
sere Methode das Interesse nicht nur lokaler Organisationen geweckt hat, sondern auch 
von Institutionen, die auf nationaler Ebene agieren. Zum Beispiel der Organisatoren des 
landesweiten Programms „School of equal opportunities“ [Schule gleicher Möglichkeiten], das 
aus dem Europäischen Sozialfonds finanziert wird.  

Die Ergebnisse unserer Aktivitäten können auf drei Ebenen betrachtet werden. Die 
Projektteilnehmer erhalten die Möglichkeit, wichtige Fähigkeiten zu entwickeln – mehr als 
250.000 junge Menschen haben an den gestifteten Projekten teilgenommen. Menschen, die 
Projekte umsetzen, erhalten Zugang zu wertvoller Erfahrung und dem erforderlichen Wis-
sen. Das betrifft ca. 500 Menschen, die Projekte durchführen. Und schließlich erhalten die 
Gemeinden, in denen die Projekte durchgeführt werden, die Chance, aus den Beispielen 
der Egalisierung von Bildungsmöglichkeiten zu lernen. So wurden auch aufgrund unserer 
Projekte mehr als 100 Nichtregierungsorganisationen gegründet.  

Die Bildungsreform von 1999 als ein Instrument (?) zur Egalisierung 
von Bildungsmöglichkeiten1  

Die Reform in Kürze  

Allgemeine Ziele der Reform von 1999:  
− Steigerung des Bildungsniveaus der Gesellschaft durch Förderung der Sekun-

där- und der höheren Bildung,  
− Egalisierung von Bildungsmöglichkeiten,  
− Maßnahmen zur Qualität der Bildung, die als ein wesentlicher Bestandteil des 

Erziehens betrachtet wird.  

Ein ernstes Problem des polnischen Bildungssystems vor der Reform von 1999 war der 
kontinuierliche Rückgang der Anzahl von Kindern im Schulalter, der auf die demografische 
Entwicklung zurückzuführen war.  

Die Schulen wurden immer leerer, die Kosten für ihren Unterhalt blieben jedoch gleich. 
Es war nötig, die Leitung der Schulen in den lokalen Regierungen zu koordinieren.  

Andere Probleme waren: Das ungleiche Unterrichtsniveau in den unterschiedlichen 
Schulen, die ungleiche Verteilung von Bildungsmöglichkeiten junger Menschen mit unter-

                                                 
1 Die nachfolgende Charta basiert auf einer Studie, die die Autoren unter Lehrern durchgeführt haben. Die Ergebnisse 
dieser Studie sind zu finden bei: Walczak D., Zahorska M. 2006: Krajobraz po .reformie. Opinie nauczycieli na temat 
reformy edukacji z 1999 roku, Wrocław und werden veröffentlicht bei: Zahorska M., Walczak D., O osobliwościach 
nauczycielskiej duszy w: Nowak A., Winkowska-Nowak K., Rycielska L., Szkoła w dobie internetu (im Druck). 
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schiedlichen Hintergründen und der geringe Anteil von Schülern an allgemeinen weiterfüh-
renden Schulen und derer, die die Universität besuchten.  

Als Lösung für viele dieser Probleme wurde eine Änderung des Schulsystems vorge-
schlagen. Statt des alten Systems – 8 Jahre Grundschule + 4 Jahre weiterführende Schule, 
wurde es geändert in 6 Jahre Grundschule + 3 Jahre weiterführende Schule gimnazjum + 3 
Jahre höhere Gymnasialstufe. Die Einführung einer höheren Gymnasialstufe hatte, so 
schien es, eine grundlegende Bedeutung für die Egalisierung der Bildungschancen. Den 
höheren Gymnasialstufen wurde eine besonders gute Ausstattung versprochen, sodass sie 
wirklich als Orte fungieren können, an denen die jungen Menschen gleich sind.  

Meinungen der Lehrer über die Reform von 1999  

Den Lehrern zufolge waren die Ziele und Mittel der Reform von Anfang an unrealistisch. 
Viele Schüler können nicht mit einem neuen, unbekannten Schulumfeld umgehen.  

Besuchen Kinder mit unterschiedlichen Hintergründen eine Schule, kann das zu einer 
Egalisierung der Chancen führen, vorausgesetzt, die Schüler mit unterschiedlichen Hinter-
gründen nehmen miteinander Kontakt auf und kooperieren. In der Realität können dabei 
leider viele Hindernisse auftreten: Eins davon ist ein nicht funktionierendes Schulbussys-
tem. Es gibt nicht genügend Schulbusse, der Fahrplan ist nicht kompatibel mit außerschuli-
schen Kursen, was zur Einführung getrennter Klassen führt – solcher für lokale und sol-
cher für pendelnde Kinder. Das verstärkt die Gegensätze zwischen diesen beiden Gruppen 
von Kindern und intensiviert die Entfremdung der pendelnden Kinder.  

Schulen in kleinen Städten oder Dörfern verfügen über weniger finanzielle Mittel für 
außerschulische Aktivitäten oder zusätzliche Kurse. Aus diesem Grund nimmt das Miss-
verhältnis zwischen Schülern aus den Dörfern und Städten zu, insbesondere weil Letztere 
häufig kostenpflichtige Privatkurse besuchen.  

Schüler, die eigentlich in Klassen mit weniger als 20 Schülern unterrichtet werden sollen, 
werden häufig in Klassen gesteckt, in denen mehr als 30 oder 40 Kinder sitzen.  

Die Arbeitsbedingungen stehen der Notwendigkeit einer Egalisierung der Bildungsmög-
lichkeiten entgegen.  

Als Folge der Reform stieg die Anzahl der Schüler an allgemeinbildenden weiterführen-
den Schulen. Derzeit ist ein großer Anteil der Schüler an allgemeinbildenden weiterführen-
den Schulen intellektuell oder mental nicht ausreichend vorbereitet, um an solchen Schulen 
zu lernen. Das Niveau der allgemeinbildenden Gymnasien sank sichtbar, wobei die Ausbil-
dung in der neuen Art von Gymnasien, sogenannten „Profil“-Gymnasien, unter jedem 
Qualitätsstandard liegt. Die Einführung der Profil-Gymnasien wird mit Blick auf die Quali-
tät der Schulbildung und der gleichen Gestaltung von Bildungsmöglichkeiten, insbesondere 
von Möglichkeiten, eine Neue Matura abzulegen (eine standardisierte Prüfung nach der 
Einführung des Gymnasiums 2005) als etwas Künstliches und Negatives wahrgenommen.  
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Zusammenfassung 

Die Meinung der Lehrer der weiterführenden Schulen und der gymnasialen Oberstufe zur 
Bildungsreform von 1999 ist eindeutig negativ und pessimistisch. Alle Lehrer, mit denen 
wir gesprochen haben, hatten Probleme damit, der Reform auch nur eine positive Seite 
abzugewinnen, wogegen es ihnen nicht schwer fiel, die negativen Punkte aufzuzählen. Leh-
rer haben den Eindruck, dass Sie materiell zurückstecken müssen, weniger respektiert wer-
den und die soziale Bedeutung ihres Berufsstands nicht anerkannt wird. Gleichzeitig sind 
die Erwartungen der Schüler, Eltern und Direktoren an die Lehrer hoch.  

Die Lehrer glauben, dass ein Grund für die Mängel der Bildungsreform von 1999 darin 
besteht, dass zu wenig Lehrer in die Entwicklung der Reform involviert waren. Sie behaup-
ten, dass eine solch lange Liste von Schwachpunkten der Reform das Ergebnis einer man-
gelnden Kooperation zwischen den Gestaltern der Reform und den Lehrern ist, deren ein-
zige Rolle bei der Reform darin bestand, sie in die Praxis umzusetzen.  
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P. Calado N. Christova M.V. Sousa 

Präsentation Portugal 
Pedro Calado, nationaler Koordinator 
„Escolhas“, Lissabon 
Nuno Christova, Projekt Cool-
Generation, Monte de Caparica 
Maria Virginia Sousa, Instituto National di 
Habitas, Lissabon 

Programm „Escolhas“ – 
Verbesserung der Chancengleichheit und sozialen Integration 

Interventionsstrategien 

Nationale Pläne  

Wie werden benachteiligte Kinder und Jugendliche verstanden und in den übergreifenden 
nationalen Plänen betrachtet? 
PNAI (Nationaler Aktionsplan für Soziale Eingliederung)  

Der Nationale Aktionsplan gegen Armut und für soziale Eingliederung wurde als Reak-
tion auf die gemeinsamen, vom Europäischen Rat von Lissabon (März 2000) vereinbarten 
Ziele zu Armut und sozialer Ausgrenzung entwickelt und in den Nationalen Bericht zu 
Sozialschutz und sozialer Eingliederung (2006 bis 2008) aufgenommen, der den Nationalen 
Aktionsplan zur Eingliederung für 2006 bis 2007 beinhaltet.  
PNACE (Portugiesisches Nationales Aktionsprogramm für Wachstum und Beschäftigung 
2005 bis 2008)  

Das Nationale Aktionsprogramm für Wachstum und Beschäftigung 2005 bis 2008 ist 
die Reaktion der portugiesischen Regierung auf die durch die erneuerte Lissabonner Strate-
gie vorgeschlagenen Herausforderungen. Dabei handelt es sich um einen integrierten Satz 
von 125 Schlüsselmaßnahmen zur Transformation und eine Reform, die der wirtschaftli-
chen und sozialen Situation angepasst ist und den Schwerpunkt auf drei Bereiche legt: 
Makroökonomie, Mikroökonomie und Qualifikation, Beschäftigung und sozialer Zusam-
menhalt.  

Dabei handelt es sich um ein wesentliches Programm der Modernisierung mit sektoralen 
Programmen quer durch alle Bereiche, insbesondere dem Stabilitäts- und Wachstumspro-
gramm (PEC), dem Technologieplan (PT) und dem Nationalen Beschäftigungsplan (PNE).  
PNE (Nationaler Aktionsplan für Beschäftigung)  

Der PNE basiert auf den EU-Richtlinien im Bereich Beschäftigung. Er wendet diese 
Richtlinien auf die portugiesische Realität an. Der NAP 2005-2008, der Teil des Nationalen 
Aktionsprogramms für Wachstum und Beschäftigung ist, zielt darauf ab, den Schwierigkei-
ten der wirtschaftlichen Situation oder den strukturellen Einschränkungen, die die Ent-
wicklung des Beschäftigungssystems und damit einhergehend die Entwicklung des Landes 
verlangsamen, auf integrierte und kohärente Weise mit makro- und mikroökonomischen 
Politiken zu begegnen.  
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Hin zu einem lokalen Ansatz: Aktive Partnerschaften zur sozialen Eingliederung zwi-
schen Staat und Zivilgesellschaft  

In Portugal hat die Integration des Kampfes gegen Armut und soziale Ausgrenzung in die 
aktive Sozialpolitik der vergangenen Jahre ein Engagement für aktive Partnerschaften zwi-
schen dem Staat und der Zivilgesellschaft gefördert, die auf die Verhandlung, Einigung und 
die geteilte Verantwortung für eine effektivere Umsetzung dieser Maßnahmen abzielt. Gute 
Beispiele für diese Praxis der Einbindung und Involvierung sind Partnerschaften (nationale, 
regionale oder lokale) mit dem Ziel, durch die Koordination der Fähigkeiten Synergien 
rund um gemeinsame Ziele zu bilden. Dazu gehören der Kampf gegen Armut und soziale 
Ausgrenzung und die Konsolidierung des sozialen Zusammenhalts.  
Soziales Netzwerk-Programm 

Das Soziale Netzwerkprogramm ist ein strukturelles Programm und wesentliches In-
strument für die lokale Entwicklung, und zwar durch die Umsetzung Gemeinde-basierter 
strategischer Planungsverfahren, die eine Grundlage für soziale Intervention bilden. In die-
sen Verfahren ist es erforderlich, zusammengetragene Sozialdiagnosen zu verwenden, ein 
lokales Informationssystem zu implementieren und einen sozialen Entwicklungsplan zu 
organisieren.  

Die Konsolidierung dieser Netzwerke, die effektive und dynamische Partnerschaften 
sein sollen, ist in den Lokalen Sozialen Aktionskomitees (CLAS, auf Gemeindeebene) und 
den Kirchlichen Sozialausschüssen (CSF) umgesetzt; Plattformen für die Planung und Ko-
ordination von lokaler sozialer Intervention, die in der Lage sind, alle Bürger zu mobilisie-
ren.  
Nationale Kommission für den Schutz von gefährdeten Kindern und Jugendlichen  

Die Kommissionen für den Schutz von gefährdeten Kindern und Jugendlichen sind 
nicht richterliche, offizielle Institutionen, die funktional autonom sind und mit dem Ziel 
handeln, die Rechte von Kindern und Jugendlichen zu fördern und Gefahrensituationen 
von Kindern zu verhindern bzw. zu beenden.  

Diese Schutzausschüsse basieren auf der Partizipation der Gemeinschaft und der loka-
len Regierung, was in einer Partnerschaft zwischen den Institutionen und Ressorts zum 
Ausdruck kommt, die die lokalen Dynamiken zugunsten der Prävention und des Schutzes 
von risikogefährdeten Kindern und Jugendlichen nutzen.  
Bildungsgebiete prioritärer Intervention  

Zwischen den Schuljahren 1996/97 und 1998/1999 wurde ein Experiment in Bezug auf 
eine andere Art der Beziehung zwischen den drei Schulformen und der Vorschulbildung 
durchgeführt. Diese bezogen sich auf territórios educativos de intervenção prioritária 
(TEIP), die sich in den Gegenden mit den schwersten sozialen, wirtschaftlichen und kultu-
rellen Problemen mit einer großen Anzahl von Schülern, die in bestimmte Bildungs-
Fördermaßnahmen eingebunden sind und/oder mit multikulturellem Integrationsbedarf, 
befinden. Diese Initiative wurde 2006/2007 wieder aufgenommen und zwar mit dem Ziel 
lokale Projekte zu entwickeln, um die Qualität der Bildung und die Förderung des gleichbe-
rechtigten Zugangs zu Schule und Erfolg zu verbessern.  

Besondere Ziele: Verbesserung des Bildungsumfelds und der Qualität des Lernens unter 
Schülern, integrierte und koordinierte Vision der Schulpflicht, die eine engere Beziehung 
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zwischen den drei verschiedenen Schulformen der Grundbildung und Vorschulbildung 
begünstigt; Gestaltung von Bedingungen, die den Kontakt zwischen Schulen und Arbeits-
leben erleichtern; progressive Koordination von Bildungspolitiken und Koordination der 
Erfahrungen der Schulen in einem bestimmten geografischen Gebiet mit den umliegenden 
Gemeinden.  

Programme und Maßnahmen in gefährdeten Gegenden, Arbeit mit Kin-
dern und Jugendlichen 

Choices Programm 

Das Choices-Programm ist als eine Reaktion auf den Anstieg der Jugendkriminalität zu 
verstehen, der im August 2000 ein massives Medieninteresse gefunden hatte. Die Existenz 
von gefährlichen Gruppen mit schwierigen sozialen Hintergründen, meist aus benachteilig-
ten Stadtteilen, führte zur Ministerentscheidung 108/2000 die die Weichen für zwei Reak-
tionsweisen stellte: erstens die notwendigen Bedingungen für die Umsetzung eines neuen 
Kinderschutzgesetzes und eines Jugendstrafrechts (1999) zu schaffen, die die Opfer von 
den jugendlichen Straftätern separieren, und zweitens Prävention – delegiert an die nationa-
le Kommission für den Kinder- und Jugendschutz, die Entwicklung von Programmen mit 
dem Ziel der Kriminalitätsprävention und der Integration der Jugendlichen aus den am 
meisten benachteiligten Gebieten in Lissabon – Oporto und Setúbal. So ist das Choices-
Programm ins Leben gerufen worden. 

Ein besonderer Schwerpunkt wurde in der Präsentation auf eins der 120 lokalen finan-
zierten Projekte gelegt: „Cool Generation“-Project aus Almada in den Vororten von Lissa-
bon. 

Initiative Kritische Urbane Gebiete  

Dies ist ein Nationales Programm, das vom Staatsminister für Landplanung und Städte 
geleitet wird und ein Instrument der Städtepolitik ist.  

Ziel ist es, in Gegenden zu intervenieren, die kritische Schwachpunkte aufweisen und in-
tegrierte sozial-territoriale Maßnahmen zu ergreifen. Es begann mit einer Versuchsphase in 
drei Gegenden (Cova da Moura – Madora; Lagarteiro – Porto und Vale da Amoreira – 
Moita): In die Initiative waren sieben Ministerien involviert (Präsident, Umwelt, Arbeit und 
soziale Sicherheit, Inneres, Gesundheit, Bildung und Kultur), derzeit beteiligen sich jedoch 
91 Institutionen/Organisationen/lokale Verbände mit Plänen, die auf einer gemeinsamen 
Diagnose basieren und von der Gruppe der lokalen Partner erstellt wurden.  
Beide Programme sind durch Folgendes gekennzeichnet:  

− Ziel der Intervention ist die Einbindung der benachteiligten Kinder und Ju-
gendlichen,  

− Aktive Partnerschaften mit Staat, lokalen Organisationen und der Zivilgesell-
schaft, 

− Übergreifendes, geteiltes, partizipatives, gebietsübergreifendes und auf mehre-
ren Ebenen agierendes Führungssystem mit einer Reihe von nationalen, regio-
nalen und lokalen Akteuren, 

− Integrierte Projekte mit sozial-territorialer Grundlage,  
− Mobilisieren von Projekten mit voraussichtlich strukturellen Auswirkungen,  
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− Von Innovationen geleitete Interventionen,  
− Strategische Koordination und Teilhabe lokaler Akteure.  

Fragen für die Diskussion in der Arbeitsgruppe 

− Wie können verschiedene Akteure involviert werden (Staat, lokale Organisatio-
nen und Gemeinschaften), um den Schwerpunkt der Maßnahmen auf das Ge-
biet zu verlagern?  

− Wie kann von einer nationalen Strategie und einer Reihe sektoraler Maßnahmen 
zu einer auf eine Gegend (Bereich, Ort, etc.) konzentrierte Maßnahme überge-
gangen werden?  

− Wie kann ein kohärenter und gut integrierter Rahmen für die Vielzahl der Me-
chanismen und Akteure bereitgestellt werden?  

− Wie wird die Vielseitigkeit der lokalen Partnerschaften rational gestaltet und or-
ganisiert, wobei die vielschichtigen Strukturen unterliegenden Ausrichtungen 
und die Möglichkeit gewahrt werden, an der Gestaltung, Planung, Umsetzung 
und Beurteilung von Sozialpolitiken teilzunehmen.  

 
Berichterstattung AG 1: Bildung 
Peter Bischoff 

Einführung 

Im Workshop 1 ging es um das Thema Bildung und Bildungschancen.  
Präsentiert wurden hierbei Beiträge aus Polen und Portugal. 

Die polnische Präsentation bezog sich auf die Vorstellung des im Rahmen der ‚nationa-
len Jugendstrategie’ gegenwärtig laufenden, nationalen Programms ‚Elicitation and support 
for Local Self-Government and Non-Governmental Organizations in the field of equaling 
educational chances and opportunities of children and youth’ (2006-2008), welches sich 
insbesondere der Angleichung der Bildungschancen von Kindern und Jugendlichen in Po-
len widmet. Hierbei liegt der Schwerpunkt auf ländliche Regionen und Gemeinden. Des 
Weiteren wurde das seit 2001 laufende, außerstaatliche, von der polnisch-amerikanischen 
Stiftung ‚Freedom Foundation’ getragenen Programm ‚Equal Opportunities’ vorgestellt. 

Im Rahmen der portugiesischen Präsentation wurden drei Programmbausteine der Na-
tionalen Strategie im Umgang mit Kindern und Jugendlichen in benachteiligten Gebieten 
vorgestellt (‚Choices Programme’/ ‚Cool Generation Project’/ ‚Critical Urban Areas Initia-
tive’), die sich schwerpunktmäßig auf Regionen und Gebiete beziehen, die seit 1975 einer 
starken Zuwanderung aus ehemaligen Kolonialländern unterliegen und eine hohe Konzent-
ration von Familien mit Migrationshintergrund aufweisen. 

Gemeinsamkeiten 

Als Gemeinsamkeiten der jeweiligen nationalen Vorgehensweisen kann die Einbettung und 
Verankerung der vorgestellten Programme und Programmbausteine in Nationale Strategien 
hervorgehoben werden, die von Akteuren verschiedener Regierungsgremien und -
institutionen, von lokalen Administrationen sowie von unabhängigen Organisationen 
(NGO’s) getragen und umgesetzt werden. 
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Unterschiede 

Unterschiede zwischen beiden Ländern zeigten sich vor allem bei der Definition der Ziel-
gruppen und Zielstellungen sowie im Hinblick auf die Umsetzung und Steuerung der Pro-
gramme: 

In Polen liegt der Focus gegenwärtig auf Prozessen der Bildungsbenachteiligung von 
Kindern und Jugendlichen in den ländlichen Regionen Polens.  
Insgesamt handelt sich hierbei eher um einen präventiven Ansatz (Angleichung der Bil-
dungschancen und der Bildungszugänge). 

Die Hauptzielstellung liegt auf der Verbesserung der Bildungschancen in strukturschwa-
chen ländlichen Regionen sowie auf der Angleichung der Bildungsstrukturen in urbanen 
und ländlichen Räumen. 

Die Steuerung und Umsetzung der Programme ist aus unserer Sicht (noch) als eher 
verwaltungsdominiert (institutionell vernetzte Steuerung und Umsetzung) zu beschreiben. 
Die Arbeit erfolgt dabei nicht ressortübergreifend. Besonders hervorzuheben ist, dass es in 
Polen keine eigene ministerielle Zuständigkeit für die Jugend gibt, sondern sie wird als 
Querschnittsaufgabe in den anderen Ministerien bearbeitet. 

Für Portugal kann eine stärkere Fokussierung auf die allgemeine soziale Integration von 
Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund aus benachteiligten Gebieten und 
Regionen (Gebiete und Regionen mit hoher Konzentration von Migrant/innen) hervorge-
hoben werden, wobei dieser Focus ursprünglich vorrangig auf Kriminalitätsprävention 
ausgerichtet war. In der Zwischenzeit ist dieses Programm direkt als interministerielle Auf-
gabe bei der Regierung angesiedelt. Dadurch ergibt sich eine Zuständigkeit aller Ressorts an 
der Umsetzung des Programms. 

Darüber hinaus sind für Portugal aufgrund der langjährigen Erfahrungen im Hinblick 
auf die Umsetzung von sozialen Programmen stärker entwickelte Vernetzungsansätze (par-
tizipativ; interdisziplinär; generationenübergreifend; nachbarschaftliche Strukturen) deutli-
cher sichtbar.  

Insgesamt handelt es sich um einen Interventionsansatz (explizite Auswahl von Prob-
lemgebieten mit deutlicher Exklusion, hoher Kriminalität und ausgeprägter Bildungsver-
weigerung) mit einem gegenwärtig einsetzenden Übergang zu einer interagierenden und 
partizipativen Steuerung und Umsetzung. Dies verdeutlicht sich u. a. in dem innovativen 
Ansatz, Multiplikatoren aus der Zielgruppe der benachteiligten Jugendlichen zu gewinnen 
und im Rahmen der Projektrealisierung partnerschaftlich einzusetzen. 
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Handlungsempfehlungen 

Für die zukünftige Arbeit mit Kindern und Jugendlichen in benachteiligten Gebieten wur-
den im Rahmen der beiden Präsentationen folgende Handlungsempfehlungen formuliert: 

1. Die Notwendigkeit, zukünftig von den bislang vorrangig intervenierenden Stra-
tegien und Maßnahmen zu interaktiven und stärker partizipativen Strategien 
und Maßnahmen überzugehen (Portugal). 

2. Die Programme stärker an den konkreten Bedarfen und Problemen der Ziel-
gruppen auszurichten (Interagierende Arbeitsweise) (Portugal). 

3. Die Kompetenzen im Bereich der lokalen Projektbeantragung und des lokalen 
Projektmanagements zu fördern und zu stärken (Polen). 

4. Die Kommunikation zwischen den beteiligten Akteuren sowie den Zielgruppen 
zu optimieren (Portugal/Polen) (Zirkuläre Beteiligungs- und Steuerungsverfah-
ren: Portugal). 

5. Die Verfahren der Projektevaluation zu verbessern und effektiver zu gestalten 
(Polen). 

6. Insgesamt eine stärkere Partizipation der betroffenen Kinder und Jugendlichen 
im Hinblick auf die Entwicklung von Projekten und Maßnahmen zu ermögli-
chen (Polen/Portugal). 
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Arbeitsgruppe 2: Beschäftigung 

Präsentation Ungarn 
Gabriella Tölgyes, Ministerium für Soziales und 
Arbeit, Ungarn 
Tamás Ganczer, Regionales Arbeitszentrum 
Südtransdanubien 

„Neue Dienste – Beschäftigung für 
Jugendliche“ 

Die ungarische Beschäftigungspolitik für Jugendliche 

In Ungarn führte der Regimewechsel ähnlich wie in anderen ehemals sozialistischen Län-
dern zu dramatischen Änderungen des Arbeitsmarktes. Die Entwicklung und der schnelle 
Anstieg der Arbeitslosigkeit trafen junge Menschen besonders hart. Gleichzeitig ist die In-
aktivität – eine der größten Herausforderungen für die ungarische Beschäftigungspolitik – 
insbesondere unter den jungen Menschen besonders verbreitet.  

Die Beschäftigungsquote junger Menschen (zwischen 15 und 24 Jahren) lag 2003 bei 
27,5 % und damit deutlich unter dem EU-Durchschnitt (38,4 %). Die wirtschaftliche Akti-
vität dieser Altersgruppe ist weiterhin gesunken (2006: 26,8 %), was dem allgemeinen 
Trend vorangegangener Jahre entspricht.  

Nach dem starken Anstieg um den Zeitpunkt des Regimewechsels verringerte sich die 
Arbeitslosigkeit als Ergebnis der Bildungsexpansion und des kurzen wirtschaftlichen Auf-
schwungs. Ab 2001 jedoch stieg die Arbeitslosenquote der 15- bis 24-jährigen wieder, er-
reichte Anfang 2004 15,5 % und überstieg die Quote von 1998 um 1,5 %. Die Arbeitslo-
senquote unter Jugendlichen in Ungarn war zu dem Zeitpunkt zweieinhalbmal höher als 
die durchschnittliche Arbeitslosenquote der Bevölkerung zwischen 15 und 64 Jahren.  

2006 sank die Arbeitslosenquote bei Jugendlichen um 0,3 Prozentpunkte auf 19,1 %. 
Die Anzahl der jungen Arbeitslosen betrug 64.100, das sind 2.800 weniger als im vorange-
gangenen Jahr. Jeder dritte junge Arbeitslose hatte als höchsten Schulabschluss einen all-
gemeinen Abschluss. Unter ihnen betrug die Arbeitslosenquote 31,8 %. Die Jugendlichen, 
die nicht von der Bildungsexpansion in den letzten Jahren profitieren konnten und ohne 
Fähigkeiten in den Arbeitsmarkt entlassen wurden, suchten i. d. R. länger nach Arbeit. 
Mehr als ein Drittel (38,4 %) der 15- bis 24-jährigen Arbeitslosen waren Langzeitarbeitslose 
und mindestens ein Jahr lang auf Arbeitssuche. Die Arbeitslosenquote betrug bei jenen mit 
einem allgemeinen Schulabschluss, einer Berufsausbildung oder dem Abschluss einer Han-
delsschule als höchstem Abschluss 41 %.  
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Schwierigkeiten der Jugendlichen 

Der Eintritt junger Menschen in den Arbeitsmarkt wird in erster Linie durch einen offen-
sichtlichen Mangel an Arbeitserfahrungen und/oder ihre unzureichende Qualifikation be-
hindert. Letztere ist gelegentlich mit unzureichenden Kompetenzen und mangelnder Moti-
vation gekoppelt.  

Während der Ausbildung sammeln die Jugendlichen, wenn überhaupt, dann nur sehr 
wenige Arbeitserfahrungen, wogegen Arbeitgeber nach „fertigen“ Arbeitnehmern suchen, 
die bereits über Berufserfahrungen, Fähigkeiten und Wissen verfügen. Die Aufnahme der 
ersten Beschäftigung wird zeitlich nach hinten verschoben, sodass die Sozialisierung im 
Arbeitsleben wesentlich später beginnt.  

Das andere große Hindernis, mit dem Jugendliche beim Eintritt in den Arbeitsmarkt 
konfrontiert werden, ist die offensichtliche Diskrepanz zwischen Ausbildung und Fähigkei-
ten. Da die Arbeitsmarktchancen für junge Menschen mit einem höheren Abschluss lange 
Zeit am besten waren, ist der Wunsch der jungen Leute nach einer höheren Bildung gleich-
zeitig gestiegen. Jetzt herrscht ein Überangebot von Universitäts- und College-Absolventen 
(insbesondere aus den weichen Wissenschaften), wogegen es in einigen Gegenden des 
Landes einen ernsthaften Mangel an ausgebildeten Arbeitern gibt. Der Wunsch nach höhe-
rer Bildung in den letzten Jahren hat dazu geführt, dass sich nur ein Drittel aller Bildungs-
maßnahmen auf die Arbeiter konzentriert und zwei Drittel auf die so genannten „Bürotä-
tigkeiten“, wogegen der Arbeitsmarkt genau das Gegenteil benötigt.  

Die Tatsache, dass die Anzahl der Schüler in Berufsausbildung und -schulungen gesun-
ken ist, führt zu ernsthaften Spannungen auf dem Arbeitsmarkt. Mittelfristige Arbeits-
marktprognosen zeigen im Gegensatz dazu, dass die Nachfrage vor allem nach Arbeitern 
steigen wird.  

Jugendliche, die das Schulsystem mit einem niedrigen Abschluss verlassen oder die 
Schule frühzeitig abbrechen, sind in einer schwierigeren Situation. Sie werden sehr wahr-
scheinlich aus dem Arbeitsmarkt gestoßen oder werden den Eintritt in den Arbeitsmarkt 
als äußerst schwer empfinden. Das wird anhand der Tatsache deutlich, dass der Anteil der 
Menschen mit einem niedrigen Schulabschluss in der Arbeitslosenquote weiterhin kontinu-
ierlich abnimmt.  

Diese Jugendlichen sind besonders gefährdet, eine illegale, nicht deklarierte Arbeit auf-
zunehmen. Vom offiziellen Arbeitsmarkt abgelehnt, neigen sie dazu, jede verfügbare Job-
möglichkeit zu ergreifen, die ihnen irgendeine Art von Einkommen sichert. Die Gefahr ist, 
dass diese Art befristeter Beschäftigung schließlich zu einem Dauerzustand wird, der die 
Eingliederung der Jugendlichen in eine bezahlte offizielle Arbeit behindert.  

Maßnahmen und Programme der ungarischen Regierung  

Maßnahmen zur Förderung von Beschäftigung und der Schaffung von Arbeitsplätzen  
− Aufnahme in Stipendien – Unterstützung junger Absolventen beim Sammeln 

erster Arbeitserfahrungen. Das Programm bietet niedrigere Lohnsteuern für 
Menschen bis 30 Jahre, wodurch die Einstellung jüngerer Arbeitnehmer für den 
Arbeitgeber günstiger wird.  
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− START Programm – Förderung der Beschäftigung von jungen Menschen, in-
dem den Arbeitgebern für zwei Jahre ein verminderter Lohnsteuersatz garan-
tiert wird.  

− Förderung freiwilliger Arbeit, um Jugendlichen zu helfen, Arbeitserfahrungen 
zu sammeln.  

− Bereitstellen von Unternehmenskrediten zu einfachen Bedingungen und Steu-
ererleichterungen für junge Leute.  

− Bereitstellung von Vermittlung und Schulung unternehmerischer Fertigkeiten in 
und außerhalb der Schulen.  

Maßnahmen für eine stärkere Verbindung zwischen Schule und Arbeit:  
− Zugangsbeschränkungen für den Zugang zu höherer Bildung, basierend auf der 

Nachfrage des Arbeitsmarktes auf nationaler und regionaler Ebene.  
− Gewährleisten der Qualitätssicherung im Bereich Bildung und Überwachung 

der Karriereschritte.  
− Verbesserung des Abprüfens von Fähigkeiten in den Bereichen Bildung und 

Schulung.  
− Unterstützung von „training on-the-job“.  

Maßnahmen und Programm zur Unterstützung der Beschäftigung junger Menschen:  
− Unterstützung der Beschäftigung von Frauen durch Kinderbetreuung, ein-

schließlich untypischer Formen der Beschäftigung (z. B. Teilzeitarbeit).  
− Initiieren von Kampagnen, um Arbeitgebern und potenziellen Arbeitnehmern 

untypische Formen der Beschäftigung zu erläutern und somit deren Akzeptanz 
zu fördern.  

− Fortsetzen des „Take a step forward"-Programms, das es Menschen mit einem 
niedrigeren Bildungsstand ermöglicht, ihre Ausbildung und Schulung wieder 
aufzunehmen.  

− Fördern der Verbesserung der Kompetenzen von Langzeitarbeitslosen.  
− Initiieren von gezielten, komplexen Entwicklungsprogrammen, einschließlich 

der Entwicklung der lokalen Wirtschaft, der Wohnungsinfrastruktur, des Ver-
kehrswesen, der Berufsausbildung, der Bildung, der Gesundheits- und Wohl-
fahrtsorganisation u. Ä., um die Einwohner von benachteiligten Regionen (in 
erster Linie Roma, junge und inaktive Bevölkerung) zu erreichen.  

− Fortsetzen der Unterstützungsprogramme junger Agrar-Unternehmer.  
− Förderung und Unterstützung über das traditionelle on-the-job-Training hinaus, 

und zwar jener Schulungsmaßnahmen, die die Anpassung an die technologi-
schen Veränderungen leichter machen und Führungsfähigkeiten  
und -fachwissen verbessern, um die Arbeitgeber dazu zu bringen, die Schulung 
ihrer Mitarbeiter als eine lohnende Investition zu betrachten.  

− Unterstützung der Entwicklung von Lehrplänen und entsprechendem Hinter-
grundmaterial, das in der Berufs- und Erwachsenenbildung verwendet wird, 
Unterstützung der Fortbildung von Seminarleitern, Trainern, Lehrern und Do-
zenten, die im Bereich der Berufsausbildung und/oder Erwachsenenbildung tä-
tig sind.  

− Förderung der wissensbewahrenden Möglichkeiten in ländlichen Gebieten 
durch Unterstützung von Agrar-Unternehmen.  
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Unterstützung der Arbeitsmarktdienste  
− Agenturen dazu bringen, die jungen Menschen bei ihrer Jobsuche im Rahmen 

des Programms „First step in the labour market“ [Erster Schritt auf den Arbeits-
markt] zu unterstützen, das überall im Land verfügbar ist. Diese Dienste umfas-
sen: Berufsberatung, Jobmessen, Berufsinformationszentren, Information und 
Beratung durch das Internet.  

− Erweiterung des Informationssystems, das jungen Menschen bei den Entschei-
dungen zu ihrem beruflichen Werdegang hilft, damit die Betroffenen die best-
möglichen Entscheidungen treffen.  

− Unterstützung der Entwicklung, Verwendung und Verbreitung neuer Techni-
ken zur Jobsuche.  

− Einrichten von Berufs-Informationszentren in den Bildungseinrichtungen.  

„New Services – Employment of Youth“ („Neue Dienste – Beschäftigung 
für Jugendliche“)  
Die Arbeitsmarktsituation der Region der drei Bezirke (Somogy, Baranya und Tolna) muss 
sich ändern. Die Region Südtransdanubien liegt im südlichen Teil Ungarns. Im internatio-
nalen Vergleich gehört sie zu den am wenigsten entwickelten Regionen.  

Dort gibt es mehr als 60.000 gemeldete Arbeitssuchende, viele von ihnen sind seit mehr 
als 6 Monaten arbeitslos. Die Arbeitslosenquote liegt bei 12,9 %, also über dem Landes-
durchschnitt und dem der EU. Ein Grund für diese hohe Arbeitslosenquote sind die vielen 
unterentwickelten Kleinstdörfer ohne geeignete Infrastruktur.  

Geschichte 

Das Projekt basiert auf einem französischen Modell. Das Ministerium für Arbeit und sozia-
le Kohäsion Frankreichs und das ungarische Ministerium haben 2002 einen Kooperations-
vertrag unterzeichnet und die Anwendung der französischen Vorgehensweise vereinbart.  

Das Projekt startete am 1. Januar 2004 und endete am 31. Dezember 2006, die Vorbe-
reitungen begannen jedoch schon 2003.  

Zu der Zeit arbeiteten die Arbeitsagenturen in Ungarn auf Länderebene mehr oder we-
niger getrennt voneinander. Das Neue an dem Projekt war, dass die Arbeitsagenturen der 
drei Bezirke sich zusammenschlossen, um dieses Projekt durchzuführen. So war dies das 
erste bedeutende Projekt auf regionaler Ebene. Seitdem kooperieren die Arbeitsagenturen 
auf regionaler Basis.  

Das Projekt wurde von den drei Arbeitsagenturen in Südtransdanubien (Arbeitsagentu-
ren in Somogy, Tolna, Baranya) und dem Regionalen Schulungszentrum Pécs geleitet. Das 
Schulungszentrum war für die professionelle Entwicklung verantwortlich.  

50 % der finanziellen Mittel kamen von den Arbeitsagenturen und 50 % stammten aus 
dem Haushalt des Arbeitsmarktfonds.  

Ziele 

Das Ziel des Programms war die Schaffung von Arbeitsplätzen durch Unterstützung der 
Schaffung neuer Dienste mit dem Ziel, persönliche Dienste oder Aktivitäten anzubieten, 
die die Interessen und Bedürfnisse einer Gemeinschaft berücksichtigen, die bereits nachge-
fragt worden waren, bisher aber nicht auf Marktebene umgesetzt werden konnten, was auf 
einen Mangel an einer stabilen Nachfrage und zahlenden Kunden zurückzuführen war.  
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Langfristige Ziele:  
−  Sicherstellen beruflicher Perspektiven für die Programmteilnehmer  
−  Gestaltung wirtschaftlicher Unabhängigkeit und Nachhaltigkeit durch Bereit-

stellen einer Nachfrage von zahlenden Kunden und Ausschreibung für die neu-
en Dienste  

− Schaffen neuer Arbeitsplätze und Berufe durch die Einführung neuer Dienste 

Kurzfristige Ziele:  
− Einbinden von 100 jungen Menschen zwischen 16 und 30 Jahren in das Projekt 

der Region Südtransdanubien 
− Errichten neuer Dienstleistungen und Tätigkeiten auf Grundlage der Bedürfnis-

se der lokalen Gemeinschaft in folgenden Bereichen:  
−  Soziales 
−  Tourismus 
−  Umweltschutz, Umweltmanagement 
−  Regionalentwicklung 

Die Zielgruppe waren jene jungen, arbeitslosen Menschen zwischen 16 und 30 Jahren, die 
einen Sekundarschul-, einen Universitäts- oder College-Abschluss hatten.  
Wir garantierten jenen Vorrang, die  

− in weniger entwickelten Gebieten lebten,  
− mehr als 6 Monate lang arbeitslos gemeldet waren.  

Subventionen 

Nach der Vorbereitungsphase wandten wir uns 2003 in einer offenen Ausschreibung an 
Unternehmer. Das Projekt finanzierte Schulungen, Gehälter und Lohnnebenkosten. Dar-
über hinaus berieten wir die Arbeitnehmer und Arbeitgeber das ganze Projekt über konti-
nuierlich.  
Die Subventionen betrugen:  

− Schulungsunterstützung in Höhe von 1.200 Euro pro Kopf  

Wir verwendeten diesen Betrag, um Schulungen zu finanzieren, die die Teilnehmer selbst 
aussuchen konnten.  

− Lohnunterstützung und Erstattung der Lohnnebenkosten. Das Projekt war in 3 
Abschnitte von jeweils einem Jahr unterteilt. Die Unterstützung nahm ab. Im 
ersten Jahr waren es 100 %, im zweiten Jahr 80 % und im dritten Jahr 60 %. 
Der maximal verfügbare Betrag betrug 300 Euro/Kopf/Monat. Das waren 
41 % mehr als der ungarische Mindestbruttolohn. (Der Mindestbruttolohn be-
trug 2004 nur 212 Euro.) 

Das Projekt unterstützte darüber hinaus die Schaffung neuer Dienste mit kontinuierlicher 
Beratung.  

Entwicklung individueller Fähigkeiten  

Neben der Beratung übernahm das Regionale Schulungszentrum die Verantwortung für die 
Entwicklung der Angestellten.  

Das war der zweite Schwerpunkt des Projektes, schließlich sprechen wir hier über na-
gelneue Dienste.  
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Diese Dienste waren neu, weil sie in der entsprechenden Region zuvor nicht existiert 
hatten. Die Nachfrage war vorhanden, jedoch gab es keine zahlenden Kunden.  

Die individuelle Verbesserung der Fähigkeiten wurde durch Mitarbeiter des Regionalen 
Schulungszentrums Pécs durchgeführt. In einem ersten Schritt führten die Berater eine 
kompetenzbasierte Jobanalyse durch. In jenen Fällen, wo eine weitere Berufsausbildung 
erforderlich war, wurde die Richtung der Schulung festgelegt. Die beliebtesten Kurse wa-
ren: Projektmanagement, EU-Studien, IT- und Sprachkurse.  

Unterstützte Bereiche  

Die meisten neuen Dienste wurden im Bereich Soziales und Regionalentwicklung einge-
führt. Mehr als 40 % der neuen Dienste entstanden im sozialen Bereich. In diesem Sektor 
zielt die Mehrheit der neuen Dienste auf die Alten- und Kinderpflege und die Unterstüt-
zung der lokalen Gemeinschaft ab.  

Ein anderes wichtiges Ergebnis ist, dass 64 % unserer Zielgruppe Universitäts- und Col-
lege-Abschlüsse und 30 % von ihnen ihren Sekundarschulabschluss hatten. Obgleich das 
erreichbare Gehalt nicht so hoch war, war die Anzahl der professionellen Teilnehmer be-
merkenswert.  

Ergebnisse 

Das Projekt half der Zielgruppe, sich selbst den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes anzupas-
sen und erfahrene Arbeitssuchende zu werden.  

Es half ihnen darüber hinaus, unabhängiger und selbstbewusster zu werden, mit klaren 
Zielen.  

Andere sehr wichtige Ergebnisse waren die Entwicklung ihrer Anpassungsfähigkeit und 
ihrer Sichtweisen.  

Das innovative Ergebnis des Projektes war die Schaffung neuer Arbeitsplätze wie dem 
regionalen Abfallmanager, dem Assistenten für Regionalentwicklung, dem Tourismusma-
nager und dem Umweltschutzbeauftragten.  

Das Projekt unterstützte eine große Bandbreite von Organisationen: Vereinigungen, 
Stiftungen, Gemeinden, Unternehmer, Aktiengesellschaften, GmbHs. Die Anzahl der 
NGOs war herausragend, was zu einer Stärkung des Nichtregierungsbereichs beigetragen 
hat.  

Am Ende des Projektes waren 122 von 159 Teilnehmern gut geschult und angestellt. Da 
die Ergebnisse des Projektes überzeugend waren, haben wir bereits eine neue Ausschrei-
bung lanciert, die sich an weitere 100 junge Arbeitnehmer richtet.  

Finanzierung des Projektes  

Ungarischer Staatshaushalt: Mittel aus zentralen und dezentralen Maßnahmen  

Weitere Informationen:  
Ministerium für Soziales und Arbeit, Ungarn  
1054 Budapest, Alkotmány u. 3. 
E-Mail: info@szmm.gov.hu 
Internet: www.szmm.gov.hu 



 

 30 

  
v. l.: D. Stokes, St. McCarthy, C. Carolan, A. Kelly 

Präsentation Irland 
Dr. Dermot Stokes, Nationaler Koordinator, 
Youthreach 
Stephen McCarthy, Bildungsbeauftragter, 
Stadt Dublin VEC 
Angelique Kelly, Koordinatorin, Crumlin 
Youthreach, Dublin 12  
Christina Carolan, ehemalige Youthreach 
Teilnehmerin  

„Youthreach“ – Qualifizierungs- 
und Beschäftigungsprogramm für benachteiligte Jugendliche  

Beschäftigungskontext 

In den letzten fünfzehn Jahren hat die irische Wirtschaft tief greifende Veränderungen 
durchgemacht. Dort, wo es eine hohe Arbeitslosigkeit gab, herrschten geringe Erwartungen 
und endemische, strukturelle Emigration sowohl der Hoch- als auch der Niedrigqualifizier-
ten. Nun ist dort die Arbeitslosigkeit niedrig, die Erwartungen sind hoch, und es ist ein 
deutlicher Zuzug zu verzeichnen. Ein großer Anteil der Arbeitskräfte verfügt über Zusatz-
qualifikationen, allerdings gibt es auch einen hohen Anteil von Menschen mit Sekundar-
schulabschluss oder einem niedrigeren Abschluss. Außerdem ist der Analphabetismus bei 
Erwachsenen, insbesondere unter älteren Arbeitern, auch verbreitet. Die Teilnahme an 
Fortbildungen und Schulungen ist gering; ein Mangel an Fähigkeiten ist in einigen Berei-
chen offensichtlich. Diese wurden weitestgehend durch die Immigration hochqualifizierter 
Menschen besetzt. In Irland gibt es schätzungsweise 280.000 Ausländer im Alter von 15 
Jahren und älter. Die prognostizierte Migration für 2007 beträgt 55.000. Es wird geschätzt, 
das Irland zwischen 2006 und 2020 950.000 weitere Arbeitnehmer benötigen wird, 310.000 
von ihnen werden immigrieren.  

2007 veröffentlichte die Expert Group on Future Skill Needs [Expertengruppe zur Er-
mittlung zukünftigen Qualifikationsbedarfs] ihren Bericht Tomorrow’s Skills: Towards a 
National Skills Strategy. [Die Qualifikationen von morgen: Hin zu einer nationalen Qualifi-
kationsstrategie] Um eine neue wissensbasierte Wirtschaft zu werden, die effektiv auf dem 
globalen Markt mithalten kann, muss Irland die Qualifikationen der dort lebenden Bevöl-
kerung fördern, die Partizipation an der erwerbstätigen Bevölkerung steigern und weiterhin 
hochqualifizierte Migranten anwerben. Es ist jetzt üblich, die Qualifikationen der Arbeits-
kräfte im Allgemeinen um einen Grad des National Framework of Qualifications [Nationa-
ler Qualifikationsrahmen] (NFQ, www.ngai.ie) anzuheben.  

Es ist jedoch auch anerkannt, dass die starke Nachfrage nach gering qualifizierten Ar-
beitskräften derzeit zu einer schwachen Leistung des Bildungswesens beiträgt, da der Ein-
zelne eher motiviert wird, sich eine Arbeit zu suchen, anstatt seine Ausbildung fortzuset-
zen.  
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Frühzeitiges Verlassen der Schule und das Youthreach-Programm  

Unsere Präsentation konzentriert sich auf das Youthreach-Programm, das die wesentliche 
nationale Reaktion darstellt und sich an jene richtet, die die Schule frühzeitig verlassen ha-
ben.  

Wenn wir die 1990 geborene Kohorte nehmen – das wären in Irland ca. 55.000 Kinder, 
so werden 1,5 % dieser Kohorte die Schule direkt nach der Grundschule2 verlassen, 3,5 % 
werden eine weiterführende Schule ohne Abschluss verlassen, 18 % bis 19 % werden weni-
ger als den Sekundarschulabschluss erreichen und 25 % werden mit weniger als 5 D3 Noten 
auf dem Abschlusszeugnis aus dem Schulsystem ausscheiden. Das sind stabile Zahlen, die 
trotz substanzieller Investitionen in präventive Maßnahmen gegen einen frühzeitigen 
Schulabgang seit einem Jahrzehnt gleich bleibend sind.  

Es gibt zahlreiche Gründe, weshalb wir davon betroffen sind. Zunächst ist es in einer 
Gesellschaft, die für die Idee der Gleichberechtigung im Bildungswesen eintritt, inakzepta-
bel, dass einer von vier Schülern die Schule mit unzureichenden Qualifikationen verlässt. 
Zweitens untergräbt ein so hoher Anteil frühzeitiger Schulabgänger dort, wo wir versu-
chen, die Lissabonner Ziele zu erreichen und die Qualifikationen der Arbeitskräfte anzuhe-
ben, unsere Möglichkeiten, unsere Ziele zu erfüllen. Drittens sind uns die Folgen einer ge-
ringen Qualifikation für den beruflichen Werdegang einer Person durchaus bewusst. Sie 
wird eher arbeitslos, ihre Arbeit ist schlechter bezahlt und unsicherer. Wenn sie arbeitslos 
wird, wird sie länger warten und härter nach einer neuen Arbeit suchen müssen und diese 
wird im Gegenzug schlechter bezahlt und unsicherer sein als andere. Die Gefahr der sozia-
len Ausgrenzung ist die Folge. Schließlich sind uns auch die verschiedenen negativen Zu-
sammenhänge und Assoziationen, die mit einem frühzeitigen Verlassen der Schule einher-
gehen, bewusst.  

Unsere Reaktion besteht aus drei großen Strängen. Der erste bezieht sich auf die Ebene 
der Servicearchitektur. Wir versuchen, ein Klima zu schaffen, das die Zusammenarbeit 
fördert, die Kinder in den Mittelpunkt stellt und Grenzen zwischen den Diensten und Be-
reichen überwindet. Der zweite ist eine Bandbreite präventiver Maßnahmen und Strukturen 
in den Sozialdiensten und Schulen, wie beispielsweise die DEIS-Initiative4. Der dritte 
Strang bezieht sich auf außerschulische Maßnahmen, im Wesentlichen das Youthreach-
Programm und eine Reihe informeller Jugenddienste und -projekte.  

Diese Stränge werden anhand einer Bandbreite von Grundsatzvereinbarungen deutlich, 
wie beispielsweise der nationalen Partnerschaftsvereinbarung Towards 2016, dem Nationa-
len Entwicklungsplan 2007 bis 2013 und dem Nationalen Aktionsplan für soziale Einglie-
derung 2007 bis 2016. Wir haben darüber hinaus versucht, transversale Mechanismen zu 
entwickeln, die die verschiedenen Ministerien miteinander verbinden, die für die Jugend-
dienste verantwortlich sind, insbesondere das Büro des Ministers für Kinder. Wir haben 
auch einen breiten gesetzlichen Rahmen angelegt, dem die Bereitstellung von Diensten für 
Jugendliche unterliegt. Dies sind deutliche Veränderungen gegenüber der Vergangenheit, 
                                                 
2 Grundschule in Irland umfasst sechs Schuljahre (primary school). 
3 In Irland werden die Kurse nach den Schwierigkeitsgraden gewählt und danach auch benotet. 
4 Siehe www.education.ie  
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als der Governancerahmen aus einer Fülle unzusammenhängender Gesetzgebungen und 
ministerieller Erlässe und Direktiven bestand.  

Anders als in den meisten anderen europäischen Ländern spielen die Gemeinden keine 
direkte Rolle bei der Weiterbildung oder der Bereitstellung von Sozialdiensten oder Schu-
lungen für junge Menschen. Im Allgemeinen betont das irische System die Allgemeinbil-
dung bis hin zur Sekundarstufe. Zu einer frühzeitigen Berufswahl wird nicht geraten. Für 
jene, die die Schule frühzeitig verlassen, ist Youthreach die erste Anlaufstelle. Berufsbil-
dungskomitees (VECs) sind Agenturen, die Weiterbildung anbieten und koordinieren. 
Dank der Entwicklung des NFQ gibt es nun einen vereinheitlichenden Rahmen für Quali-
fikationen.  

Youthreach wird als der flexible Freund des Schul- und Fortbildungssystems bezeichnet. 
Es wurde 1988 für die Soziale Garantie ins Leben gerufen. Es ist ein nationales Programm, 
dessen Bereitstellung jedoch auf lokaler Ebene erfolgt. Es begründet sich auf drei Phasen – 
Engagement, Gründung, Fortschritt. Auf nationaler Ebene wird es von zwei Ministerien, 
dem Ministerium für Bildung und Wissenschaft und dem Ministerium für Unternehmen, Handel und 
Beschäftigung geleitet. Eine starke Betonung kommt dabei der Arbeit zwischen den Sektoren 
und Agenturen zu, obgleich anerkannt ist, dass diese schwierig umzusetzen ist. Das Pro-
gramm wird in 90 Bildungszentren und 43 Gemeinde-Schulungszentren im ganzen Land angebo-
ten. Dabei handelt es sich um kleine außerschulische Abteilungen mit Vollzeit- und Teil-
zeitmitarbeitern.  

Youthreach richtet sich an frühzeitige Schulabgänger, das heißt Jugendliche zwischen 15 
und 20 Jahren mit schlechter Qualifikation, die nicht mehr zur Schule gehen und noch kei-
ne Arbeit haben. Von den Teilnehmern sind 15 % alleinerziehende Eltern und 10 % Pend-
ler. Die Schulung wird in Abhängigkeit von Alter und Beteiligung bezuschusst. Das Ziel 
des Programms ist es, frühzeitigen Schulabgängern (16 bis 20 Jahre) das Wissen, die Fähig-
keiten und das Vertrauen zu vermitteln, die erforderlich sind, um vollständig an der Gesell-
schaft teilhaben und Weiterbildung und Schulungen in Anspruch nehmen und Arbeit fin-
den zu können.  

Die aktive oder passive Entscheidung junger Menschen, die Schule früh zu verlassen, 
wird von vielerlei Faktoren beeinflusst. Es ist leicht, frühen Schulabgang im Hinblick auf 
Probleme und Risikofaktoren zu untersuchen. Aber Schule funktioniert für viele junge 
Menschen einfach nicht. Andere mögen Schwierigkeiten in einigen oder allen Ökosystemen 
haben – der Schule, der Familie, der Alterskohorte oder der Nachbarschaft. In vielen In-
stanzen ist klar, dass der frühe Schulabgang eine rationale Reaktion auf Kräfte ist, die au-
ßerhalb der Kontrolle des Einzelnen liegen. Die Erfahrungen von Youthreach zeigen, dass, 
wenn sich jeder junge Mensch mit seinem eigenen Päckchen an Erfahrungen und Proble-
men vorstellt, immer klar ist, warum er/sie die Schule früh verlassen hat. Es gibt also eine 
große Bandbreite von Schwierigkeiten.  

In einer vom Ministerium für Bildung und Wissenschaft im Dezember 2005 durchge-
führten Umfrage unter den 90 Zentren wurde festgestellt, dass fast 40 % der Lernenden 
signifikante Lese- und Rechenschwierigkeiten hatten, mehr als 50 % hatten einen problem-
behafteten familiären Hintergrund, mehr als ein Viertel Missbrauchsprobleme und 30 % 
benötigten nachhaltige psychologische Unterstützung. Von besonderer Bedeutung ist, dass 
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in einem der reichsten Länder Europas 17 % in einem „schlechten gesundheitlichen Zu-
stand“ waren, das heißt unter anhaltenden Erkrankungen oder schlechter Ernährung litten. 
Ein ähnlich hoher Anteil wurde polizeilich verwarnt. Ein Viertel hatte vielfältige Probleme.  

Die Mitarbeiter des Programms müssen mit einem Paradoxon umgehen – Youthreach 
ist ein Bildungs- und Schulungsprogramm, kein umfassendes Versorgungspaket. Dennoch 
stellen sich die Jugendlichen mit einer Vielzahl von Problemen vor, die gelöst werden müs-
sen, bevor sie sich dem Lernprozess hingeben können. Daher ist die wichtigste Phase der 
Partizipation die des Engagements. Das ist der Punkt, an dem die Programmmitarbeiter 
größte Unterstützung benötigen, und zwar sowohl in ihrem eigenen Handeln als auch von 
externen Institutionen. Diese Unterstützung ist sehr gemischt – manchmal tief greifend, 
manchmal nicht – und verlässt sich zu sehr auf Individuen in den Organisationen, anstatt 
auf einen Zusammenhalt zwischen den Organisationen und einer effektiven Infrastruktur 
von Jugenddiensten.  

Das Programm arbeitet mit Personen aus allen Bereichen eines Spektrums. An einem 
Ende gibt es Instabilität, Abhängigkeit, Loslösung, Störungen und einen Mangel an Selbst-
bestimmung und an dem anderen Ende Stabilität, Unabhängigkeit, Integration und Be-
schäftigungsfähigkeit. Die Programmteilnehmer können sich an jedem Punkt dieses Spekt-
rums befinden. Das Programm arbeitet mit ihnen, um ihnen zu helfen, positive Ergebnisse 
zu erreichen. Das tut es, indem es die besten Verfahren aus Bildung, Schulung und infor-
meller Jugendarbeit kombiniert.  

 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 
Bei der Jugendarbeit und der Erwachsenenbildung beginnt man dort, wo der Lernende 

ist, und stellt ihn immer in den Vordergrund, und nicht das Subjekt oder die Qualifikation. 
So gehen die Youthreach-Mitarbeiter vor. Lernende müssen immer Entscheidungen über 
ihre Beteiligung fällen. Wie in einer Berufsausbildung werden das Lernen aus Erfahrungen 
und positive Mentorenbeziehungen sehr betont. Beste Verfahren bringen Sicherheit und 
Herausforderungen ins Gleichgewicht. Dank des kürzlich entwickelten Nationalen Qualifi-
kationsrahmens wird es nun möglich, Qualifikationsmöglichkeiten auf einzelne Lernende 
zuzuschneiden.  

Die Mitarbeiter müssen über besondere Fähigkeiten verfügen. Sie müssen die Rollen des 
Lehrers, Trainers, Jugendsozialarbeiters und Mentors kombinieren. Sie müssen sich mit 
einer Reihe von Experten aus einer Vielzahl von Agenturen und Disziplinen zusammentun. 

Jugendarbeit

Youthreach 

Schulung

Bildung
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Sie müssen in ihrem Handeln mit den Lernenden strukturiert, klar und gerecht sein. Sie 
müssen reflektieren und selbstbewusst sein – häufig sind sie die erste Person, mit denen die 
Lernenden eine gleichberechtigte Beziehung unter Erwachsenen kennenlernen. Daher ist 
das Bewusstsein für Grenzen wichtig. Sie müssen einen Sinn für Humor haben. Sie müssen 
außerdem unvoreingenommen sein – ihnen werden Dinge begegnen, die ihre Wertvorstel-
lungen auf den Prüfstand stellen werden. Aber sie benötigen auch Unterstützung und Kon-
trolle, denn das Risiko eines Burn-outs ist groß – und das in einem Bereich, den wir gerade 
erst in Angriff nehmen.  

Als Youthreach gegründet wurde, war es zunächst als eine kurzfristige Lösung für ein 
kurzfristiges Problem gedacht. Heute, da wir erkennen, dass der frühe Schulabgang ein 
strukturelles Problem ist, wird das Programm zunehmend als ein Bestandteil des Bildungs- 
und Ausbildungssystems betrachtet. Daher ist es hilfreich, dass das Programm sich im Lau-
fe der Zeit weiter und selbst zu einem Organ entwickelt hat, dass als effektiv angesehen 
und als solches bestätigt werden kann. Mainstreaming-Projekte und geschützte Maßnah-
men wie Youthreach sind eine grundlegende Herausforderung. Dabei geht es darum, den 
Mainstream zu verändern, und nicht zu verändern, was bei benachteiligten Jugendlichen funk-
tioniert. Es geht nicht darum, wirksame Programme in die finanziellen und administrativen 
Schranken eines unflexiblen Systems zu pressen, das die Jugendlichen als erstes „verloren“ 
hat. Es sollte genau entgegengesetzt funktionieren.  

Das erfordert eine langfristige Strategie, die in Phasen unterteilt ist und so weit wie mög-
lich geht. Initiativen wir Youthreach müssen demonstrativ ebenso gut sein wie Äquivalente. 
Jugendliche haben ein Recht auf Qualität und Professionalität und Service auf höchstem 
Niveau. Wer eine zweite Chance erhält, darf nicht als Mensch zweiter Klasse betrachtet 
werden. Aus diesem Grund ist die Youthreach Quality Framework-Initiative5 von besonde-
rer Bedeutung. Ihr Ausgangspunkt sind eine Reihe von Qualitätsstandards, die alle Beteilig-
ten, einschließlich der Lernenden, vereinbart haben. Jedes Zentrum entwickelt einen Zent-
rumsplan und führt dann jährlich eine interne Evaluation des Zentrums durch. Schließlich 
führt die Abteilung für Bildung und Wissenschaft externe Evaluationen durch.  

Die Stadt Dublin  

Youthreach ist ein nationales Programm und so ist klar, dass es von lokalen Prioritäten, 
lokalem Wissen gelenkt werden muss, das die VECs (Berufsbildungskomitees der Countys) 
bereitstellen. Das Berufsbildungskomitee der Stadt Dublin (CDVEC) ist das größte VEC in 
Irland. Es bietet mehr als 12.000 erwachsenen Vollzeitstudenten und 17.500 Teilzeit-
studenten eine große Bandbreite an Kursen und Diensten an. Es hat mehr als 4.000 Mitar-
beiter und jährliche Ausgaben in Höhe von 147 Mio. Euro.  

Während die Bevölkerung des Großraums Dublin 1,5 Mio. übersteigt, leben in der Stadt 
Dublin, für die das CDVEC verantwortlich ist, 500.000 Menschen. Die Altersgruppe der 
15- bis 24-Jährigen macht 18 % der gesamten Stadtbevölkerung aus. 54 % der Bevölkerung 
stehen in Arbeit, 6,3 % sind arbeitslos und 23,4 % sind im Ruhestand oder arbeiten von 
Zuhause aus. Landesweit gibt es jedoch 88 Wahlkreise, in denen die Arbeitslosenquote 

                                                 
5 Siehe www.youthreach.ie  
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20 % übersteigt. Davon befinden sich 15 in der Stadt Dublin. In der Stadt Dublin haben 
38,9 % der Bevölkerung die höhere Sekundarschulbildung nicht abgeschlossen. Im Zu-
sammenhang mit den voranstehend dargestellten Prioritäten in Bezug auf Qualifikationen 
ist das eine besondere Herausforderung. Es gibt die Notwendigkeit, grundlegende oder funda-
mentale Fähigkeiten zu entwickeln, wie z. B. die Fähigkeit zu Lesen, Zahlen und Technolo-
gien zu verwenden, personenbezogene Fähigkeiten wie beispielsweise Kommunikation, die Ar-
beit mit anderen und im Team und Fähigkeiten aus dem Bereich Kundenservice, und kon-
zeptuelle Fähigkeiten wie z. B. das Sammeln und Organisieren von Informationen, Problem-
lösung, Planung und Organisation, die Fähigkeit zu lernen, wie man lernt und Kreativität 
sowie das Denken in Systemen. Diese werden benötigt, um überhaupt eingestellt werden 
zu können, sie sind aber auch nötig, damit eine Person erfolgreich als Bürger in einer ent-
wickelten Wirtschaft funktionieren kann.  

Das VEC der Stadt Dublin betreibt zehn Zentren, die 546 Jugendliche betreuen. Sie 
sind mit insgesamt 10 Zentrumskoordinatoren, 35 Mitarbeitern im Bereich Ressourcen und 
mehr als 50 Teilzeitmitarbeitern ausgestattet. Dabei ist eine Vielzahl von Herausforderun-
gen festzustellen – ein geeignetes Programmgleichgewicht zwischen formalen Qualifikatio-
nen und wesentlichen Lebensfähigkeiten zu finden, den Anforderungen der Nationalen 
Qualifikationsstrategie gerecht zu werden, einem Ziel des „One Step Up“, die Beständig-
keit zu steigern und mit Bezug auf den Fortschritt von Youthreach Möglichkeiten des Bil-
dungsfortschritts im eigenen System des VECs anzubieten. Bei der Vermittlung dieser na-
tionalen Belange in die lokale Realität ist eine weitere Herausforderung festzustellen, näm-
lich die, die Individualität und Kreativität eines jeden Zentrums zu bewahren, und der Nei-
gung zu widerstehen, weiter zu gehen, um kleine Schulen zu werden. Das Verfahren zur 
Evaluation und Qualitätssicherung ist deshalb als ein Mittel zur Feststellung der Effektivität 
dessen, was getan wird, willkommen. Das ist auch eine Herausforderung und bedeutet, dass 
alle Beteiligten in den Zentren, den VEC (lokale Verwaltung) und der Abteilung für Bil-
dung und Wissenschaft lernen. Eine weitere Herausforderung hängt mit der effektiven 
Verwendung einer gezielten Finanzierung zusammen, z. B. einer neuen Initiative als Reak-
tion auf die besonderen Bedürfnisse im Bildungsbereich.  

Eins der CDVEC Zentren befindet sich in Crumlin, einem Stadtteil im Südwesten der 
Stadt. Dort ist die Benachteiligung besonders hoch. Zusätzlich zu dem, was man als „nor-
male“ Muster von Drogenmissbrauch bezeichnen könnte, gibt es hier ein signifikantes lo-
kales Problem mit Heroin und Kokain.  

Der wichtigste Punkt ist natürlich die Frage, ob das alles für die Lernenden funktioniert. 
Aus den jährlich durchgeführten Studien geht hervor, dass Youthreach extrem effektiv ist 
bei der Rekrutierung seiner Zielgruppen und der Entwicklung von Soft Skills. Ein beträcht-
licher Anteil der Jugendlichen hält sich selbst jedoch für unfähig und gibt frühzeitig auf. Im 
Allgemeinen passiert das bereits in der Phase des Engagements. Positiv ist, dass 50 % die-
ser „frühen Aussteiger“ einem anderen Bildungs- oder Schulungsprogramm beitreten oder 
eine Arbeit aufnehmen. Die anderen haben in der Regel derart schwerwiegende Probleme, 
dass sie zunächst ein stärker fokussiertes interinstitutionelles Programm benötigen, bevor 
sie zu Youthreach kommen. Es ist ein ausgesprochenes Ziel herauszufinden, wie Arrange-
ments getroffen werden können, um diese Jugendlichen zu halten.  
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Von jenen, die bei Youthreach bleiben, um entweder den Grund- oder den Fortgeschrit-
tenenkurs abzuschließen, werden 75 % erfolgreich platziert, 80 % nach dem Fortgeschrit-
tenenkurs.  

 
Berichterstattung AG 2: Beschäftigung 
Birgit Reißig 

Einführung 

Die AG 2 befasste sich mit dem Thema Beschäftigung.  
Zentrale Fragestellung war: Wie können benachteiligte Jugendliche und Jugendliche aus 

benachteiligten Regionen durch Programme in Beschäftigung gebracht werden? 
Dazu stellten Vertreter aus Ungarn und Irland Maßnahmen vor. Im Zentrum der Prä-

sentation aus Ungarn stand das Programm „START“ und das regionale Arbeitsmarktpro-
jekt „Neue Dienste – Beschäftigung für Jugendliche“.  
Die Vertreter aus Irland stellten das Programm „YOUTHREACH“ vor.  

Gemeinsamkeiten 

Die Programme aus beiden Ländern zielen auf benachteiligte Jugendliche und junge Er-
wachsene, wobei das irische Programm „YOUTHREACH“ direkt auf Jugendliche mit 
individuellen Benachteiligungen ausgerichtet ist, während das ungarische Programm in ei-
ner der strukturschwächsten Regionen des Landes angesiedelt ist, also eher auf regionale 
Benachteiligung reagiert. 

Dabei geht es in beiden Programmen darum, an den Kompetenzen der Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen anzusetzen und diese entsprechend den Erfordernissen des Ar-
beitsmarktes zu fördern und zu entwickeln. Dies zum Beispiel in der Ausbildung von so 
genannten Schlüsselqualifikationen. 

In der Arbeitsgruppe wurde als weitere Gemeinsamkeit herausgearbeitet, dass es in bei-
den Programmen und den entsprechenden nationalen Strategien darauf ankommt, aus Feh-
lern zu lernen und so Erfolg versprechende Modelle zur beruflichen Integration von Be-
nachteiligten zu entwickeln. 

Weiterhin wurde mehrfach darauf verwiesen, dass es nicht die Benachteiligung 
schlechthin gibt, sondern verschiedene Modelle für die differenzierten Benachteiligungs-
formen entwickelt werden müssen.  

Eine sichtbare Gemeinsamkeit der Programme beider Länder war die positive Bilanz, 
die gezogen werden konnte. So erreichten sowohl das Programm „Neue Dienste – Be-
schäftigung für Jugendliche“ als auch „YOUTHREACH“ eine zu 75 % erfolgreiche Plat-
zierung im Bildungs- und Ausbildungssystem bzw. im Beschäftigungssektor.  

Neben den genannten Gemeinsamkeiten zeigt sich auch eine Reihe von Unterschieden 
in der Arbeit der beiden Länder.  
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Unterschiede 

Der grundsätzliche Unterschied beider Länder besteht darin, dass in Irland sowohl Ausbil-
dung als auch Beschäftigung als zentrale Aufgabe des Staates gefasst werden und die kom-
munale Ebene in diesen Bereichen keine bzw. kaum Einflussmöglichkeiten hat. Damit ist 
eine zentrale Steuerung dieser Bereiche durch den Staat möglich. In Ungarn hingegen ist 
ein Großteil des Arbeitsmarktes durch eine zentrale Steuerung gar nicht erfassbar. So sind 
73 % der erwerbsfähigen Bevölkerung durch die Arbeitsämter gar nicht erfasst. Ein großer 
Teil von diesen Personen agiert in der so genannten ‚black economy’. Somit stellen sich 
nationale Strategien als schwerer durchsetzbar dar.  

Dementsprechend zeichnet sich die irische Strategie durch einen übergreifenden Ansatz 
mehrerer Ministerien, u. a. der Ressorts Bildung und Beschäftigung aus, währen in Ungarn 
die nationale Strategie hauptsächlich im Beschäftigungsressort verortet ist. Daraus ergeben 
sich eine Reihe weiterer Unterschiede. So erfolgt die Steuerung der irischen Strategie auf 
nationaler Ebene und findet ihre Entsprechung in einer lokalen flexiblen Umsetzung, wäh-
rend das ungarische Programm ausschließlich regional bzw. lokal gesteuert wird. Daraus 
ergeben sich auch Unterschiede hinsichtlich der beteiligten Akteure. In Irland haben wir 
nationale und lokale Akteure aus unterschiedlichen professionellen Bezügen. In Ungarn 
finden wir hauptsächlich die regionalen und lokalen Arbeitsagenturen als zentrale Akteure.  

Ein weiterer deutlicher Unterschied offenbart sich, wenn man die jeweiligen Laufzeiten 
der von beiden Ländern vorgestellten Programme betrachtet. So kann das irische Pro-
gramm „YOUTHREACH“ auf eine bereits 19-jährige Tradition und Erfahrung zurückbli-
cken und wird auch – zumindest – bis 2016 fortgeführt. Dabei wurde das Instrumentarium 
und Design des Programms auf der Grundlage interner und externer Evaluation ständig 
angepasst und weiterentwickelt. Im Gegensatz dazu sehen die gesetzlichen Vorgaben in 
Ungarn keine längeren Laufzeiten für Modellvorhaben als drei Jahre vor.  

Handlungsempfehlungen 

Handlungsempfehlungen ergeben sich aus der Diskussion in unserer Arbeitsgruppe auf 
verschiedenen Ebenen.  

Auf der Ebene der direkten Programmumsetzung geht es vor allem darum, sehr passge-
naue Angebote zu entwickeln, die einen ganzheitlichen Ansatz verfolgen. Dabei müssen 
alle Lebensbereiche der Jugendlichen und jungen Erwachsenen – und nicht allein die Ar-
beitswelt – in den Blick genommen werden. Dazu gehört auch, wesentlich früher als bis-
lang Familien einzubeziehen, ihre Potentiale zu stärken und Erziehungskompetenzen zu 
fördern.  

Als ein wesentlicher Punkt bei der Förderung von Benachteiligten wurde benannt, dass 
man diese Zielgruppe nicht mit einer low-level-Finanzierung aktivieren kann. Das irische 
Beispiel zeigt, dass gerade für die Arbeit mit Benachteiligten eine entsprechende Qualität 
des Personals und der Infrastruktur unerlässlich ist.  

Dieser hohe Standard kann sich besonders gut im Rahmen von langfristigen Strategien 
entwickeln. Aufgrund von veränderten Anforderungen im Verlauf von Programmen und 
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Strategien ist eine begleitende Evaluation notwendig, die darauf reagieren und eine Anpas-
sung auf den verschiedenen Steuerungsebenen herbeiführen kann.  

Ein wichtiger Punkt in der Diskussion der Arbeitsgruppe war die Frage der Passfähig-
keit von Anforderungen an Ausbildung und Arbeit sowie deren Realisierung. Dabei erwies 
es sich als Problem, dass Unternehmen häufig nicht in der Lage sind, konkrete Anforde-
rungsprofile für zukünftige Arbeitnehmer zu formulieren. Daraus ergibt sich eine letzte 
Empfehlung für den Beschäftigungsbereich: Es müssen Programme geschaffen werden, die 
Arbeitgeber genau dazu befähigen, mit den anderen Akteuren des Beschäftigungssystems 
zu kooperieren und zukunftsfähige Anforderungsprofile zu entwickeln.  
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K. Klamková 

Arbeitsgruppe 3: Multikulturelles Zusammenleben 

Präsentation Tschechische Republik 
Katarina Klamková, IQ Roma Service Brno 
Sona Kotibova, Schlesische Diakonie Cesky Tesin  

Integrationsstrategien für junge Roma am 
Beispiel des IQ Roma Servis  

Tschechische Republik  

Die Roma-Minderheit ist eine offiziell anerkannte (und die größte 
sichtbare, unbeliebteste) ethnische Minderheit, die sowohl in 
wirtschaftlicher als auch sozialer Hinsicht eher benachteiligt und mit einem hohen Risiko 
der sozialen Ausgrenzung konfrontiert ist. In der Tschechischen Republik leben ca. 
250.000 bis 300.000 Roma (ca 3 % von 10 Mio. Tschechen). Dies sind keine offiziellen 
Angaben, sondern lediglich Schätzungen (bei Volkszählungen gibt nur eine kleine Anzahl 
von Roma ihre Roma- Herkunft an). Viele leben in den folgenden Städten: Prag, Brünn, 
Ostrava, Most, Chomutov, Ústí nad Labem, etc. Mit einer hohen Geburten- und Sterblich-
keitsrate gehören sie zu den so genannten „sehr jungen Gemeinschaften“, obgleich der 
Kreislauf der sozialen Ausgrenzung sich in den Generationen wiederholt.  

Es besteht die Hoffnung, die praktischen Instrumente des Europäischen Sozialfonds 
und des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 2007 bis 2013 effizient zu nutzen, 
um bedeutende Änderungen zu erleichtern, insbesondere im Hinblick auf den Zugang zu 
effektiven Sozialdiensten, Unterstützung in den Bereichen Bildung und Arbeit, insbesonde-
re in den Roma-Gemeinschaften, um den Kreislauf der sozialen Ausgrenzung zu durchbre-
chen.  

Verantwortliche Organe für die Frage der Roma  

Es gibt zwei beratende Organe der Regierung, die in die Integration von Mitgliedern der 
Roma-Gemeinschaften involviert sind – Der Rat der Regierung der Tschechischen Republik für die 
Angelegenheiten der Roma-Gemeinschaft6und der Rat der Regierung der Tschechischen Republik für nati-
onale Minderheiten. Beides sind motivierende und beratende Organe der Regierung und ha-
ben keine direkten Ausführungsbefugnisse. Schlüsseldokument ist das Grundsatzkonzept 
zur Integration der Roma.  

Mit diesen Ungleichheiten befassen sich darüber hinaus spezialisierte Abteilungen im 
Ministerium für Arbeit und Soziales (MoISa) und dem Ministerium für Bildung, Jugend 

                                                 
6 Der Rat für die Angelegenheiten der Roma-Gemeinschaft (CRCA) wurde durch den Erlass der Regierung der Tsche-
chischen Republik vom 17. September 1997, Nr. 581 gegründet. Der Rat unterstützt auf systematisch die Integration 
der Roma-Gemeinschaft in die Gesellschaft. Er unterstützt die Kooperation der Ministerien, die für die Umsetzung von 
Teilmaßnahmen und die Erfüllung der Aufgaben aus den Resolutionen der Regierung und internationalen Verträgen, 
denen die Tschechische Republik beigetreten ist, verantwortlich sind. Er sammelt, begutachtet und legt der Regierung 
Informationen und grundlegende Dokumente und Vorschläge zur Gestaltung und Anwendung der Regierungspolitik im 
Bereich der Integration der Roma-Gemeinschaften vor. Ausführlichere Informationen über die Zusammensetzung und 
die Aufgaben des Rates sind in seiner Satzung festgelegt. Seine Verfahren werden durch die Verfahrensregeln be-
stimmt. Die Aktivitäten des Rates (einschließlich der Aktivitäten seiner Ausschüsse und Arbeitsgruppen) werden von 
dem Büro unterstützt, das eine strukturelle Einheit der Regierungsbehörde der Tschechischen Republik ist.  
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und Sport. Andere Ministerien sind ebenfalls involviert (Kultur, Inneres, etc.). Der Rat der 
Regierung der Tschechischen Republik für die Angelegenheiten der Roma-Gemeinschaft 
„koordiniert“ (solange die Befugnisse dies ermöglichen) die Maßnahmen und Strategien 
verschiedener Ministerien.  
Lokale/regionale Regierung: Institutionen, die auf lokaler Ebene agieren, schließen eben-
falls Berater aus den Reihen der Roma ein (optional auf Ebene der Gemeinden) und Koor-
dinatoren der Berater der Roma bei regionalen Behörden (obligatorisch), die i. d. R. Roma 
sind.  

Strategische Schlüsseldokumente  

Das Hauptgrundsatzkonzept in der Tschechischen Republik mit Bezug auf die ethnische 
Minderheit der Roma ist das Konzept des Kampfes gegen die soziale Ausgrenzung. Unter 
sozialer Ausgrenzung versteht die CZR einen „Prozess (2006, MoISA, Gabal), in dem In-
dividuen, eine Gruppe von Individuen oder eine Gemeinschaft am Zugang zu Ressourcen, 
Positionen und Möglichkeiten gehindert werden, die eine Partizipation an sozialen, wirt-
schaftlichen und politischen Aktivitäten der Mehrheitsgesellschaft ermöglichen, oder ihnen 
der Zugang dazu vollständig verweigert wird.“ 2006 untersuchte MoLSA die Orte und 
Gemeinden sozial ausgegrenzter Roma sowie die Aufnahmekapazität von Menschen, die 
auf dem Gebiet arbeiten, was einer besseren Koordination von Informationen, Grundsät-
zen und Programmen dienen sollte.  

Die wesentlichen nationalen tschechischen Strategien und Pläne, die sich mit diesem 
Phänomen befassen, sind7:  

Speziell auf Roma ausgerichtet:  

a) Grundsatzkonzept zur Integration der Roma.  
b) Die Roma Decade Maßnahme – das Programm „Decade of Roma Inclusion 2005-

2015“ [Jahrzehnt der Eingliederung der Roma] ist ein beispielloses politisches En-
gagement von Regierungen in Mittel- und Südosteuropa für die Verbesserung des 
sozial-wirtschaftlichen Status und der sozialen Eingliederung der Roma auf regiona-
ler Ebene. Es handelt sich hierbei um eine internationale Initiative, die Regierun-
gen, zwischenstaatliche Organisationen und Nichtregierungsorganisationen sowie 
Zivilgesellschaften der Roma vereint, um den Fortschritt hin zu einer Verbesserung 
der Situation der Roma zu beschleunigen und einen solchen Fortschritt auf transpa-
rente und messbare Weise zu prüfen. Das Decade-Programm legt den Schwerpunkt 
auf die prioritären Bereiche Bildung, Arbeit, Gesundheit und Wohnen und ver-
pflichtet Regierungen die anderen Kernbereiche Armut, Diskriminierung und Gen-
der Mainstreaming zu berücksichtigen.  

                                                 
7 Jugendliche Roma als Gruppe werden mit besonderer Bedeutung in diese Strategien integriert, um den Kreislauf der 
sozialen Ausgrenzung zu unterbrechen, den Bildungsgrad und die Einstellbarkeit zu erhöhen und sozialen Pathologien 
vorzubeugen.  
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Allgemein ausgerichtet: 

Nationaler Aktionsplan zur sozialen Eingliederung (2006-2008) – beschäftigt sich mit 
Aspekten wie Arbeit, Einstellbarkeit, Mindestlohn, Wohnung, Bildung, Verhindern von 
sozialem Ausschluss und sozialen Pathologien (z. B. auch Roma). 

Die Umsetzung dieser tschechischen nationalen Strategien und Pläne sowie die Integra-
tionsmaßnahmen in der Tschechischen Republik können in 3 Basisgruppen eingeteilt wer-
den: 

(1) Politik, Programme und institutionelle Maßnahmen, die eine zentrale nationale Re-
gierung initiiert (Sozialarbeiter der Gemeinde, Lehrerassistenten, Koordinatoren der Bera-
ter der Roma bei den regionalen Behörden, Berater der Roma und Assistenten auf Ge-
meindeebene), (2) Maßnahmen8 von Selbstverwaltungen und Gemeinden (auf der Ebene 
der Regionen und Städte; es gibt 14 Regionen in der CZR) und (3) Projekte, die durch ge-
meinnützige Nichtregierungsorganisationen umgesetzt wurden, häufig mit finanzieller Un-
terstützung vom Staat, der Region, Stadt, EU – ESF, ERDF. Gute Ergebnisse werden an 
Orten erzielt, in denen eine NGO mit der hilfreichen Haltung einer Selbstverwaltung exis-
tiert (unterstützt von gut gestalteten Bedingungen auf nationaler Ebene). Der aktiven Teil-
nahme der Zielgruppe kommt ebenfalls eine bedeutende Rolle zu.  

Projekte, die von wohltätigen Nichtregierungsorganisationen umgesetzt 
werden – lokale Beispiele guter Praxis  

Diese Projekte: eins aus der Region Südmähren (NGO – zivile Vereinigung IQ Roma ser-
vis – CIP Equal – IQ servis – System für einen Erfolg der Roma auf dem Arbeitsmarkt) & 
eins aus der Mährisch-Schlesischen Region (NGO – Slezska diakonie) sind offiziell aner-
kannt als praktische Träger der nationalen Strategie, NAPSI, Decade, das Grundsatzkon-
zept zur Integration der Roma:  

Equal-Initiative  

Projektname: IQ servis - System für den Erfolg der Roma auf dem Arbeitsmarkt  
 

Projektnummer CZ.04.4.09/4.1.00.4/0077 
Bezirk Stadt Brünn, Region Südmähren  
Budget Ca. 1 Mio. Euro  
Beginn 16. September 2005 
Ende 30. Juni 2008 

Hauptträger des Projektes:  
Nichtregierungs- und wohltätige Organisation – IQ Roma servis  

                                                 
8 In Übereinstimmung mit den nationalen allgemeinen Strategien können sie im Rahmen dieser Strategien ihre eigene 
konkrete Strategie, Aktionsplan (i.d.R. mit Sozialdiensten verbunden) entwickeln, z. B. Region Moravskoslezsky: Strate-
gie zur Integration der Roma 2006-2009, Konzept der Sozialdienste in der Mährisch-Schlesischen Region (hohe Quali-
tät, gleicher Ansatz für alle, Kooperation), Programm zur Prävention von Kriminalität, Strategie der Antidrogenpolitik 
2005-2009.  
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Vision von IQ Roma servis: Wir möchten eine Welt, in der aufrichtige und freund-
schaftliche Beziehungen zwischen Roma und der mehrheitlichen Bevölkerung bestehen, 
eine Welt, in der die Roma ganz natürlich würdige soziale Rollen mit Bezug zu ihrer Kultur 
und ihrer Nationalität einnehmen.  

Entwicklung der Partnerschaft: Partnerschaft für den Erfolg der Roma auf dem Ar-
beitsmarkt – 12 nationale Partner sind involviert: Grund- und weiterführende Schulen, 
Universitäten, Freizeitzentren, Forschungszentren, Arbeitsagentur, Stadt Brünn, Region 
Südmähren.  

Das Projekt verbindet Experten der Gemeinde (Gemeindearbeiter, Mitglieder, Aktivis-
ten, Teilnehmer) mit Experten aus Institutionen (Forscher, Lehrer, öffentliche Verwaltung, 
etc.), um neue Verfahren für präventive Programme, die Entwicklung effektiverer und zu-
gänglicher Dienste und Eingliederungsstrategien zu gestalten.  

Das Projektverfahren deckt die gesamte Familie der Roma ab. Zielgruppen sind sowohl 
Kinder als auch Jugendliche, insbesondere im Alter von 13 bis 18 Jahren sowie deren El-
tern und Familienmitglieder.  

Die Hauptgruppe: Roma zwischen 13 und 18 Jahren  

Die Projektaktivitäten sind miteinander verbunden und bauen auf 5 Säulen auf.  
1. Motivations- und Stimulationszentrum (Theaterausbildung, EEG Biofeedback,  

Fotografie, Filmklubs, etc.)  
2. Bildungszentrum (Förderunterricht, Schul- und Berufsberatungszentrum, Englisch-

unterricht, IT-Unterricht, etc.)  
3. Zentrum für Informationen und Unterstützung auf dem Arbeitsmarkt (Berufsbera-

tung, Bildungs- und Schulungsprogramme)  
4. Präventionszentrum (soziale und juristische Beratung, Antidiskriminierungsdienst, 

Sozialarbeiter)  
5. Bewertung, Koordination, PR & Medienzentrum  

Projektergebnisse in den Jahren 2005 bis 2007:  

a) 90 % der Teilnehmer besuchten die Sekundarschule.  
b) 140 Teilnehmer lernen Englisch oder erwerben IT-Kenntnisse. 
c) 100 Jugendliche sind an motivierenden Maßnahmen beteiligt. 
d) 116 Teilnehmer fanden Arbeit (mit unserer Unterstützung), 60 von ihnen arbeiten 

mehr als 2 Monate.  
e) Drei Teilnehmer sind an der Vorbereitungsphase für neue Projekte für die Ge-

meinde beteiligt.  
f) Fünf Frauen schlossen den Kurs zur Projektassistentin ab, 4 Mädchen schlossen ei-

ne Schulung zur Hostess für Messen und Ausstellungen ab. 
g) 54 Teilnehmer erwarben IT-Kenntnisse und 12 nehmen an Englischkursen teil.  
h) 190 Teilnehmer erhielten Beratung durch interne Mitarbeiter oder Sozialarbeiter.  
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37 % der Anfragen der Teilnehmer betrafen Unterkunft, 18 % Schulden, 16 % Zu-
schüsse, 14 % Rechtsberatung.  

30 % der Anfragen der Teilnehmer konnten erfolgreich und in Zusammenarbeit mit 
dem Teilnehmer gelöst werden. Nur 3 % der Anfragen der Teilnehmer blieben erfolglos. 
Einige Anfragen laufen noch.  

Ein gutes praktisches Beispiel:  

Unterstützung im Bereich Fortbildung.  
Zu Beginn nahm die Mutter von I.J. die soziale und juristische Beratung und Dienste von 
IQ Roma servis in Anspruch. Gleichzeitig erfuhr sie vom Schulberatungsdienst, den die 
Organisation ebenfalls anbot, und schickte ihre Tochter I.J. dort hin.  

I.J. war in der vierten Klasse der Sekundarschule, was bedeutete, dass sie entscheiden 
musste, was sie nach Abschluss der Schule tun wollte.  

Im Januar 2007 befragte der Schulberater von IQ Roma servis das Mädchen und formu-
lierte die wesentlichen Probleme ihrer Situation. Zunächst war es für sie aufgrund familiärer 
Probleme extrem schwer, Hausaufgaben zu machen und sich auf die Schule vorzubereiten. 
Zweitens hatte sie ernsthafte Probleme mit Mathematik, wodurch sie möglicherweise nicht 
ihren Abschluss bekommen hätte. Drittens wollte I.J. versuchen, an einer Universität auf-
genommen zu werden.  

Angesichts dieser Situation nahm sie bei IQ Roma servis Nachhilfeunterricht in Ma-
thematik, verbesserte in der Folge ihre Leistungen im Fach Mathematik und durfte den 
Schulabschluss machen. Im Februar 2007 bewarb sie sich an der Universität und bereitet 
sich nun bei IQ Roma servis auf die Aufnahmeprüfungen vor. Während der Vorbereitung 
stellte sich heraus, dass das EEG-Biofeedbacktraining für dieses Mädchen sehr sinnvoll 
war.  

Aktivitäten, an denen sie bei IQ Roma servis teilnahm, unterstützten und motivierten sie 
für zukünftige Bemühungen und Ambitionen. Jetzt erklärt I.J., dass sie sich selbstsicherer 
fühle und ihre positiven Erfahrungen des schrittweisen Bildungserfolgs mit ihren Freunden 
teilen kann. Die Unterstützung seitens der Organisation war für sie und ihre Familie sehr 
wichtig.  

Mainstreaming, Darstellung der Fähigkeiten und Tätigkeiten der Teilnehmer:  

a) Fotoausstellung – auch einsehbar unter www.jaktovidimja.cz  
b) Öffentliche Aufführungen im Jonglieren, Roma-Tanz 
c) Musiktheater (Gypsies go to heaven)  
d) Theatervorlesungen (Vorführungen der Theatergruppe in Schulen, im Klub, in der 

Öffentlichkeit) 
e) Europäisches Netzwerk gegen Armut – 5. Treffen der in Armut lebenden Men-

schen  
f) Beteiligung an dem Planungsverfahren der Sozialdienste der Stadt Brünn 
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Empfehlung (was funktioniert):  

− Verfahren, das die ganze Familie einschließt  
− Individuelle und langfristige Begleitung und Unterstützung für einen erfolgrei-

chen Übergang von der Grundschulbildung zur Sekundarschulbildung 
− Verbesserung der Konzentration durch EEG Biofeedback  
− Selbstdarstellung und Verbesserung der persönlichen Würde durch öffentliche 

Aktivitäten  
− Direkte Intervention durch Sozialarbeiter und Beratung  
− ERDF-Programm  

Projektname: Contact II – Bohumín, – Karviná 
 

Projektnummer CZ.04.1.05/3.2.81.1 
Bezirk Stadt Bohumin, Karviná, Region  
Budget 200.000 Euro  
Beginn 1. März 2006 
Ende 31 .März 2007 

 
Hauptträger des Projektes: Nichtregierungs- und wohltätige Organisation – Schlesische 
Diakonie  
Entwicklung der Partnerschaft: Apostolische Kirche, Kofoedov Schule, Stadt Bohumin. 

Das Projekt versuchte, den Beratungsservice, der in erster Linie von Roma-Teilnehmer 
genutzt wird, sich aber auch an sozial schwache Teilnehmer aus den Städten Bohumin und 
Karvina richtet, zu erweitern. Durch das methodische Vorgehen unseres Beratungsdienstes 
wurde das Ziel erreicht.  
Vision des Projektes: Hilfe zur Selbsthilfe  
Die Hauptgruppe: Roma-Kinder und -Jugendliche zwischen 13 und 18 Jahren  
Die Projektaktivitäten basierten auf 4 Hauptsäulen:  

− Beratung 
− Minikurse 
− Niedrigschwellige Zentren  
− Entwicklung einer Methodologie  

Im Detail konzentriert sich das Projekt auf  
− Entwicklung von Beratungsmethoden  
− (gedruckt und im Internet, etc.)  
− Erstellen von Handbüchern für kleine Klassen  
− Entwickeln eine Methodologie für Kurse  
− Einbinden von zwei niedrigschwelligen Zentren in Karvina und Bohumin für 

kleine Kinder (Netzwerk von Sozialdiensten und Hilfe für die ganze Familie) 
− Entwicklung einer neuen Methode für niedrigschwellige Zentren  
− (Förderunterricht, Schul- und Berufsberatungszentrum, Englischunterricht, IT-

Unterricht, etc.)  
− Zentrum für Informationen und Unterstützung auf dem Arbeitsmarkt  
− Bewertung, Koordination, PR & Medienzentrum  
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Projektergebnisse in den Jahren 2006 bis 2007:  

a) 130 Teilnehmer schlossen Kurse in Bohumin ab.  
b) 95 Teilnehmer schlossen Kurse in Karvina ab.  
c) Teilnahme von 20 Kindern täglich in niedrigschwelligen Zentren (95 % - 100 % 

Roma-Kinder) in Bohumin.  
d) Teilnahme von 35 bis 40 Kindern täglich in niedrigschwelligen Zentren  

(70 % Roma-Kinder)  
e) Angebot von mehr als 600 Maßnahmen  
f) Schaffung von 2 neuen Arbeitsplätzen und 10 Freiwilligen  

Ein gutes praktisches Beispiel:  

Das Projekt Contact existiert heute in der dritten Auflage. Besonders bei Roma ist es sehr 
beliebt. Insbesondere die Minikurse, die in Einheiten von 4 bis 6 Stunden organisiert sind, 
sind sehr beliebt (Themen: Kochen, PC, Internet, Handarbeit). Die Teilnahme der Roma 
mit Bezug auf ihre kulturelle Mentalität wird nicht möglich sein. 2007 verdreifachte sich die 
Teilnahme an Kursen mit der Bezeichnung „Stärkung sozialer Kompetenzen“, was das 
zunehmende Interesse der Roma am sozialen Leben verdeutlicht.  

Mainstreaming: 

a) Gemeinsame Aktivitäten mit anderen Jugendeinrichtungen in Bohumin und  
Karvina  

b) Öffentliche Aufführungen, z. B. Singen, Roma-Tanz  
c) Kurse zur Stärkung sozialer Kompetenzen (Sozialrecht, Kriminalität,  

soziale Vorteile)  
Kontakt:  
IQ Roma servis 
Hybešova 41, Brno 602 00, Tschechische Republik  
Tel.: +420 543 213 310, Fax: +420 543 214 809 
iqrs@iqrs.cz 
www.iqrs.cz 
www.jaktovidimja.cz 
Schlesische Diakonie, Na Nivách 7, Český Těšín, 737 01, Tschechische Republik  
Tel.: +420 558 764 347, Fax: +420 558 764 301 
www.slezskadiakonie.cz 
Rat der Regierung der Tschechischen Republik für Angelegenheiten der Roma Regierungsbehörde 
der Tschechischen Republik, Vladislavova 4,110 00 Prag 1; Postanschrift: nábřeží Edvarda Beneše 
4, 118 01 Prague 1; 
Tel.: +420 296 153 511 
Fax: +420 224 946 615 
E-Mail: krp@vlada.cz 
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G. Savickaja 

Präsentation Litauen 
Tadas Leončikas, Institut für Sozialforschung Vilnius 
Svetlana Novopolskaja, Roma Community Centre Vilnius 
Gražina Savickaja, Abteilung für Nationale Minderheiten und im 
Ausland lebende Litauer unter der Regierung der Republik Litauen 
Vilnius 

„Gemeindezentren für Roma“ als Beispiel für 
neue Integrationsstrategien in Litauen 

Roma in Litauen: Ausgangssituation 

Laut Schätzungen leben etwa 3.000 Roma in Litauen, dessen Bevölkerung 3,4 Millionen 
Einwohner umfasst. In der Volkszählung von 2001 beschrieben 16,5 % der Bevölkerung 
ihre Volkszugehörigkeit als nicht-litauisch und 2.571 Personen registrierten sich als Ro-
ma/Zigeuner. 

Roma leben überall in Litauen. Ihre Zahl konzentriert sich jedoch in oder in der Nähe 
weniger größerer Städte. So klein die Gesamtgemeinschaft auch sein mag, so hat sie doch 
ihre zentrale Sprache erhalten und beinhaltet eine Vielfalt von Traditionen. Ungeachtet der 
kulturellen und gesellschaftlichen Vielfalt in der Gemeinschaft leben viele Familien ohne 
die Sicherheit von Einkommen oder Beschäftigung, ohne Aussichten auf eine Verbesse-
rung der Wohnsituation; ihre Kinder stehen außerhalb des Bildungssystems und sind damit 
auch ohne berufliche Ausbildung. 

Obwohl diese Probleme für alle Roma überall im Land gelten, ist die Lage in Kirtimai, 
der größten Siedlungskonzentration der Roma, am kompliziertesten. Kirtimai ist eine Ghet-
to-artige Siedlung in den industriellen Randgebieten von Vilnius, in der etwa 500 Einwoh-
ner leben. Viele der Schwierigkeiten, mit denen die Roma-Gemeinschaft zu kämpfen hat, 
hängen mit der Armut zusammen. Darüber hinaus leidet die Kirtimai-Siedlung auch unter 
Problemen, die durch illegalen Drogenhandel entstehen. Dieses Image der Beziehung zur 
Kriminalität schädigt das Ansehen der Roma in der Gesellschaft; Umfragen in den Jahren 
2000 bis 2007 zeigten, dass 67 bis 77 % der Bevölkerung keine Roma als Nachbarn haben 
wollten. 

Fast die Hälfte der litauischen Roma ist jünger als 20 Jahre (46 % laut Volkszählung von 
2001), während diese Altersklasse im Landesdurchschnitt 27 % der Bevölkerung ausmacht. 
Diese Zahl deutet darauf hin, dass Bildung und ein erfolgreicher Eintritt in den Arbeits-
markt für die zukünftige Entwicklung dieser Gemeinschaft maßgeblich sein werden. Für 
sozial benachteiligte jugendliche Roma ist es besonders wichtig, dass Einkommensquellen 
alternativ zur Kriminalität gefunden werden. 

Im Moment existiert jedoch eine große Anzahl Roma, die nicht Litauisch sprechen. An-
ders als bei anderen Minderheiten, in denen die jüngere Generation besser Litauisch be-
herrscht als die älteren Leute, zeigen die Roma eine „umgekehrte Verteilung“. Die immer 
schlechtere Beherrschung des Litauischen unter den jüngeren Roma könnte ein Indiz dafür 
sein, dass sich die Abgrenzung etwa während des letzten Jahrzehnts verstärkt hat. 

Trotz ihrer zahlenmäßig geringen Größe wird die Roma-Minderheit von den bisher 
verwirklichten staatlichen Maßnahmen nur wenig beeinflusst. Eine Studie im Jahre 2004 
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zeigte zwar, dass in den letzten Jahren einige Veränderungen hinsichtlich des Anteils der an 
Schulen angemeldeten Roma-Kinder bemerkbar waren und dieser sich im Vergleich zu den 
Vorjahren erhöht hat. Es gab jedoch keinen Durchbruch zur Lösung des Problems der 
massiven Arbeitslosigkeit unter den Roma.  

Politische Zusammenhänge auf nationaler Ebene 

Die zentralen Einrichtungen, die an der Entstehung von Maßnahmen beteiligt sind, welche 
die Roma-Minderheit betreffen, reichen von spezialisierten Regierungsstellen bis hin zur 
Kommunalverwaltung: 

− die Abteilung für Nationale Minderheiten und Im Ausland Lebende Litauer un-
ter der Regierung 

− das Ministerium für Bildung und Wissenschaft 
− das Ministerium für gesellschaftliche Sicherheit und Arbeit (vorrangig durch all-

gemeine soziale Dienste; die Abteilung für Jugendangelegenheiten ist nicht di-
rekt beteiligt) 

− Kommunalbehörden (wenn auch unwillig) 

Die Integration nationaler Minderheiten in Litauen war ein Bereich, dem eine große po-
litische Bedeutung zugeschrieben wurde und der von Beginn an, in der Zeit der wieder 
erlangten Unabhängigkeit des Staates in den frühen 1990ern, institutionalisiert wurde. Es 
gab nur wenige Beispiele umfassender Gesetzgebung zu Minderheiten in Europa, als Litau-
en im Jahre 1989 sein Gesetz zu den Nationalen Minderheiten erließ. Im Laufe der 1990er 
Jahre entwickelte sich die Unterstützung für Minderheiten-NGOs, Kultur, Bildung und 
soziale Aktivitäten. Nach dem Jahr 2000 erhielten Projekte von Minderheiten-NGOs, die 
sich mit Jugendlichen befassten, einige Aufmerksamkeit, doch der Umfang und Inhalt der 
Minderheitenunterstützung änderte sich nicht grundlegend, während sich die Konzentra-
tion auf nie zuvor dagewesene Auswanderungsraten und auf litauische Gemeinschaften im 
Ausland verstärkte. 

Massive institutionelle Herausforderungen, die der Entwicklung einer Roma-
Integrationspolitik gegenüberstehen, ergeben sich aus der Tatsache, dass sich die meisten 
Aktivitäten, die Minderheiten betreffen, auf den Bereich der Unterstützung von Organisa-
tionen sowie von kulturellen Aktivitäten und Bildung konzentrieren. Dabei stehen die 
meisten Probleme der heutigen Roma-Gemeinschaft in Verbindung mit Armut und Aus-
schließung und erfordern sozialpolitische Intervention. Auch fehlen fähige Organisationen 
unter den Roma, die von Projekten mit weitgreifenden Auswirkungen profitieren könnten. 

Hinsichtlich der sozialen Sicherheit basiert Litauens System auf einer staatlichen Sozial-
versicherung, die einen Großteil der Bevölkerung abdeckt. Soziale Programme sind eher 
universell und nicht gruppenspezifisch. Sozialer Schutz und soziale Dienste werden sowohl 
von den Kommunalverwaltungen als auch von Regierungseinrichtungen (dem Staatshaus-
halt) finanziert.  

Ethnisch ausgerichtete soziale Abteilungen werden jedoch auf der staatlichen Ebene 
nicht anerkannt. Weder besitzt Litauen die institutionellen Möglichkeiten, diese mit Hilfe 
sozialpolitischer Mittel anzusprechen, noch stuft es das als Priorität ein. In ihrem Nationa-
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len Bericht zu Strategien für Sozialen Schutz und Soziale Einbeziehung 2006-20089 an die 
Europäische Kommission entschied sich die Regierung nicht für die stärkere Integration 
ethnischer Minderheiten. Auch die Frage der „Zusicherung angemessener Behausung“ 
wurde nicht ausgewählt, obwohl diese von größter Wichtigkeit für die Roma und für die 
Bedingungen, unter denen die Roma-Jugend aufwächst, ist. Im Gegensatz dazu bezogen 
sich die meisten Beschwerden von Roma an den Ombudsmann für Gleichberechtigung 
zwischen 2005-2007 auf Wohnen und Arbeit (d.h. nicht auf, beispielsweise, Bildung). 

Zentrale politische Programme zu nationalen Minderheiten und der Roma-Integration 

Die strategische Maßnahmenplanung mit Hilfe spezifischer Programme in der öffentlichen 
Verwaltung erschien in der zweiten Hälfte der 1990er auf der Tagesordnung und seit dem 
Jahr 2000 sind erste Programme zur Integration nationaler Minderheiten verwirklicht wor-
den. Die Abteilung für Nationale Minderheiten und Im Ausland Lebende Litauer unter der 
Regierung spielt eine zentrale Rolle bei der Gestaltung der Regierungspolitik im Bereich der 
Integration von Minderheiten und bei der Koordination der Ausführung des Programms.  

Die Abteilung leitet ein umfassendes Programm zur Integration von Nationalen Minderheiten in 
die Litauische Gesellschaft 2005-2010. Die Vertreter von Minderheitsorganisationen hatten die 
Möglichkeit, sich am Entwicklungsprozess zu beteiligen. Die Abteilung koordiniert die 
Aktivitäten, die von verschiedenen Ministerien verwirklicht werden. Die Abteilung selbst 
unterstützte spezifische Projekte, Samstags- und Sonntagsschulen, organisierte Bewusstma-
chung bezüglich des Kampfes gegen Diskriminierung. Bei der Zuwendung für die Projekte 
der Minderheiten-NGOs und -Ensembles stieg die finanzielle Unterstützung von 80.000 
EUR im Jahr 2004 auf 100.000 EUR im Jahr 2007. 

Die komplizierte Situation der Roma wurde durch die Einführung des Programms für die 
Integration der Roma in die Litauische Gesellschaft 2000-2004 anerkannt. Im Rahmen dieses Pro-
gramms, das von der Abteilung verwaltet wurde, versuchte man individuelle Arbeitsplätze 
für Roma zu schaffen; es gab finanzielle Unterstützung für litauische Sprachkurse und vor-
schulische Bildungsaktivitäten. Eine der größten Leistungen war die Einrichtung des Roma 
Community Centre in Kirtimai, welches zu einer zentralen Institution mit direkter Verbin-
dung zu Roma-Familien und Einzelnen geworden ist.  

                                                 
9 Zu finden unter: http://www.socmin.lt/index.php?-1168933446 



 

 49

Die Verantwortlichkeiten für Maßnahmen, die Kinder und Jugendliche betrafen, waren 
verteilt wie folgt: 

 

Name Ausführende 

Errichtung des Roma Community Centre 
Entwicklung von vorschulischen Ausbildungs-
klassen/ -gruppen und Absicherung ihrer Arbeit 
Organisation von zusätzlicher Bildung für Kinder

Abteilung für Nationale Minderheiten und 
Im Ausland Lebende Litauer; Kommunal-
verwaltung der Stadt Vilnius  

Organisation kostenloser Nahrung für Roma-
Kinder, die vorschulische Ausbildungsklassen 
besuchen 

Ministerium für Soziale Sicherheit und Ar-
beit; Kommunalverwaltung der Stadt Vil-
nius 

Organisation von Sommerfreizeitangeboten für 
Roma-Kinder Vorsitzende/r des Bezirks Vilnius 

Ausstattung der Roma-Kinder, die vorschulische 
Ausbildungsklassen und weiterführende Schulen 
besuchen, mit Schulbüchern und anderen Lehr-
materialien 
Vorbereitung individueller Bildungsprogramme 
für Roma-Kinder 
Entwicklung eines Schulbuchs zur Romani-
Sprache  

Ministerium für Bildung und Wissenschaft 

 

Während sich das frühere Roma-Integrationsprogramm auf den abgegrenzten Fall Kir-
timai konzentrierte, hat das neue Programm (2007-2010), das derzeit auf die Bestätigung 
von Seiten der Regierung wartet, die Ausweitung von Maßnahmen auf Roma in anderen 
Regionen vorausgesehen. Es bleibt jedoch eine Herausforderung, eine Balance der Kompe-
tenzen und Verpflichtungen zwischen Regierung und Kommunalverwaltungen zu errei-
chen.  

Bereiche des sozialen Lebens, beispielsweise die Arbeit, bleiben für die Roma weiterhin 
sehr wichtig. Derzeit verwirklicht die NGO Litauischer Kinderfonds, das bisher größte auf 
Roma konzentrierte Projekt seine Art: Entwicklung und Testlauf eines Unterstützungsmechanismus 
für die Eingliederung von Roma in den Arbeitsmarkt, das von der EU-Initiative EQUAL finan-
ziell unterstützt wird. Die Nationale Strategie der Anti-Diskriminierung 2006-2008 ist ebenfalls 
wichtig für die Stärkung einer generellen Rahmenstruktur für Gleichberechtigung, jedoch 
werden die Roma nicht einzeln betrachtet. Aktive und direkte Arbeitsmarktmaßnahmen 
müssen für extrem sozial benachteiligte Gruppen, wie die Roma, weiter entwickelt werden. 
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Aktivitäten auf der Gemeinschaftsebene: Das Roma Community Centre (RCC ) und 
seine Funktion 

Da es schwierig ist, die Angelegenheiten einer relativ kleinen Roma-Gemeinschaft in die 
Agenda nationaler Institutionen und in massentaugliche politische Konzepte einzubringen, 
hat sich die Institution, die sowohl sichtbar, einfach erreichbar und verständnisvoll gegen-
über den einzelnen Roma ist, erfolgreich bewährt. 

Das RCC in Kirtimai besitzt sein eigenes Gelände und ist seit 2001 in Betrieb. Die 
Gründer des Zentrums sind die Abteilung für Nationale Minderheiten, die NGO Litaui-
scher Kinderfonds und die NGO Romany Jagory. Das RCC hat fünf Angestellte, darunter 
Lehrer und Sozialarbeiter, und beschäftigt weiteres Personal über Projekt-Aktivitäten.  

Das RCC hat viele innovative Aktivitäten verwirklicht, viele davon im Bereich der Vor-
schulbildung für Roma-Kinder. Obwohl es Zweifel von verschiedenen Seiten gab, ob sepa-
rate Klassen nicht zu stärkerer Abgrenzung führen würden, deutet der Praxisbeweis auf das 
Gegenteil hin: die vorbereitenden Klassen gehörten zu den effektivsten Praktiken. Lehrer 
geben an, dass Kinder, die nach Abschluss dieser Klassen in die Schule kamen, besser dar-
auf vorbereitet waren, sowohl dem Unterricht zu folgen als auch zu ihren Altersgenossen 
aufzuholen. 

Mittlerweile ist das RCC selbst aktiv geworden, indem es nach größeren Projekten, Fi-
nanzierungsmöglichkeiten und Partnerschaften sucht. Obwohl es noch nicht das nötige 
Gewicht besitzt, um einen wesentlichen Einfluss auf die politische Agenda auszuüben, be-
sitzt es doch das Vertrauen der Roma, die Erfahrung und das direkte Wissen darüber, wel-
che politischen Maßnahmen funktionieren und welche nicht. 

Weitere Informationen: 
Roma: Situation Overview (2005) Forschungsbericht, Vilnius: Kontrollinstitut für Menschenrechte, 
April 2005. Zu finden unter: 
http://www.hrmi.lt/downloads/structure//Romu_padeties_analize_20050412%20ENG121.pdf 
Zentrum für Ethnische Studien des Instituts für Sozialforschung (2004) Roma in Public Education. 
Studie durchgeführt auf Anfrage des Europäischen Kontrollzentrums für Rassismus und Fremden-
feindlichkeit, Oktober 2004. Vilnius.  
Zu finden unter: http://www.ces.lt/downloads/structure/files/Roma_Lithuania.pdf  
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• soziale und materielle Mischstrukturen in den jeweiligen „Communities“ 
• weniger kultur-heterogene sozialräumliche Strukturen 
• gemeinsame kleinteilige sozialräumliche Geschichte 
• multikulturelle sozialräumliche Wirtschaftsstruktur in der unmittelbaren Ver-

sorgung 

Speziell für das Kindes- und Jugendalter erscheinen die folgenden fünf sozialräumlichen 
Kriterien integrationsbegünstigende Wirkungen zu entfalten: 

1. Die Vielfalt eines abgestuften Systems herkunfts-kultureller Orte des „Rückzugs“ 
und multikultureller Orte/ Foren der Selbst-Darstellung und Begegnung, 

2. gemeinsame Orte der kulturellen Aneignung: Orte mit Personen und erlebbarer 
„Geschichten“, 

3. multikulturelle Mischstruktur an/in den identitätsstiftenden Orten, Einrichtungen 
und Organisationen, 

4. interkulturelle Programmatik sozialräumlicher Institutionen (Kindertagesstätten, 
Schulen, Vereine, Freizeitheime), 

5. positiv besetzte Vermittlungsarrangements. 

Nach Bourdieu ist Sozialer Raum mehr ein „semantischer Assoziationsraum“ und kei-
neswegs nur physischer Raum. Er prägt sich aus der Verbindung von bestimmten sozialen 
Lebensstilen und von sozialen Positionen, die wiederum durch eine Hierarchie von öko-
nomischen, kulturellen und sozialen Ressourcen gebildet werden. 

Differenzierte Ansätze für die Quartierentwicklung 

Lassen sich Präventionsstrategien problemadäquat ausrichten? 

Städtische Raumentwicklungen vermitteln und verfestigen desintegrierende Strukturen. Sie 
prägen deren unterschiedliche Ausformungen entscheidend mit, indem sie als Lernfelder, 
als Kontrast-Erfahrungsfelder, als Etikettierungs- und Verfestigungs- sowie als Räume mit 
desintegrierenden und desorientierenden Impulsen auf die Bewohner einwirken.  

Ursachen und Hintergründe, Entwicklungsformen und Gelegenheiten unterscheiden 
sich dabei erheblich und erfordern sozialraumadäquat differenzierte Präventionsstrategien 
und Ansätze, die im Folgenden kurz diskutiert werden. Dabei sollten sich die verschiede-
nen Maßnahmen an drei übergeordneten Zielen orientieren: Integration, Regelarrangements und 
Wohnumfeldgestaltungen. Unter diesen Zielkonturen sollten für die vier Segregationstypen 
folgende spezifische Schwerpunktsetzungen erfolgen: 

Typus Ghetto:  

• Aufwertung im gesamtkommunalen Kontext z. B. durch die Verlagerung sub-
zentraler oder zentraler kommunaler Angebote und Dienstleistungen bzw. inte-
ressanter stadtweiter kommerzieller Angebote wie z. B. Sportstätten, Freizeitan-
gebote, Kultur- oder auch Konsumangebote. Beispiele hierfür mögen der Bau 
eines überregionalen Einkaufszentrums auf einer Industriebrache in einem sozi-
alen Brennpunkt der Stadt Köln, das von Gehry entworfene Guggenheim-
Museum im Hafen Bilbaos oder das WM-Stadion in Paris sein. 
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• Verbindungen von Arbeits- und Ausbildungsprojekten mit Wohnumfeldverbes-
serungen (Beispiel: Gebäude- und Grünflächensanierung in Sozialen Brenn-
punktsiedlungen wie z. B. Ahornstraße in Frankfurt am Main durch ein Be-
schäftigungsprojekt eines stadtweiten Jugendhilfeträgers) mit aus Peer-Groups 
gebildeten Arbeitseinheiten. 

• Gemeinwesenarbeit nach dem US-amerikanischen „Leader-Modell“: d.h. Nut-
zung der vor Ort vorhandenen informellen „Hierarchie-Strukturen“ als interner 
Regulations- und Vertretungsansatz nach außen. Solche vorhandenen Struktu-
ren müssen teil formalisiert und damit aufgewertet werden und durch fachliche 
Begleitung häufig demokratisiert und von bisher unterdrückenden Impulsen 
„befreit“ werden; 

• Individuelle Cliquen- und Zielgruppen orientierte Talentförderung; 
• Individuelles Mentoring in der Jugend-, Familiensozialarbeit und der Bildungs-

arbeit; 
Typus Armutslagen – Konsumkonzentration: 

• In diesen Arealen sollten im Gegensatz zum Ghettotypus städtebauliche „Ni-
schen“ und Rückzugsbereiche –durch baulich-räumliche Abtrennungen– ent-
stehen, die zusammen mit gezielten lokalen Angeboten eine Alternative zum 
„konsumorientierten Streifzug“ der Kinder und jugendlichen Bewohner und 
Bewohnerinnen darstellen. 

• Mit Hilfe von Sponsoringaktivitäten und Patenschaften sollten Jugendliche 
frühzeitig in arbeitsorientierter Form (Jobs, Praktika, Ausbildungsplätze) in die 
Betriebe im Quartier eingebunden werden. 

• Der sekundären Prävention in Schulen und der Kindertagesbetreuung sowie der 
Kinder- und Jugendarbeit sollte große Bedeutung zukommen. 

• Die Bewohnerkinder und –jugendlichen sollten durch eigene Angebote tenden-
ziell von problematischen extern wohnenden, die Citybereiche aber nutzenden 
Kinder und Jugendlichen wegorientiert werden. Dies kann nur gelingen, wenn 
für beide Gruppierungen separate sozialpädagogisch begleitete Hilfe-, Freizeit- 
und Kulturarbeit existiert. 

Typus „Verunsicherungs“-abstiegsbedrohte Stadtareale: 

• In diesen Arealen existieren meist noch traditionelle soziokulturelle Selbstorga-
nisationsformen in Nachbarschaften, Vereinen und wirtschaftlichen Zusam-
menhängen. Diese gilt es zu stabilisieren, zu modernisieren und langsam für 
neue (Migranten-) BewohnerInnen zu öffnen. Ggf. sollten Selbsthilfepotenziale 
durch externe Anreize reaktiviert werden. 

• Die bisherige soziokulturelle Infrastruktur sollte somit an die real bestehende 
neue Bewohnerstruktur mit Hilfe von Quartiersmanagement angepasst werden. 

• In Schule und Jugendhilfeeinrichtungen erscheint gezielte Gewaltprävention auf 
der sekundären und tertiären Präventionsebene angemessen. 

Typus Desintegrationsareale: 

• In diesem Quartierstyp sind zumeist abgrenzende und zentrifugal wirkende 
Kräfte dominant. Es fehlen häufig historisches Identitätsbewusstsein und be-
währte Integrationsabläufe und Rituale, sodass es notwendig erscheint, eine 
neue soziokulturelle Infrastruktur aufzubauen. Regelarrangements und ein stu-
fenförmiges Integrationskonzept (vgl. Gaitanides, Hamburger) erscheinen hier 
notwendig zu sein. 
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• Interkulturelle Mediation, konfrontierende und gleichzeitig akzeptierende Me-
thoden erscheinen ebenfalls indiziert. Gerade an den Regelverstößen müsste die 
sozialpädagogische Quartiersarbeit ansetzen, um mittelfristig Regelarrange-
ments zwischen den Bewohnergruppen entstehen zu lassen. 

Insgesamt sollte eine sozialräumlich differenzierte Integrationsarbeit an den vorhande-
nen Potenzialen und Ressourcen und nicht primär an den bestehenden Defiziten ansetzen. 
Es dürfte selbstverständlich dabei sein, die Betroffenen aktiv in die Gestaltung und Kon-
zeptionierung solcher Arbeitsansätze einzubinden.  

EU-einheitliche Standards für die Quartiersarbeit? 
Geht man von den augenblicklichen gesellschaftlichen und landespolitischen Entwicklun-
gen in den Beitrittsländern aus, so ist einerseits fest zu stellen, dass insbesondere auf sozial-
politischer Ebene große Unterschiede existieren, die z. B. auf unterschiedlichen histori-
schen Wurzeln und deshalb auf unterschiedlichen Paradigmen gründen: so findet man zum 
Beispiel in Deutschland das „duale“ System der kirchlichen und staatlichen Armenfürsorge 
(Allgemeines Preußisches Landrecht 1794) zunächst als getrenntes (Fürsorge/ Kontrolle/ 
Verantwortung), später als korrespondierendes System („Elberfelder System“) mit der Zu-
ständigkeit von Kommunen und Ländern. In Großbritannien/(USA) wurde die deutsche 
Struktur, allerdings ohne Ehrenamtliche übernommen; das Armenrecht (1834) ersetzt die 
Lohnzuschüsse der Ära Elizabeth I.; die „Würdigen Armen“ landen bei der privaten, die 
„unwürdigen Armen“ bei der staatlichen Wohlfahrt; die Kommunen sind der Zentralregie-
rung untergeordnet; es existiert ein separiertes Eigenleben kirchlicher und privater Verbän-
de. In Schweden dagegen findet der Übergang der feudalistischen Agrar- in eine Industriege-
sellschaft im europäischen Vergleich erst sehr spät statt und zementiert in einer Art Dop-
pelstruktur sowohl agrarisch-landfamiliäre Versorgungsprinzipien und gewerkschaftliches 
Solidarprinzip als Paradigmen sozialstaatlicher Versorgung; es existiert dort nicht die Tren-
nung zwischen Staat und Gesellschaft/Kirche, die Verbände gehen im Staat auf. In den 
Niederlanden resultieren aus den „Freiheitskämpfen“ ein Vorrang des Volkes vor dem Staat 
und eine ausgesprochen soziale Ausrichtung kirchlicher Organisationen insbesondere in 
der Altersversorgung. 

Hiervon ausgehend existieren in den EU-Mitgliedsstaaten ganz verschiedene sozialpoli-
tische Handlungssystematiken sowie verschiedene administrative Handlungsebenen. Insge-
samt bildet sich somit einerseits ein ziemlich unterschiedlicher Umgang mit sozialen Phä-
nomenen heraus. Andererseits existieren aber vergleichbare gesellschaftspolitische Phäno-
mene. So gibt es deutlich sichtbar vergleichbare ökonomische und sozialstrukturelle Ent-
wicklungen, vergleichbare kindes- und jugendsozialisatorische Trends und auch vergleich-
bare Modernisierungsphänomene. 

Diese gesellschaftsstrukturellen Gemeinsamkeiten bei gleichzeitig wirkenden sozialpoli-
tischen Differenzen legen differenzierte Handlungsstrategien nahe. Diese sollten sich aber 
an gemeinsamen Kriterien orientieren, die wiederum Eckwertcharakter für eine europäi-
sche Politikstrategie in diesem Feld besitzen könnten. 
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Folgende Kriterien erscheinen mir Länder übergreifend relevant zu sein, wobei deren 
inhaltliche und methodische Ausformung jeweils wieder länderspezifischen Charakter be-
sitzen könnten: 

• Partizipationsprinzip: sowohl ethische Aspekte als auch Nachhaltigkeitsgebot 
setzen dieses Prinzip voraus. 

• Sozialraumorientierung: sie setzt an den jeweiligen regionalen geografischen, 
materiellen, kulturellen und sozialen Bezugsdimensionen an und macht diese 
zum Gegenstand der Bearbeitung. 

• Effizienz- bzw. ökologische Orientierung: dieses Kriterium steht für einen 
verträglichen Ressourcenumgang und eine ganzheitliche Erfassung des Bearbei-
tungsgegenstandes. 

• Relativitätsprinzip: die Deutungshoheit und die Gewichtungen von Proble-
men liegen bei den Ländern bzw. in den Regionen 

• Ressortübergreifendes Politikprinzip: entsprechend der o. a. Anforderungs-
kriterien wäre das bisher übliche ressortorientierte Politikprinzip durch ein res-
sortübergreifendes zu ergänzen. 

• Aktuelle Raumordnungsprinzipien: Letztendlich sollten die sich immer 
deutlicher herausbildenden neuen Wirtschaftsraumentwicklungen auch für die 
Sozialpolitik handlungsrelevant werden. So bilden sich zunehmend Metropolre-
gionen als ökonomische wie auch soziale und kulturelle Gravitationszentren in 
Europa heraus. Ihnen kommen dabei noch einmal unterschiedliche globale 
(London, Paris, Zürich, Genf, Frankfurt am Main), EU-weite (Brüssel, Straß-
burg, Hamburg, Toulouse, Rom, Milano, Randstadt/ Amsterdam/ Rotterdam/ 
Antwerpen) oder nationale Zentralfunktionen zu. Neben diesen Metropolregi-
onen würden die so genannten Zwischenregionen (z. B. Nordsee- und Ostsee-
küste) und die meist ländlich geprägten Randregionen (z. B. Südostbayern, öst-
liches Polen) als Aktionsräume fungieren. 

Literatur 

Aristoteles (1981):Politik, Hamburg  
Bourdieu, P. (1991): Physischer, sozialer und angeeigneter physischer Raum. In: Wentz, M.: 

Städt-Raume Frankfurt a.M. 
Dangschat, J. (2000): Segregation. In: Häußermann, H.: Großstadt … 
Eisner, M. (1997): Das Ende der zivilisierten Stadt. Frankfurt am Main/New York. 
Gaitanides, S. (1994): »Interkulturelles Lernen in einer Multikulturellen Gesellschaft«, in: 

sozialmagazin 2/1994 
Hamburger, F. (1991): »Erziehung in der Multikulturellen Gesellschaft«, in: IZA 4/1991 
Hattenhauer, H. (Hrsg.) (1970): Allgemeines Landrecht für die preußischen Staaten von 

1794. Metzner, Frankfurt/Main  
Häußermann, H. (2000): Großstadt. Opladen. 
Kilb, R. (1998): Arm dran in einer reichen Gesellschaft. In: Frankfurter Rundschau.  

Frankfurt am Main. 
Kilb, R. (2002): Kriminalität und sozialer Raum. In: Sozialmagazin. Weinheim. 
Kilb, R. (2004): Interessen von Jugendgruppen in Wiesbaden-Biebrich.  

Frankfurt/ Wiesbaden. 



 

 105

Sampson, R. /Groves, B. (1989): Community Strukture and Crime. In: American Journal 
of Sociology. 94. Jg. 

Shaw, C./McKay, H. (1931): Social Factors in Juvenile Delinquency. Washington. 
Shevky, E./Bell, W., 1955: Social Area Analysis. Theory, Illustrative Application and Com-

putational Procedures. Stanford: Stanford University Press. 
Spaich, H. (1981): Fremde in Deutschland, Weinheim/Basel. 
Straßburger, G. (2001): Stand der Integration von Zuwanderern in Frankfurter Stadtteilen, 

Frankfurt a. M. 



 

 106

Professor Howard Williamson, University of Glamorgan, Wales, 
United Kingdom 

Die Europäische Jugendpolitik 

Einleitung 
Praktische Programme tauschen oft Ideen darüber aus, was die 
grundlegenden Elemente erfolgreicher Initiativen und Maßnahmen 
ausmacht. Sie sind ausnahmslos umstritten und ich denke, sie sollten 
als eine eher fehlgeleitete Suche nach dem Heiligen Gral angesehen 
werden. Stattdessen neige ich dem Standpunkt zu, der vor langer Zeit 
von Marris und Rein in ihrer Studie zu sozialen Reformprogrammen 
vorgeschlagen wurde: 

„Der gesamte Prozess – die Fehlstarts, Frustrationen, Adaptionen, die fortlaufende 
Neufindung von Intentionen, die Umwege und Konflikte – muss begriffen werden. 
Nur dann können wir verstehen, was erreicht wurde, und aus dieser Erfahrung ler-
nen … 
Niemand kann jemals wieder genau den gleichen Weg beschreiten, doch wenn man 
sich die Risiken der Projekte ansieht, bietet sich ein allgemeiner Rahmen für die Ge-
fahren und Entdeckungen ihres Handlungsspielraumes.“ (Marris und Rein 1972, 
S. 260) 

Dies ist natürlich besonders im Zusammenhang mit jeder europäischen politischen A-
genda wichtig; sogar die allerbesten Ideen können nicht einfach über geographische Gren-
zen hinweg transportiert werden, ohne sorgfältig auf kulturelle, historische und politische 
Traditionen sowie auf aktuelle Ansätze zur Grundsatzformulierung und ihrer Ausführung 
Bezug zu nehmen. 

Ich habe das obige Zitat in meiner wegbereitenden Bewertung dessen benutzt, was 
heutzutage eine Gemeinschaftsinitiative für ‚sozialen Zusammenhalt’ genannt werden wür-
de. In diesem Bericht (Williamson und Weatherspoon 1985) wurden ‚soziale Brennpunkte’ 
als ‚Gebiete sozialer Vernachlässigung’ bezeichnet. Das Titelblatt zeigte vier einzelne Teile 
eines Puzzles – freiwillige Träger [NGOs], die zentrale Regierung, die lokale Gemeinschaft 
und mit staatlichen Befugnissen ausgestattete Behörden – und dann ein zusammengefügtes 
Puzzlebild mit einem darüber liegenden Handschlag zwischen diesen Teilen. Es war ein 
symbolischer Versuch, die Notwendigkeit einer Zusammenführung und Zusammenarbeit 
der Institutionen darzustellen, wenn eine effektive Praxisarbeit erreicht werden soll. 

Es ist ebenfalls wichtig, dass gebundene, lokale Programme mit einem gewissen Ver-
ständnis der Ausrichtung der übergreifenden Politik hinsichtlich der Jugendlichen (und 
natürlich der Neugestaltung des Umfelds und dem gemeinschaftlichen Zusammenhalt) 
arbeiten, die zunehmend auch eine wichtige europäische Komponente besitzt. Dieses 
Grundgerüst zu verstehen, ermöglicht es Praktikern nicht nur, sich an der Debatte um sei-
ne zukünftige Ausrichtung zu beteiligen, es kann auch dazu beitragen, die Richtung der 
eigenen Vorgehensweise zu ‚legitimieren’, wenn regionale und nationale Strukturen von 
unterschiedlichen Prioritäten und Kriterien durchdrungen werden. 
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Das Grundgerüst der europäischen ‘Jugendpolitik’ – einige allge-
meine Anmerkungen 
Ich werde nur einige zentrale Entwicklungen in der Jugendpolitik auf der europäischen 
Ebene auswählen, sowohl aus der Europäischen Union (die 27 Länder repräsentiert) als 
auch vom Europarat (der 47 Länder repräsentiert). Diese Entwicklungen benötigen hier 
nur relativ wenig detaillierte Ausführungen: sobald man sich ihrer bewusst ist, sind detail-
liertere Informationen auf den relevanten Websites zu finden. 

Zunächst möchte ich jedoch einige allgemeinere Dinge bezüglich des Ideengerüstes der 
Jugendpolitik anbringen. Der wichtigste Punkt ist, dass alle Länder Jugendpolitik machen – 
bewusst, so nebenher oder aber indem sie diese ignorieren. Mit anderen Worten: Jugendli-
che müssen weiterhin ihr Leben leben, egal wie der politische Kontext aussieht. Dieser 
Kontext kann aktiv oder passiv sein, zielstrebig oder strafend, befähigend oder beschrän-
kend, unterstützend oder regressiv wirken. Wie auch immer er aussieht, so ist auch die Ju-
gendpolitik. Idealerweise ist sie umfassend und positiv, ergänzend und optimistisch, ge-
schaffen durch Dialog und eine Reflektion des übergreifendes Grundgerüsts von Regie-
rungs- und Nichtregierungsaktivität, das auf junge Leute ausgerichtet ist – auf sie, für sie 
und mit ihnen. Wie das Europäische Jugendforum oft gesagt hat: ‚nichts über uns, ohne 
uns’.  

Obwohl die meisten Länder sowohl im Europa der EU als auch im erweiterten Europa 
des Europarats mit vielen ähnlichen Angelegenheiten konfrontiert werden, gibt es dennoch 
zentrale Unterschiede hinsichtlich der ‚sozialen Verfassung’ junger Menschen in verschie-
denen Ländern. Daher kann es keinen übernationalen Bauplan für ‚Jugendpolitik’ geben: 
sie muss immer auf die spezifischen Herausforderungen zugeschnitten werden, in die die 
einzelnen Kontexte eingebettet sind. Der Umfang dieser Herausforderungen (wie zum Bei-
spiel Jugendarbeitslosigkeit, Jugendkriminalität oder Umfang der Einbindung Jugendlicher) 
wird unterschiedlich sein, ebenso wie die verfügbaren Ressourcen und der politische Wille, 
etwas gegen sie zu tun. Trotzdem ist, wie Lauritzen und Guidikova beobachtet haben, die 
Zeit vorbei, in der die europäischen Staaten ihre jungen Leute ‚geformt' haben. Jetzt ist die 
Zeit, in der Jugendliche überall in Europa sich und die Gemeinschaften, in denen sie leben, 
selbst ‚formen’ müssen, und so entsteht dem Anschein nach die Notwendigkeit, sie mit den 
Ressourcen auszustatten, die sie für diese Aufgabe benötigen. Was in unserem aufstreben-
den und sich erweiternden Europa offenkundig wird, ist, dass eine massive ‚Spaltung der 
Jugend’ existiert, sowohl innerhalb als auch zwischen den beteiligten Mitgliedern. Eine 
grundlegende Herausforderung wird es sein, eine Balance zu finden zwischen dem Streben 
nach mehr Autonomie, wie die Forderung der scheinbar besser gestellten Jugendlichen 
lautet, und der Ausweitung einer weitergehenden Unterstützung, die, wie die Jugendfor-
schung deutlich zeigt, von gefährdeten Jugendlichen aus einem benachteiligten Umfeld 
benötigt wird. 

Die Idee einer europäischen ‚Jugendpolitik’ bleibt zerbrechlich und fließend: sie steht 
noch in den Anfängen ihrer Entwicklung und zu viel Bestimmtheit und Verordnung wären 
nicht nur unklug, sondern auch unpassend.  



 

 108

Dennoch wurde beim Treffen der Europäischen Jugendminister für die Jugend in Buka-
rest im Jahre 1998 ein Entwurf der ‚Jugendpolitik des Europarats’ offiziell formuliert, der 
die folgenden Punkte beinhaltet: 

• Jungen Menschen zu helfen, die Herausforderungen zu meistern, denen sie sich 
gegenüber sehen, und ihre Ambitionen zu verwirklichen. 

• Die staatliche Gemeinschaft zu stärken durch Vorbereitung auf ein demokrati-
sches Umfeld in einem nicht formalistischen Bildungskontext. 

• Junge Menschen zur Mitwirkung in der Gesellschaft zu ermutigen. 
• Die Entwicklung von Jugendpolitik zu unterstützen. 
• Möglichkeiten zu suchen, um die Jugendmobilität in Europa zu fördern 

Das ist ein hilfreicher Ansatz. Seit damals gab es eine Vielzahl weiterer bedeutsamer 
Entwicklungen. 

Das Grundgerüst der Europäischen ‚Jugendpolitik’ – sechs zentra-
le Entwicklungen 
Es gibt natürlich zahlreiche ‚Wegweiser’, die ich hätte auswählen können, beispielsweise die 
Lehrgänge des Europarats für junge Leute zu Menschenrechten und interkulturellem Ler-
nen oder die Unterstützung der Europäischen Union für die Entwicklung junger Unter-
nehmen. Die Auswahl, die ich getroffen habe, steht daher nicht für alle Initiativen, sondern 
ist vor allem bezeichnend für zentrale Stationen auf dem Weg zu einem umfassenderen, 
verbundenen und insbesondere verstandenen jugendpolitischen Grundgerüst für Europa.  

Innerhalb der Europäischen Union gab es das ‚Weißbuch Jugend’, den europäischen 
‚Pakt für die Jugend’ und das Programm Europäische ‚Jugend in Aktion’. Egal welchen 
Kritiken sich das im Jahre 2001 aufgelegte Weißbuch ausgesetzt sah, es war absolut kritisch 
hinsichtlich seiner symbolischen Botschaft zur Bedeutung junger Menschen in der breite-
ren europäischen Agenda. Einige seiner vermeintlichen Mängel wurden tatsächlich im 
Rahmen des Europäischen Jugendpakts (2005) berücksichtigt, was die Konzentration der 
EU auf junge Menschen in Bezug auf Fragen der Wettbewerbsfähigkeit, des Wachstums 
und des sozialen Zusammenhalts verstärkte. „Das ist das erste Mal, dass Jugendpolitik so 
deutlich auf EU-Ebene hervorgehoben wurde“, wurde auf der Website der EU erklärt. 
Und das Programm ‚Jugend in Aktion für 2007-2013’ baut fest auf den vorhergehenden 
praktischen europäischen Jugendprogrammen auf, ist aber bezeichnenderweise auch damit 
beschäftigt, die jugendpolitische Kooperation stärker zu unterstützen, sowohl durch den 
‚strukturierten Dialog’ mit jungen Menschen als auch durch eine stabilere Liaison mit dem 
Europarat und den Vereinten Nationen. 

Beim Europarat gibt es jetzt eine riesige Liste von Verpflichtungserklärungen, die in 
mehreren aufeinander folgenden Treffen der europäischen Minister für Jugend abgegeben 
wurden. Neben den oben aufgeführten geht es um eine ganze Reihe von Problemkreisen 
wie Geschlechtergleichheit, gefährdete Jugendliche, Jugendmobilität, Jugendunternehmen, 
Berufsausbildung und so weiter. Ein zweiter zentraler Aspekt der jugendpolitischen Arbeit 
des Rates sind seine internationalen Bewertungen nationaler Jugendpolitik. Dreizehn sol-
cher Bewertungen sind bisher durchgeführt worden, drei weitere sind direkt im Anschluss 
geplant. Diese haben eine wichtige Wissensgrundlage für jugendpolitische Aktivitäten in 
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einer Reihe verschiedener Länder geschaffen. Sie haben außerdem eine ‚Synthese’ des vor-
handenen Materials ermöglicht, indem nationale und internationale Berichte verglichen und 
gegenübergestellt wurden, um ein Grundgerüst für die Kartierung der Jugendpolitik in ei-
nem europäischen Kontext herzustellen (siehe Williamson 2002). Dieser Prozess hat auch 
einige ‚Bewertungen’ der Effektivität von Jugendpolitik hervorgebracht – um zu sehen, ob 
sich die Rhetorik, wie sie häufig von der zentralen Regierungsverwaltung kommt, vor Ort 
tatsächlich in eine nützliche und effektive Praxis verwandelt. Diese Bewertungen erstrecken 
sich auf Untersuchungen zur Reichweite (sowohl in Bezug auf die Geographie als auch auf 
spezifische Gruppen von Jugendlichen), Kapazität (ob oder ob nicht passende Strukturen 
für die Umsetzung existieren), Kompetenz (die Fähigkeiten derer, die dafür verantwortlich 
sind, auf junge Menschen zuzugehen), Koordination (horizontal über Bereiche der Politik 
hinweg und vertikal zwischen zentralen, regionalen und lokalen Verwaltungen) und Kosten 
(die personellen und finanziellen Ressourcen, die für die Aufgabe zur Verfügung stehen).  
Der dritte Strang der jugendpolitischen Arbeit des Europarats ist, dass diese öffentlichen 
internationalen Bewertungen von vertraulicheren ‚Beratungsmissionen’ in einer Reihe von 
Ländern ergänzt werden. Sie haben sehr spezifische Besorgnisse im Zusammenhang mit 
der Jugendpolitik angesprochen und das Verständnis der Art von jugendpolitischen Her-
ausforderungen in verschiedenen Kontexten verstärkt. 

Seit der Jahrtausendwende verbindet sich die Jugendaktivität der Europäischen Union 
und des Europarates zusehends zu einem formellen partnerschaftlichen Arrangement, das 
2005 Problemkreise wie Ausbildung, Forschung und Jugendkooperation im europäischen 
Mittelmeerraum in Angriff nahm. Die kritischen Fragen bewegen sich ausnahmslos um drei 
Punkte: 

• Arbeitsmarktbeteiligung und Beschäftigungsfähigkeit 
• Beteiligung, bürgerliche Gesellschaft und demokratische Erneuerung 
• Soziale Integration und Einbeziehung 

Es gibt natürlich weiter reichende europäische Herausforderungen, bei denen die Ju-
gendagenda offensichtlich einen wichtigen Platz einnimmt. Dazu gehören globale wirt-
schaftliche Wettbewerbsfähigkeit, Menschenrechte, der Generationenvertrag, Mobilität und 
Migration sowie interkulturelle Toleranz und Verständnis.  

Von der Politik zur Praxis 
Obwohl ich heute einen Großteil meiner Zeit darauf verwende, auf der politischen Ebene 
zu arbeiten, ist mein persönlicher Werdegang doch sehr in der Praxis verankert. Ich habe 
mehr als 25 Jahre mit Jugendlichen gearbeitet. Darüber hinaus war meine Forschungsarbeit 
häufig ‚handlungsorientiert’ und beinhaltete Studien zu Jugendvergehen, Jugendarbeitslo-
sigkeit, Drogenmissbrauch, Jugendunternehmen, Schulverweise, sozialer Ausgrenzung so-
wie die Auswertung politischer Initiativen. Ich fühle mich zutiefst verpflichtet, die Qualität 
unserer ‚Angebote’ an stärker benachteiligte und ausgegrenzte Jugendliche zu verbessern, 
diejenigen, die für mich immer die ‚Abgekoppelten’ (nicht die Entfremdeten) waren. 

Dies ist das Jahr der Kampagne „Alle Anders - Alle Gleich“ des Europarats, die sich mit 
Vielfalt, Menschenrechten und Beteiligung beschäftigt. Wir wissen, dass das Langzeitziele 
sind. Wir müssen sicher sein, dass unsere Politik, die sich an weniger gleichberechtigte Ju-
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gendliche richtet, diese auch wirklich erreicht. Wenn sie von den besser gestellten wegge-
schnappt wird, dann haben wir versagt und tatsächlich sogar zur Verschlimmerung der 
Spaltung der Jugend beigetragen. Daher müssen wir Mechanismen finden, die sicherstellen, 
dass die Politik die Abgekoppelten motiviert, und das kann kaum mit Hilfe von kurzen 
Zeitabschnitten, großen A-Priori-Behauptungen von großem Erfolg und einem offenen 
Angebot erreicht werden. Daraus ergeben sich viele Fragen hinsichtlich der Grundlage für 
die finanzielle Unterstützung politischer Initiativen, ihre Zeitpläne und vielleicht auch die 
Notwendigkeit einer festeren Zielsetzung für Maßnahmen. Letztendlich geht es jedoch 
darum, Chancen und Erfahrungen bis zu den Jugendlichen zu transportieren, denen sie 
derzeit verweigert werden. 

Das im Laufe der Zeit und über Ländergrenzen hinweg gesammelte Wissen zeigt, dass 
die zentralen Faktoren für soziale Integration und Einbeziehung auf vier Zusammenhängen 
basieren: dem Individuum, der Familie, der Schule und der Gemeinschaft. Das sollte eini-
germaßen selbstverständlich sein. Aber wo ein genereller Mangel an Unterstützung und 
Anleitung für das Lernen und die Entwicklung herrscht, gibt es zwangsläufig auch einen 
Mangel an Ergebnissen, sowohl für das Individuum als auch für die Menschen in seiner 
Umgebung. 
Was also sollte ‚Jugendpolitik’ an dieser Front unternehmen? Meine Ansicht lautet wie 
folgt: 

1. Wir müssen den Mythos begraben, dass Bildung und Arbeit irgendeine Form von 
‚natürlicher’ Verbindung haben sollten. Sie sind zunehmend voneinander getrennt, 
und zwar in der Hinsicht, dass Engagement und Leistung in der formellen Bildung 
das Versprechen von Chancen auf dem Arbeitsmarkt mit angemessenen Qualifika-
tionen mit sich bringen. Wir müssen das Gleichgewicht von akademischer, berufli-
cher und ziviler Ausbildung überdenken. Wir müssen die Beziehungen zwischen 
formellen und nicht-formellen Lernmethoden und -kontexten betrachten. Wir müs-
sen fragen, wie wichtig es ist, dass Qualifikationen Glaubwürdigkeit und Wert be-
sitzen (wofür und für wen). Und wir müssen sicherstellen, dass es zweite (und drit-
te) Chancen gibt, um zum Lernen zurückzukehren. Vor allem müssen die Bildung 
und das Lernen für den Lernenden relevant und sinnvoll sein, auch wenn die 
Gründe für sein Engagement sehr unterschiedlich sein können. 

2. Wir müssen viel stärker über die Unterstützung für Berufsausbildung, Arbeitsmarkt 
und Unternehmensinitiativen seitens des öffentlichen Sektors nachdenken. Viele 
junge Menschen fühlen sich vom Wettbewerb auf dem Arbeitsmarkt des privaten 
Sektors ausgeschlossen. Weder sie noch die Gesellschaft möchten, dass sie ohne 
‚Beschäftigung’ oder von Sozialhilfe leben, auch wollen wir nicht irgendeine Form 
von ‚bevormundender Demokratie’ in Betracht ziehen (wie es von einigen in den 
USA vorgeschlagen wird), in der wir ein sicheres Leben vor dem Hintergrund des 
massiven Wegsperrens anderer absichern können. Auch ist es dringend notwendig, 
öffentlichen Arbeitsprogrammen für junge Arbeitslose und dem Gleichgewicht 
zwischen Arbeit und Leben bei Beschäftigten stärkere Aufmerksamkeit zu schen-
ken.  
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3. Wir müssen die Vorstellung von ‚zielgerichteten’ Freizeitaktivitäten für junge Men-
schen auf den Prüfstand stellen. Diese müssen nicht unbedingt organisiert oder of-
fiziell anerkannt sein! Doch sie müssen darauf ausgerichtet sein, jungen Leuten zu 
ermöglichen, sich nicht für einen zerstörerischen Lebensstil als Option zu entschei-
den, wie beispielsweise Drogenmissbrauch oder Kriminalität. 

4. Wir müssen junge Menschen während der Phase des Heranwachsens ständig beglei-
ten und dafür Sorge tragen, dass das Austauschen gemeinsamer Erfahrungen mit an-
deren unterstützt wird: mit solchen sowohl aus privilegierten als auch benachteilig-
ten Umfeldern, solchen mit anderen Glaubensbekenntnissen und anderem ethni-
schen Hintergrund, solchen aus städtischen und aus ländlichen Gebieten.  

5. Es muss rechtzeitige Angebote für junge Menschen geben, die sich in ihrem Leben 
‚Problemen’ gegenüber sehen. 

6. Es muss rechtzeitige Antworten an junge Menschen geben, die in ihrem Leben 
‚Probleme’ schaffen. 

7. Schließlich müssen wir der Frage nach Zugangsmöglichkeiten zu Chancen und Er-
fahrung viel stärkere Aufmerksamkeit schenken. Wir müssen mehr tun, als einfach 
nur einen ermöglichenden Kontext anzubieten („du kannst mitmachen, wenn du 
willst“) und Wege finden, einen versichernden Kontext anzubieten („das ist es, was 
alle jungen Menschen probieren sollten“). 

Die Milltown-Jungs 
1973 traf ich zufällig eine Gruppe junger Teenager aus einem ‚sozialen Brennpunkt’. Ich 
verbrachte fünf Jahre mit ihnen, teils als Jugendarbeiter, teils als Forscher. Ich ‚hing’ mit 
ihnen den ganzen Tag über rum. Sie waren eine frühe Gruppe der ‚Abgekoppelten’. Sie 
verließen die Schule mit niedrigen, meist gar keinen Abschlüssen. Sie alle hatten Vorstrafen. 

Im Jahr 2000, 27 Jahre später, nahm ich eine größere Anzahl der ‚Milltown-Jungs’ wie-
der ins Visier. Ich erfuhr, dass sieben (von 67) schon tot waren, bevor sie 40 wurden. Kei-
ner von ihnen war aufgrund von natürlichen Todesursachen gestorben. Auf der anderen 
Seite war es etwa einem Drittel recht gut ergangen, deshalb merkte ich in der Einleitung zu 
meinem Buch (Williamson 2004) an, dass ihre Geschichte genauso eine Anlass zum Feiern 
des Erfolgs wie auch zur Anteilnahme am Versagen ist. Doch es ist auch eine unglückliche 
Geschichte – eine von Langzeitarbeitslosigkeit, Kriminalität, Abhängigkeiten, zerbrochenen 
Beziehungen, Verlust vom Kontakt mit Kindern und so weiter. Ich bin davon überzeugt, 
dass, wenn eine stärkere Politik diese Individuen in ihren früheren Zeiten erreicht hätte, 
vielen von ihnen zu einem positiveren Pfad durch ihr Leben hätte verholfen werden kön-
nen.  

Ohne jegliche Unterstützung müssen viele der Milltown-Jungs noch immer versuchen, 
im Leben zurecht zu kommen. Wie Cloward und Ohlin (1960) berichteten, reagieren junge 
Menschen in unterschiedlicher Weise auf das, was sie als ‚Struktur der blockierten Chancen’ 
bezeichneten. Einige (ein beträchtlicher Anteil) entscheiden sich für die Kriminalität, um 
übliche Ambitionen in illegaler Form zu verwirklichen. Andere (eine bedeutsame Minder-
heit) geben auf und ziehen sich in die Alkohol- und Drogenabhängigkeit zurück. Andere 
(wenn auch nur sehr wenige!) fordern das System durch politisches Handeln heraus. Diese 
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theoretische Position klang in meiner Studie der Milltown-Jungs klar und deutlich an. Sie 
verweist auf die Notwendigkeit, positive Strukturen legitimer Chancen durch eine Partner-
schaft aus privater und öffentlicher Politik zu unterstützen, wo immer es möglich ist. 

Zusammenfassung 
Es gibt keinen Zauberstab für soziale Einbeziehung und Kohäsion auf der lokalen Ebene, 
ebenso wenig wie es eine natürliche Vorlage für ein jugendpolitisches Grundgerüst auf der 
Europa-Ebene gibt. Doch es existiert eine wesentliche Verbindung zwischen beiden: lokale 
Initiativen können die breitere politische Grundstruktur nicht ignorieren, genauso wie die 
europäische Agenda die Notwendigkeit einer effektiven lokalen Umsetzung nicht verleug-
nen kann. 

Es gibt jedoch einige fundamentale Vorbedingungen, wenn wir angemessene Maßnah-
men sowohl in Politik als auch in der Praxis durchsetzen wollen. Zunächst ist es unbedingt 
erforderlich, die Besonderheiten des Übergangszustandes der Jugend und die damit ver-
bundenen Probleme zu verstehen. Diese funktionieren auf unterschiedliche und komplexe 
Art hinsichtlich ihrer Einflüsse und ihrer Ergebnisse. Wir müssen die Art und Weise der 
Herausforderungen, denen sich verschiedene junge Menschen gegenübersehen, und die 
daraus gezogenen Erfahrungen wie auch die tatsächlichen und zu erwartenden Konsequen-
zen dieser Prozesse erfassen, und zwar auf persönlicher und kultureller Ebene genauso wie 
auf sozialer und wirtschaftlicher Ebene. Kriterien, die häufig Außenstehenden verborgen 
bleiben, können eine entscheidende Rolle bei der Ausprägung von Wahlmöglichkeiten und 
bei der Motivierung zu Engagement spielen. 

Der damit verbundene zweite Punkt ist der, dass großartige Strategien, die auf ‚objekti-
ven’, von oben verordneten' Bestrebungen und Analysen basieren (wie etwa die Schaffung 
einer ‚auf Wissen basierten Wirtschaft’), mit den eher ‚subjektiven’, von unten nach oben 
gehenden' Erwartungen und Perspektiven abgestimmt werden müssen. Kurz, das Struktu-
relle muss mit dem Kulturellen übereinstimmen. 

Wenn wir ein Europa wollen, das durch Einbeziehung und Zusammenhalt charakteri-
siert ist, dann wird es unerlässlich sein, Zugangsmöglichkeiten und Chancen für junge 
Menschen zu schaffen, die sie sich nicht mit Hilfe der Unterstützung durch ihre Familie 
sichern können. Und wir müssen sicherstellen, dass wir die richtigen jungen Menschen an 
den richtigen Orten erreichen und ihnen ein vernünftiges und glaubwürdiges Angebot ma-
chen. Sonst werden wir unausweichlich zur sozialen Spaltung beitragen, indem wir Chan-
cen erweitern, diese dann aber unverhältnismäßig stark von jungen Leuten wahrgenommen 
werden, die ohnehin schon weitgehend im richtigen Umfeld leben, und diejenigen auf der 
anderen Seite noch immer weit hinter sich lassen.  
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Dr. Christian Lüders, Deutsches Jugendinstitut e.V. München 

Versuch einer ersten Zwischenbilanz 
Im Mittelpunkt dieser Tagung standen nationale Strategien zur 
Verbesserung der Lebenslagen junger Menschen in benachteiligten 
Stadtgebieten. Hintergrund hierzu waren unsere Erfahrungen und 
Ergebnisse aus der wissenschaftlichen Begleitung der beiden 
deutschen Bundesprogramme „Entwicklung und Chancen junger 
Menschen in sozialen Brennpunkten“ (E & C) und „Lokales 
Kapital für soziale Zwecke“ (LOS).  

Nicht minder wichtig waren die Ergebnisse der beiden vorangegangen, auf diesem 
Kongress schon mehrfach erwähnten Tagungen in Berlin und Straßburg18. Auf beiden Ta-
gungen wurden integrierte Strategien in den Mittelpunkt gestellt. Wir gingen dabei von der 
einfachen Annahme aus, dass die Probleme in den Stadtteilen nicht von einem Akteur al-
lein gelöst werden können, sondern dass es der koordinierten, zielgenauen Abstimmung 
zwischen allein verantwortlichen und beteiligten Akteuren bedarf, also vor allem der Schu-
le, der außerschulischen Jugendarbeit, der Wirtschaft und den Ausbildungsinstanzen, der 
Stadtplanung, der Polizei und Justiz, dem Gesundheitssystem sowie den jeweiligen privaten 
und halböffentlichen Initiativen vor Ort.  

Auf beiden Tagungen wurden unter der Überschrift „integrierte Strategien“ eine ganze 
Reihe von interessanten Projekten vorgestellt und wichtige Erfahrungen berichtet. Deutlich 
wurde dabei vor allem, dass die Beantwortung der Frage, wer mit wem jeweils zusammen-
arbeitet, wo es welche Schwierigkeiten gibt oder wo gar die Abstimmung und die Koopera-
tion scheitern, offenbar etwas mit den jeweiligen nationalen Strukturen zu tun hat. Sichtbar 
wurde, dass nicht nur die jeweiligen lokalen Problemkonstellationen, sondern auch 

• die Art und Weise, wie Verantwortlichkeiten organisiert werden,  
• welche Akteure wie verankert sind und 
• welche praktischen Zuständigkeiten gegeben sind 

offenbar großen Einfluss auf die Art der Problemlösung und ihre Erfolgsaussichten hat. 
Dies brachte uns auf die Idee, einen Schritt weiterzugehen. 

Auf diesem Kongress ging es deshalb nicht nur um die Präsentation interessanter Pro-
jekte, sondern eben auch um die gleichsam dahinterstehenden nationalen Strategien und 
um die Darstellung der entsprechenden Rahmenbedingungen, in die diese Projekte unver-
meidlich eingebettet sind. Damit verbunden war weniger ein akademisches Interesse, etwa 
im Sinne eines Systemvergleichs, als vielmehr ein praktisches und politisches Interesse.  

                                                 
18 Informationen zu diesen beiden Konferenzen erhalten Sie unter: http://www.berlinprocess.eu/information.html 
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Wir gingen davon aus, dass 
• die Übertragbarkeit von Erfahrungen und Konzepten nur funktionieren kann, 

wenn man die Rahmenbedingungen gut bis sehr gut kennt, aus denen heraus 
die Ergebnisse und Konzepte übertragen werden sollen. 

• Hinzu kommt, und ich gestehe, dass ich an dieser Stelle ein besonderes Interes-
se habe, dass die Evaluationen von Projekten auch nur dann aussagefähige Er-
gebnisse präsentieren können, wenn präzise herausgearbeitet worden ist, unter 
welchen Voraussetzungen diese zustande gekommen sind und unter welchen 
Voraussetzungen Praxiskonzepte sich bewährt haben bzw. Praxiskonzepte ge-
scheitert sind. 

Dieser Zuschnitt hat dazu geführt, dass wir alle Referentinnen und Referenten dieses 
Kongresses im Vorfeld mit unserer Bitte etwas quälen mussten, diese Aspekte ausführli-
cher, als dies sonst üblich ist, zu berücksichtigen. Ihnen allen, die trotzdem bereit waren, 
hier ihre Projekte zu präsentieren und zum Gelingen des Kongresses beigetragen haben, 
gilt deshalb mein herzlicher Dank. 

Versucht man vor diesem Hintergrund in aller Vorläufigkeit und noch vor der Präsenta-
tion der Ergebnisse aus den Workshops eine Bilanz zu ziehen, ist der erste Eindruck zu-
nächst einmal überwältigend. Überwältigend deshalb, weil hinter allen hier vorgestellten 
Projekten ein je spezifisches, sehr komplexes nationales Bedingungsgefüge sichtbar wurde. 
Augenfällig wurde, dass wir es auf Seiten der jungen Menschen nicht nur mit höchst hete-
rogenen Problemlagen und Ursachen zu tun haben, sondern auch mit nur aus dem jeweili-
gen nationalen Kontext heraus verständlichen Strategien – und dies in nahezu jeder Hin-
sicht, also hinsichtlich der in den Blick genommenen Zeithorizonte, bis wann nachhaltige 
Lösungen greifen sollten, der Beteiligung bzw. Nicht-Beteiligung wichtiger Akteure (z. B. 
der Schule), der personellen und finanziellen Ausstattung, der wirksamen politischen Rü-
ckendeckung etc. 

Daneben lieferten die Präsentationen eine Fülle von Anregungen und Anlässen, die ei-
gene Praxis zu überdenken. Beispielhaft erwähne ich nur zwei, die mir bei meinen Besu-
chen in den Workshops aufgefallen sind, die aber vielleicht auch mehr über mich oder über 
unsere deutsche Diskussion aussagen, als über das Problem selbst. Sie selbst mögen ganz 
andere wichtige Lehren gezogen haben. 

• Die polnische Präsentation, die sehr stark auf die Probleme junger Menschen 
im ländlichen Raum fokussiert war, machte deutlich, dass unser eigener Aus-
gangspunkt, junge Menschen in benachteiligten Stadtteilen, möglicherweise ju-
gendpolitisch betrachtet ein bisschen zu eng geschnitten ist. Wir könnten Ge-
fahr laufen, die weniger auffälligen, vielleicht nicht so medienwirksamen Prob-
leme junger Menschen auf dem Land, zu vernachlässigen. Und ich erinnerte 
mich daran, dass es zu Beginn des Programms E & C in Deutschland ein eige-
nes Modul für den ländlichen Raum gab, das aber später keine Fortsetzung 
fand. 

• Nachdenklich gemacht hat mich die Vorstellung eines Projektes aus der Tsche-
chischen Republik, in dessen Mittelpunkt die Arbeit mit Sinti- und Roma-
Familien und -Jugendlichen stand. Die besondere fachliche Herausforderung 
bestand darin, dass die Adressatengruppe nicht sesshaft war. Auch die Projekte 
aus Litauen und aus England arbeiteten mit solchen Jugendlichen. Damit waren 
mit einem Schlag viele sonst selbstverständliche Voraussetzungen fachlichen 
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Handelns (bis hin zur Frage fester Bürozeiten) in Frage gestellt, wenn nicht so 
gar hinfällig. Es ist kein weiter Weg, ausgehend von den Erfahrungen dieses 
Projektes die zumindest in Deutschland geführte Debatte zur so genannten So-
zialraumorientierung, einem fachlichen Prinzip, das vielen integrierten Strate-
gien unausgesprochen zugrunde liegt, zumindest in Bezug auf einige Zielgrup-
pen zu problematisieren. 

Sie alle werden ähnliche Beispiele nennen können. 
Abstrakt gesprochen, waren dies Anlässe zur Komplexitätssteigerung. Erwiesen sich die 

in Berlin und Straßburg vorgestellten Strategien schon für sich genommen als relativ vor-
aussetzungsvoll, ergänzten die Präsentationen hier in Leipzig das Bild um einige weitere 
wichtige und in jedem Fall zu bedenkende Voraussetzungen. So wichtig und richtig diese 
Aufforderungen, es sich nicht zu einfach zu machen, auch sind, so sehr erwischte ich mich 
auch das ein oder andere Mal bei dem Gedanken: Oh, je, wie soll man das alles in den Griff 
bekommen? Und dabei dachte ich weniger an meine Aufgabe, eine erste Zwischenbilanz zu 
ziehen, obwohl das selbstredend dadurch nicht leichter wurde, sondern vor allem an unser 
Anliegen, der EU-Kommission umsetzbare Empfehlungen als Ergebnis des Kongresses 
vorlegen zu wollen.  

Das rettende Ufer wurde sichtbar, als gestern Abend in einem Vorgespräch aus den Ar-
beitsgruppen berichtet wurde und ohne den Ergebnissen aus den Arbeitsgruppen vor-
zugreifen, die im Folgenden vorgestellt werden, möchte aus meiner Sicht drei wichtige Leh-
ren aus dem Kongress ziehen: 

1. Der Kongress hat gezeigt, dass dort, wo es ressortübergreifende nationale Strate-
gien gibt, integrierte Ansätze vor Ort besser funktionieren. Wichtig scheint dabei 
die Beteiligung der jeweils in der Sache verantwortlichen Ressorts zu sein. Zwei-
felsohne werden damit hohe Ansprüche formuliert, und Howard Williamson hat 
gerade noch einmal in seinem Beitrag deutlich gemacht, welche Probleme damit 
verbunden sind. Immerhin hat der Kongress auch gezeigt, dass es funktionieren 
kann, und es wird darauf ankommen, genauer hinzusehen, welche die Gelingensbe-
dingungen auf nationaler Ebene sind. 

2. Die Erfahrungen einer ganzen Reihe von hier vorgestellten Projekten legen den 
Schluss nahe, dass dabei nicht nur die staatlichen Akteure beteiligt werden müssen, 
sondern soweit als möglich auf gleicher Augenhöhe – wobei die politische Letztver-
antwortung auf Seiten des Staates verbleiben muss – die nicht-staatlichen Akteure, 
also sowohl die NGO’s und lokalen Initiativen als auch, und dies wird immer wie-
der vergessen, die private Wirtschaft.  

3. Es bedarf nationaler Verfahren, die sensibel auf lokale Bedingungen antworten und 
den Akteuren vor Ort genügend Spielraum für eine eigenverantwortliche lokale 
Umsetzung gewährleisten. Globale Fonds und Mikroprojekte, die vor Ort gesteuert 
und ausgestaltet werden, scheinen dabei wichtige Elemente darzustellen. Zu der 
sensiblen Berücksichtigung der Bedingungen vor Ort gehört auch das Thema Betei-
ligung. Wir wissen, dass Projekte, die Beteiligung der Betroffenen von Beginn an 
vorsehen, erfolgreicher sind, als reine, wenn auch gut gemeinte Top-Down-
Beglückungsprojekte. 
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Erlauben Sie mir zum Schluss schließlich zwei Überlegungen, die an verschiedenen Stel-
len auf diesem Kongress auftauchten und mich nachdenklich stimmen. Wenn wir von  
nationalen Strategien sprechen, provoziert dies unweigerlich die Frage, was wie erreicht 
werden soll. Häufig bleibt dabei die Frage, wie eigentlich die Zielgruppen definiert werden. 
Denn den unterschiedlichen Ressorts liegen sehr heterogene Perspektiven zugrunde. Was 
aus der Sicht der Schule als Schulschwänzen erscheinen mag, betrachtet die Polizei als Si-
cherheitsproblem, die Sozialarbeit als ungelöste Adoleszenzproblematik und die Arbeits-
verwaltung als Unfähigkeit zur Integration auf dem Arbeitsmarkt. Wenn nun aber ressort-
übergreifend Strategien abgestimmt und entschieden werden sollen, stellt sich die Frage, 
wer das Sagen hat, welche Kriterien das jeweilige Vorgehen prägen. Daraus ergibt sich eine 
zweite bohrende Frage, und ein Kollege aus Schweden hat sie vorher schon kurz angeris-
sen: Wird nicht die Idee, sich auf klar definierte Zielgruppen beziehen zu sollen, angesichts 
der Probleme, mit denen wir es in den Stadtteilen und den vernachlässigten ländlichen Re-
gionen zu tun haben, selbst zu einem Problem? 
Das jedoch ist ein neues weites Feld für das nächste Mal. 
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Dr. Susann Burchardt, Dr. Heike Förster, Tatjana Mögling 

Integrationsstrategien für benachteiligte Kinder und Ju-
gendliche – wohlfahrtsstaatlicher Kontext sowie pro-
gramm- und problemspezifische Einflussfaktoren  
Wie einleitend betont, werden die Rahmenbedingungen für die Entwicklung und Umset-
zung von Förderprogrammen und Strategien für benachteiligte Kinder und Jugendliche in 
den europäischen Ländern von den jeweils vorherrschenden wohlfahrtsstaatlichen Kontex-
ten geprägt. Dieser Kontext beeinflusst die grundsätzlichen gesellschaftlichen Ziele, Orien-
tierungen und Bewertungen dieser Strategien im Rahmen sozial- bzw. jugendpolitischer 
Anstrengungen sowie das quantitative Ausmaß von Förder- und Integrationsangeboten für 
benachteiligte Kinder und Jugendliche. So unterscheiden sich Förderstrategien z. B. abhän-
gig davon, ob in einem Land eher fürsorgende Merkmale, im Sinne der Bereitstellung von 
Unterstützungsleistungen, die Sozial- bzw. Jugendpolitik dominieren oder aktivierende, im 
Sinne der Gewährleistung von Chancen und Möglichkeiten für benachteiligte Kinder und 
Jugendliche und deren Familien. Je nachdem, welche grundsätzlichen wohlfahrtsstaatlichen 
Orientierungen vorherrschen, werden unterschiedliche gesellschaftliche Ressourcen für die 
Umsetzung der Programme einbezogen. So ist es beispielsweise wahrscheinlicher, dass in 
den südeuropäischen Staaten viel stärker auf familienbezogene Ressourcen orientiert wird, 
da die Fürsorge durch die Familie ein zentrales Moment in den dort vorherrschenden 
Wohlfahrtsorientierungen darstellt.  

In Hinblick auf die sozialistischen Wurzeln wohlfahrtsstaatlicher Orientierungen der 
ost- und südosteuropäischen Länder ist ebenfalls davon auszugehen, dass diese nationale 
Programme, beispielsweise zur Integration ethnischer Minderheiten, beeinflussen. Stark 
fürsorgende, aber auch paternalistische Momente sind in diesen Ländern viel wahrscheinli-
cher als in stark individualistisch orientierten, wirtschaftsliberalen Ländern wie Großbritan-
nien.  

In Anlehnung an Esping-Andersen und Holtmann (Esping-Anderson 1990, Holtmann 
2006) mit einer Erweiterung um die osteuropäischen Staaten lassen sich die teilnehmenden 
EU-Länder entsprechend ihrer grundlegenden, historisch gewachsenen wohlfahrtsstaatli-
chen Orientierungen folgenden Idealtypen zuordnen: 
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Familistisch Statuskonservierend, 

berufsständig und 
erwerbsorientiert 

Wirtschafts-
liberal 

Sozialdemo-
kratisch 

Ehemals 
Sozialistische 
Länder 

Portugal 
Italien 

Deutschland 
Frankreich 

Großbritannien 
Irland 

Skandinavische  
Staaten – nicht 
vertreten 

Litauen, Polen 
Polen, Ungarn 
Tschechien 
 

Zentrale wohlfahrtsstaatliche Merkmale 

Familien-
orientierte  
Wohlfahrtsor-
ganisation, aus-
geprägte fürsor-
gende Momente 
im bei familien-
bezogener Leis-
tungen für stark 
Bedürftige, 
Subsidiarität  

Erwerbsorientiertes 
Sozialversicherungs-
system, starke Sozial-
verbände, ausgeprägte 
Fürsorgeorientierung, 
Subsidiarität 

Ausgeprägte 
Orientierung auf 
freiwillige, 
marktförmig 
organisierte Hil-
feleistungen für 
stark Bedürftige 

Starker Sozial-
staat zuständig 
für soziale 
Sicherheit, 
Staatsbürger-
recht  

Staatlich 
organisier- 
te Hilfe- 
leistungen, 
Entwicklung  
wohlfahrts-
staatlicher Ori-
entierungen  
noch offen 
 

 
Die europäischen wohlfahrtstaatlichen Systeme – also auch die der teilnehmenden Staa-

ten auf der hier dokumentierten Fachtagung – stehen momentan unter starkem Verände-
rungsdruck, da sozioökonomische und demografische Entwicklungen zur Beschleunigung 
von Armutsentwicklungen, starken Migrationsbewegungen sowie sozialen und räumlichen 
Segregationsprozessen beitragen. Die Dringlichkeit der Probleme führt dazu, dass auf der 
Ebene der Programme und Strategien der teilnehmenden europäischen Staaten bei der 
Bekämpfung sozialer Benachteiligung von Kindern und Jugendlichen die jeweiligen wohl-
fahrtstaatlichen Orientierungen teilweise aufweichen. Dazu tragen verschiedene Entwick-
lungen und Veränderungen auf der europäischen Ebene bei. So auch die zunehmende Er-
werbstätigkeit von Frauen, die, in den einzelnen Ländern unterschiedlich ausgeprägt, die 
Ausgestaltung der sozialen Sicherungssysteme beeinflusst. Der europäische Austausch über 
die Ländergrenzen hinweg, der durch die in Berlin und Straßbourg angeregten Entwicklun-
gen einer europäischen Jugendpolitik und Fachtagungen wie der vorliegend dokumentier-
ten intensiviert wurde, hat ebenfalls einen Anteil daran, dass es zu konzeptionellen Annä-
herungen kommt, die teilweise zunehmend unabhängiger von den wohlfahrtstaatlichen 
Traditionen ihre Wirkungen entfalten. Familistisch orientierte Staaten entwickeln Struktu-
ren die vermittelnd zwischen Staat und familialer Leistungserbringung stehen und so zivil-
gesellschaftliche Entwicklungen fördern. Länder mit starker fürsorgender Tradition, wie 
Deutschland, orientieren sich um und geben aktivierenden, auf die individuellen Ressour-
cen der benachteiligten Kinder- und Jugendlichen orientierten Strategien, mehr Spielraum 
was aber auch nicht unwesentlich damit zusammenhängt, dass der deutsche Wohlfahrts-
staat in seiner traditionellen Form immer schwieriger zu finanzieren ist. Stark liberal orien-
tierte Länder wie Großbritannien lassen z. B. mehr staatlichen Einfluss zu. Der in Großbri-
tannien durch Anthony Giddens geprägte Begriff des „Dritten Weges“ der programmatisch 
in den Konzepten der New Labour –Strategie Tony Blairs gipfelte und weite Teile der euro-



 

 120

päischen Sozialdemokratie beeinflusste, ist Ausdruck dieser Annäherung von Grundorien-
tierungen des Neoliberalismus und klassischer sozialdemokratischer Wohlfahrtsvorstellun-
gen (Giddens, 1997, 1998; Dingeldey 2006).  

Ebenso führt die in vielen westeuropäischen Ländern, weitgehend unabhängig vom 
wohlfahrtsstaatlichen Kontext feststellbare Konzentration sozialer Problemlagen in be-
stimmten Quartieren, Stadtteilen oder ländlichen Regionen zu (sozial)räumlich orientierten 
Programmen, die auf europäischer Ebene vergleichbar sind und Annäherungen auf der 
konzeptionellen und der Steuerungsebene von Strategien und Programmen bewirken.  

Diese konzeptionelle Annäherung vor allen Dingen in den westeuropäischen Staaten 
wurde auf der Tagung sehr deutlich.  
Die vorgestellten Programme der teilnehmenden Länder lassen sich grob zwei Gruppen 
zuordnen: 

a) Programme, die inhaltlich übergreifend ausgerichtet und auf längere Zeiträume an-
gelegt sind sowie auf der nationalen Ebene als auch der lokalen und regionalen E-
bene ressortübergreifend umgesetzt werden. Dazu zählten die Programme und 
Strategien aus Großbritannien Frankreich, Portugal, Irland und Deutschland. 

b) Programme, die an konkreten, inhaltlich deutlich abgrenzbaren Problemen anset-
zen, auf der nationalen Ebene zwar in teilweise in Querschnittszusammenhängen 
erarbeitet werden, aber sehr ressortbezogen umgesetzt werden. Hierzu zählen die 
Programme aus Ungarn, Polen, Tschechien und Litauen. 

Es ist leicht erkennbar, dass es sich hier einerseits um die Gruppe westeuropäischer 
Länder, andererseits um die osteuropäischen, ehemals sozialistischen Länder handelt. 

Das den westeuropäischen Ländern gemeinsame Merkmal ressortübergreifender Strate-
gien und Programme ist ein sehr deutlicher Hinweis darauf, dass sich angesichts ähnlicher 
Problementwicklungen in Hinblick auf die soziale Integration von Kindern und Jugendli-
chen, in diesen Ländern die Programmbemühungen auf der Steuerungsebene konzeptionell 
annähern. Dies hängt im Vergleich mit den ehemals sozialistischen Ländern natürlich auch 
mit der längeren, und in Hinblick auf die grundsätzlichen politischen und gesellschaftlichen 
Orientierungen und institutionellen Gefüge, gemeinsamen Geschichte westlicher Demo-
kratien zusammen. 

Nicht nur in Bezug auf den Aspekt der demokratischen Erfahrungen sondern auch in 
Hinblick auf die Herausforderungen an die wohlfahrtstaatlichen Systeme nehmen die ehe-
mals sozialistischen Länder eine Sonderstellung ein, die es auch bei der Bewertung der do-
kumentierten Programme und Förderstrategien für benachteiligte Kinder- und Jugendliche 
in diesen Ländern zu bedenken gilt. So sind diese Länder im Vergleich zu den westlich ge-
prägten Ländern keine klassischen Einwanderungsländer. Migrationsentwicklungen und die 
damit zusammenhängenden Integrationsprobleme innerhalb von Gesellschaften haben 
dort einen anderen Stellenwert. Ebenso haben sozioökonomische Entwicklungen in diesen 
Ländern noch nicht zu so starken räumlichen Segregationsprozessen und der Ausprägung 
sozialer Brennpunkte geführt, wie das in westeuropäischen Ländern der Fall ist. Die Bear-
beitung von Problemen benachteiligter Kinder und Jugendlicher ist somit auf sehr spezifi-
sche Einzelaspekte gerichtet, wie zum Beispiel die Integration von Roma-Kindern in die 
Mehrheitsgesellschaft. 
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Sehr deutlich wird, dass offenbar die Struktur der Problemlagen auch die Form der Pro-
grammumsetzungen und die politischen Maßnahmen allgemein beeinflusst.   

Der Einfluss wohlfahrtsstaatlicher Rahmenbedingungen bildete den Ausgangspunkt un-
serer Überlegungen. Bezogen auf die Inhalte und die konkrete regionale und lokale Umset-
zung nationaler Programme zur Bekämpfung sozialer Benachteiligungen bei Kindern und 
Jugendlichen lässt sich vermuten, dass der wohlfahrtsstaatliche Kontext auf anderen Ebe-
nen und in anderen Zusammenhängen wirkt als in der konkreten Programmumsetzung, die 
von den meisten Ländervertreter/innen vorgestellt wurde. So ist es naheliegend anzuneh-
men, dass es in Ländern mit starken neoliberalen Traditionen wie Großbritannien einfacher 
ist, Programmstrategien zu entwickeln, die die soziale Sicherheit durch eine stärkere staatli-
che Verantwortlichkeit bei der Lösung sozialer Problemlagen für benachteiligte Kinder und 
Jugendliche erhöhen. Eigenleistung und Eigenverantwortung der Individuen hingegen 
bleiben trotzdem selbstverständlich, da sie die gesellschaftliche Wertebasis eines liberal 
orientierten Wohlfahrtsystems bilden. In Ländern mit stark fürsorgerischen Wohlfahrtstra-
ditionen sind diese Aspekte weniger verankert und es fällt schwer dort neoliberale Elemen-
te der Ressourcenförderung durchzusetzen. 

Diesen Einfluss näher zu untersuchen muss Aufgabe vergleichender sozialwissenschaft-
licher Forschungen sein. Die hier dokumentierte Tagung wirft in dieser Hinsicht die ange-
deuteten Fragen auf und liefert nur erste Anhaltspunkte.  

Im Folgenden soll nun auf der Grundlage der konkreten Programmdarstellungen die 
Frage vertieft werden, unter welchen konkreten Bedingungen ressortübergreifend und stra-
tegisch gehandelt wird. Dieser Punkt erscheint uns zentral, da dieser den deutlichsten Un-
terschied zwischen den beiden Ländergruppen markiert, und es überwiegend Vertreter und 
Vertreterinnen der Länder mit ressortübergreifenden Strategien und Programmen waren, 
die auch von erfolgreichen Programmen und Projekten berichteten.  

Analyse der Länder mit ressortübergreifenden Strategien 

Betrachtet man die wohlfahrtsstaatlichen Voraussetzungen in den Ländern mit übergrei-
fenden Strategien näher, so zeigt sich, dass sie sehr verschiedenen Wohlfahrtsstaatstypen 
zuzuordnen sind. So können Großbritannien und Irland eher dem liberalen Wohlfahrts-
staatstyp zugeordnet werden, während Deutschland und Frankreich stärker eine konserva-
tive Ausrichtung des Sozialstaates besitzen. Portugal wiederum ist ähnlich wie andere süd-
europäische Länder (Spanien, Italien) durch ein stärker familistisches System geprägt, das 
eine soziale Absicherung nur in Ansätzen verwirklicht. Wir können also nicht davon ausge-
hen, dass ein bestimmtes wohlfahrtsstaatliches System für strategisches, ressortübergrei-
fendes Handeln prädestiniert ist.  

Eines ist jedoch allen Ländern gemeinsam: In den letzten 25 Jahren haben sich die 
räumlichen Segregationen und die sozialen Problemlagen in diesen Gebieten so verstärkt, 
dass ein massiver Handlungsdruck entstanden ist, dem sich die Regierungen annehmen 
mussten. Dies geschieht in unterschiedlichen Kontexten und mit differenzierten Program-
men. 

Aus diesem Grund soll anhand weiterer Merkmale der Programme und Strategien ge-
zeigt werden, worauf sich die Unterschiede zwischen diesen Ländern gründen. 
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Als wesentliche Merkmale erscheinen uns dabei die programmatischen Ausgangspunkte, 
die Steuerungsverfahren, die Dauer der Umsetzung von Programmen/Strategien, die Rolle 
von Berichterstattung und Evaluation sowie die räumliche Orientierung der Strategien bzw. 
Programme. 
Programmatischer Ausgangspunkt 

Es zeigt sich, dass in allen Ländern bestimmte Problemlagen, die spezifischen Ressorts 
zuzuordnen sind, als Ausgangspunkt dienten. In Frankreich und Deutschland waren städ-
tebauliche Probleme der Ausgangspunkt. Der Verfall bestimmter Stadtgebiete und der da-
mit verbundene Imageverlust von Städten führten zu Programmen, die in der Folge zu 
ressortübergreifenden Gremien führten, die sich der Problemlagen in diesen Gebieten an-
nehmen sollten. Dabei ist die ressortübergreifende Zusammenarbeit in Frankreich deutlich 
stärker ausgeprägt als in Deutschland. 

In Portugal war die hohe Kriminalität in bestimmten Stadtgebieten der ausschlaggeben-
de Punkt für die Entwicklung von Strategien zur Verbesserung der Lage von Kindern und 
Jugendlichen in diesen. Auch hier wurde ausgehend vor dieser spezifischen Problemlage 
ein ressortübergreifendes Gremium geschaffen, das ein interministerielles Arbeiten erlaubt. 

In Irland waren Bildungsdefizite (hoher Anteil von Jugendlichen ohne Schulabschluss) 
ein Ausgangspunkt. Es wurde eine spezielle Arbeitsgruppe für Kinder und soziale Inklusi-
on geschaffen und eine Reihe abgestimmter Strategien entwickelt, die quer zu verschiede-
nen Ministerien (Bildung, Gesundheit, Justiz) liegen und gemeinsam bearbeitet werden. 

In Großbritannien war die zwar national initiierte, aber lokal orientierte Armutspräven-
tion bei Kindern und Jugendlichen im Rahmen der Ressourcenstärkung der Kommunen 
und Regionen Ausgangspunkt für die Entwicklung von Strategien, die die Bereiche Bil-
dung, Gesundheit, Beschäftigung und Sicherheit umfassen und somit ebenfalls ressort-
übergreifend umgesetzt werden müssen.  

Es wird deutlich, dass es in keinem Land die Jugendpolitik war, die eine solche Entwick-
lung angestoßen hat, sondern eher die stärkeren Ressorts wie Sicherheit, Städtebau oder 
Beschäftigung, die in einem hohen Maß ein Interesse daran haben, dass ihre Ausgaben in 
den nächsten Jahren nicht immer weiter steigen, sondern präventiv auf eine Senkung der 
Ausgaben abzielen. Diese Bereiche sind viel durchsetzungsfähiger, wenn es um nationale 
Politik geht als z. B. die bildungs- oder jugendpolitischen Ressorts, sofern sie als eigene 
Ressorts in den Ländern überhaupt vorhanden sind. 

Steuerungsverfahren 

In Bezug auf die Steuerung gibt es ebenfalls unterschiedliche Praktiken, die von den wohl-
fahrtsstaatlichen Kontexten mit bestimmt sind. Eine ausgeprägte Orientierung auf eine 
lokal selbstbestimmte Programmumsetzung oder beispielsweise finanzielle Steuerungsmo-
mente hängen sehr eng mit liberalen Wohlfahrtskontexten zusammen. So erfolgt in Irland 
und Großbritannien die Steuerung über ein nationales Rahmenprogramm, welches die we-
sentlichen Parameter festlegt, allerdings viel Spielraum für eine flexible Ausgestaltung vor 
Ort lässt. In Großbritannien wird über die Höhe der finanziellen Zuweisung ein zusätzli-
ches Steuerungselement eingebaut. Problematisch ist in beiden Ländern, dass es zwar eine 
nationale Strategie gibt, lokal eine solche strategische Ausrichtung häufig fehlt, d.h. die 
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Programme sind zu wenig in eine konsequente lokale Politik zur Verbesserung der Lebens-
lagen dieser benachteiligten Kinder und Jugendlichen eingebettet. In Irland musste aus 
diesem Grund über zusätzliche nationale Parameter nachgesteuert werden, um die Unter-
schiede der lokalen Umsetzung zu verringern. 

In Frankreich wird mit speziellen Verträgen/Contracts zwischen Zentralstaat und den 
auf kommunaler Ebene übergreifend handelnden Präfekturen gearbeitet. Anhand von 
Rahmenparametern werden Zielvereinbarungen abgeschlossen und jährlich erneuert. Einer 
ressortübergreifenden Orientierung auf nationaler Ebene entspricht hier eine übergreifend 
angelegte Arbeitsstruktur auf kommunaler Ebene.  

Deutschland orientiert in seinem förderalen System auf eine kooperative Steuerungskul-
tur (Einbeziehung der Bundesländer) und einen Verbund zwischen Staat und Zivilgesell-
schaft. Die Rahmensetzung erfolgt national, die Umsetzung in den Teilprogrammen auf 
der Basis von lokalen Aktionsplänen in den Kommunen. Das Netzwerk wird als Steue-
rungsakteur begriffen. Hier zeigt sich vor allen Dingen in Hinblick auf die Einbeziehung 
zivilgesellschaftlicher Ressourcen ein deutlicher Einfluss des wohlfahrtsstaatlichen und 
strukturellen Kontextes auf die Ausgestaltung und Umsetzung nationaler Programme. 

Am schwierigsten ist die Steuerung in Portugal einzuschätzen, da im Verlauf des Pro-
gramms mehrfach umgesteuert wurde und zwar von Top-down über bottom-up zu zirkulä-
rer Steuerung bis zur jetzigen Steuerung, die inside-out verläuft. Diese Steuerung funktio-
niert über eine schnellere Informations- und Entscheidungsvermittlung durch eine Schalt-
stelle zwischen Ministerium und den lokalen Projekten. Dies hängt unter anderem damit 
zusammen, dass auch inhaltlich eine Veränderung von eher intervenierenden zu interagie-
renden Ansätzen vorgenommen wurde. Das Beispiel Portugals macht deutlich, dass Pro-
gramminitiativen auch dazu dienen, neue Steuerungsverfahren zu entwickeln und vorhan-
dene Verfahren anzupassen und darüberhinaus somit auch ihrerseits zu einem Wandel 
wohlfahrtstaatlicher Kontexte beitragen.  

Dauer der Umsetzung der Strategie/des Programms 

Die Umsetzung von Programmen, die die nationalen Strategien zur Verbesserung der Le-
benssituation von benachteiligten Kindern und Jugendlichen unterstützen, hat unterschied-
lich lange Tradition.  

Die längste Umsetzung findet sich mit dem Programm Youthreach in Irland, wo seit 
1988 Jugendliche ohne Abschluss wieder in Ausbildung oder Erwerbsarbeit integriert wer-
den. Dieses Programm wird auch vorerst bis 2013 weiter finanziert und ist in die nationale 
Strategie zur sozialen Inklusion von Kindern eingebettet. 

Den Children’s Fund in Großbritannien gibt es seit 2000 und er wird in der bisherigen 
Form bis 2008 fortgeführt und soll dann in einen Children’s Trust umgewandelt werden. 
Maßnahmen im Rahmen der Strategie ‚Children’s Act’ gibt es in Großbritannien allerdings 
schon seit 1989.  

In Frankreich gibt es seit 1996 Programme, die auf die sozialen Brennpunkte ausgerich-
tet sind und sich in unterschiedlichen Kontexten an Kinder und Jugendliche wenden. Im 
Jahr 2003 wurde das Gesetz zur Neuorientierung der Stadtpolitik verabschiedet, in dessen 
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Rahmen die nationale Beobachtungsstelle verschiedene Indikatoren aus den Bereichen Be-
schäftigung, Gesundheit und Bildung erhebt und auswertet. 

In Deutschland begannen 1998 die ersten städtebaulichen Programme auf nationaler 
Ebene, das Programm „Entwicklung und Chancen junger Menschen in sozialen Brenn-
punkten“ begann 2000 und lief 2006 aus. Einzelne Bausteine dieser Programmplattform 
werden jedoch weiterhin fortgeführt. So soll das Programm ‚Lokales Kapital für soziale 
Zwecke’ auch in der nächsten ESF-Förderperiode 2007 bis 2013 gefördert werden. Das 
städtebaulich orientierte Kontextprogramm „Stadtteil mit besonderem Entwicklungsbedarf 
– Die soziale Stadt“ wird auf jeden Fall bis 2009 weiter gefördert. 

Portugal begann 2001 mit einigen wenigen sozialen Brennpunkten und baute sein Pro-
gramm ‚Escolhas’ auf derzeit 120 Standorte aus. Die Förderung dieses Programms ist auf 
jeden Fall bis 2009 geplant. 

An allen Beispielen wird sichtbar, dass es sich um eine Förderung über einen längeren 
Zeitraum handelt. An dieser Stelle kann auf der Grundlage der vorliegenden Informationen 
nicht entschieden werden, welche Laufzeiten von Programmen sich als effektiv und wir-
kungsvoll erweisen, aber klar ist, dass Entwicklungen in diesen Brennpunkten mit einer 
Laufzeit von weniger als fünf Jahren nicht erreicht werden können. Auszugehen ist viel-
mehr davon, dass es längerer Förderung bedarf, wenn man nachhaltige Effekte und nicht 
Strohfeuer erzielen will. 

Allerdings zeigen Beispiele wie Irland auch, dass es ein Zusammenspiel mit den anderen 
Ressorts bedarf, denn die Zahl der Schulabgänger ohne Abschluss wird sich ohne eine 
Veränderung des Schulsystems in Irland nicht verringern und es läuft am Ende auf eine 
Daueraufgabe des Staates hinaus, diejenigen zu reintegrieren, die ihren Abschluss nicht 
schaffen. Besser wäre präventiv umzusteuern und die Bedingungen in den Bildungseinrich-
tungen selbst zu verändern.  

Zu bedenken sind allerdings in Hinblick auf die Laufzeiten auch verschiedene Funktio-
nen von Programmen und Strategien. So vereinigte E&C in Deutschland vor allen Dingen 
Modellprojekte und -programme unter seinem Dach, die aufgrund der förderalen Struktur 
in Deutschland nur Anregungsfunktion haben dürfen und somit per se kürzere Laufzeiten 
haben. Programme wie LOS, erreichten aufgrund des feststellbaren Erfolges und der För-
dermöglichkeiten über den ESF eine gewisse Langfristigkeit. Youthreach in Irland war 
strukturell als langfristiges Programm gedacht, um Defiziten des nationalen Bildungssys-
tems zu begegnen.  
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Rolle der Berichterstattung und Evaluation 

Das Thema der Berichterstattung und Evaluation hängt sehr eng mit der realisierten Steue-
rungspraxis der Länder zusammen. 

In Großbritannien, wo die Zuweisung finanzieller Ressourcen auf der Grundlage be-
stimmter Kriterien erfolgt, müssen diese Kriterien auch messbar sein, d.h. eine Evaluation 
und Berichterstattung ist dafür unerlässlich. Die Evaluation von Outcomes in verschiede-
nen Handlungsfeldern ist zentraler Bestandteil des gesamten Programms. Dabei beruht die 
Evaluation teils auf wissenschaftlich erhobene Daten, teils auf Daten und Berichterstattun-
gen der Kommunen selbst. 

In Irland wird das Programm von Beginn an wissenschaftlich evaluiert. Dabei handelt es 
sich um eine formative Evaluation, d.h. die Ergebnisse werden in den Prozess eingespeist 
und führen zu einer Veränderung (Verbesserung) des Programms. Die Steuerung hatte 
aufgrund dieser Evaluation die Möglichkeit auf sehr unterschiedliche Entwicklungen in 
einzelnen Gebieten zu reagieren und stärkere Parameter zu entwickeln, die solche Un-
gleichgewichte verringern konnten. Eine Mischung aus externer und interner Evaluation 
verbesserte die Akzeptanz bei den Mitarbeiter/innen in den Projekten. 

In Frankreich ist das Vorgehen etwas anders. Dort wird über eine nationale Beobach-
tungsstelle eine Reihe von relevanten Indikatoren erfasst und ein jährlicher Bericht erstellt, 
der die Problemlagen formuliert und als Grundlage für die Entwicklung von Maßnahmen 
und Programmen auf nationaler Ebene dient. Die Evaluation des vorgestellten Programms 
ist bislang noch im Entwicklungsstadium.  

In Deutschland wurde das Programm „Entwicklung und Chancen junger Menschen in 
sozialen Brennpunkten“ wissenschaftlich begleitet, aber aufgrund seines Plattformcharak-
ters nicht im strengen Sinne evaluiert. Einzelne Bausteine aus diesem Programm wurden 
jedoch extern evaluiert, und deren Ergebnisse mit anderen – vergleichbaren – Maßnahmen 
kontrastiert. 

Räumliche Orientierung der Programme/Strategien 

In den letzten zwanzig Jahren haben sich die Problemlagen von benachteiligten Kindern 
und Jugendlichen verschärft. Es wurde deutlich, dass nicht nur die individuellen und fami-
liären Voraussetzungen einen Einfluss auf die Entwicklungschancen dieser Kinder und 
Jugendlichen haben, sondern, dass zunehmend das räumliche Niveau, in dem sie leben zu 
einem zusätzlichen Benachteiligungsfaktor wird (vgl. Burgers et al. 2003 , Reutlinger et al. 
2007). 

Dieser Situation wurde in den europäischen Ländern unterschiedlich Rechnung getra-
gen. In den von uns hier vorgestellten Ländern Großbritannien, Irland, Frankreich, Portu-
gal und Deutschland wurden Strategien entwickelt, die einen sehr konkreten Bezug zu die-
sen benachteiligten Stadtgebieten besitzen. 

Auf der Grundlage kommunaler Daten wurden in diesen Ländern Gebiete identifiziert, 
die ganz spezifische bauliche und infrastrukturelle, aber auch sozial- und bildungsstruktu-
relle Defizite aufweisen und einer besonderen politischen Aufmerksamkeit und Förderung 
bedürfen. Dabei unterscheiden sich die Kriterien, nach denen diese Gebiete klassifiziert 
werden in den Ländern, je nach der Verfügbarkeit kleinräumig erhobener Daten. Allen 
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gemeinsam ist jedoch, dass die Notwendigkeit erkannt wurde, in diesen Gebieten mit sehr 
spezifischen Programmen wirksam zu werden.  

Ein Blick auf die Einzelprogramme im Rahmen dieser Strategien zeigt, dass ein gewisses 
Maß an Flexibilität bei der Umsetzung dieser Strategien vorhanden sein muss. So wird der 
Childrens Fund in Großbritannien auf der kommunalen Ebene aktiv und legt je nach den 
lokalen Bedarfen die Zielgruppen für eine Förderung fest. Dabei müssen diese nicht unbe-
dingt aus einem benachteiligten Stadtgebiet kommen, sondern die vorab festgelegten Krite-
rien der Bedürftigkeit erfüllen. Damit wirkt man der Problematik entgegen, außerhalb der 
ausgewiesenen Stadtgebiete lebende benachteiligte Kinder und Jugendliche systematisch 
von der Förderung auszugrenzen.  

Dieses Beispiel zeigt, dass eine Orientierung auf soziale Räume, die besondere Bedarfe 
haben, sehr notwendig und wichtig ist, dass allerdings der Blick für die Benachteiligten au-
ßerhalb dieser Gebiete nicht verloren gehen darf. Sozialräumliche Strategien sind nicht 
streng geografisch auszurichten sondern müssen an den sozialen Bezugspunkten der be-
nachteiligten Jugendlichen ansetzen. 

Analyse der Länder mit stärker ressortbezogenen Strategien 

Die wohlfahrtsstaatlichen Voraussetzungen in den Ländern mit stärker ressortbezogenen 
Strategien sind in erster Linie durch eine gemeinsame sozialistische Vergangenheit geprägt 
und können dem so genannten ex-sozialistischen Wohlfahrtsregime (vgl. Holtmann 2006) 
zugeordnet werden.  

Die wohlfahrtsstaatlichen Arrangements haben in den osteuropäischen Ländern auf-
grund der sozialistischen Vergangenheit einen stark autoritär-paternalistischen Charakter. 
Der Staat versprach eine umfassende soziale Versorgung „von der Wiege bis zum Grab“ 
und vermittelte der Bevölkerung das Gefühl, komplett abgesichert zu sein. Es gab drei 
grundlegende Säulen des wohlfahrtsstaatlichen Arrangements in der sozialistischen Epo-
che: das „Recht auf Arbeit“, umfassende staatliche Sozialleistungsprogramme und die staat-
liche Garantie stabiler Verbraucherpreise (vgl. Götting/Lessenich 1998). So fungierten die 
staatlichen Betriebe im staatspaternalistischen Wohlfahrtsstaat als umfassende sozialpoliti-
sche Agenturen, die für ihre Mitarbeiter die Gesundheitsversorgung gewährleisteten, Kin-
derbetreuungseinrichtungen unterhielten, Wohnraum zuwiesen, Erholungsmöglichkeiten 
organisierten, die betriebliche Aus- und Weiterbildung garantierten usw. (Ferge 1979: 
118ff., Offe 1994: 112f.)  

Mit der seit 1989 sich vollziehenden ‚Transformation’ im Osten beginnt auch die Um-
orientierung auf eine marktwirtschaftliche Steuerung. Im Zuge dessen erkennt man in die-
sen Ländern die Notwendigkeit einer ausdifferenzierten Sozialpolitik. Der institutionelle 
Umbau ist eher, wie David Stark (1995) dies für den osteuropäischen Fall formuliert hat, 
eine „bricolage“ aus Altem und Neuem, nicht eine Realisierung von Konzepten, die am 
„grünem Tisch“ neu entworfen sind, oder die getreue Kopie von westlichen Vorbildern. 
Deshalb soll die folgende wohlfahrtsstaatliche Zuordnung der momentan auf der Pfadsu-
che befindenden Länder als ein Versuch betrachtet werden. 

So können die Tschechische Republik und Ungarn eher einem konservativen Wohl-
fahrtsstaatstyp zugeordnet werden, die ihre sozialen Sicherungsinstitutionen nach deutsch-
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österreichischem Vorbild entwickeln. Polen folgt stärker einer liberalen Ausrichtung des 
Sozialstaates und Litauen orientiert sich nach eigenen Aussagen an den skandinavischen 
Ländern und verfolgt ein sozial-demokratisches Versicherungsmodell welches eher dem 
deutschen Modell ähnelt, setzt aber derzeit eher eine liberale Politik um.  

Eine aktuelle wohlfahrtsstaatliche Ausrichtung kann aufgrund der noch weitgehenden 
Unbestimmtheit noch keinen erkennbaren Einfluss auf die konkreten Strategien und Pro-
gramme für benachteiligte Kinder und Jugendliche haben. Vielmehr ist der deutliche Ein-
fluss der staatsozialistischen Vergangenheit viel deutlicher zu spüren. Es bleibt abzuwarten, 
in welcher Weise sich die wohlfahrtstaatlichen Arrangements in den osteuropäischen Län-
dern entwickeln und wie davon abhängig sozialstaatliche Programme für benachteiligte 
Kinder und Jugendliche zukünftig ausgestaltet und umgesetzt werden.  

Einen starken Einfluss hat offenbar die Art und Weise der Problemwahrnehmung durch 
die politischen Verantwortlichen.  

So sind in den westeuropäischen Ländern die Programme für benachteiligte Kinder und 
Jugendliche viel strategischer ausgerichtet. In Osteuropa hingegen wird eher ad hoc, ohne 
große Strategie, auf die auftretenden „Einzel“ Probleme reagiert. Und man muss eher von 
einem kurzfristigen Reagieren als von strategischem Agieren ausgehen. Zudem ist für diese 
Länder typisch, dass die meisten Angebote sich in der Regel an alle Jugendlichen richten 
und diese werden von den meisten von ihnen auch angenommen. Die Angebote unter-
schiedlicher Wohlfahrtseinrichtungen differenzieren nicht in sozial benachteiligte und nicht 
benachteiligte Jugendliche. Das heißt nicht, dass man nicht auf soziale Unterschiede bei 
den Angeboten reagiert. So gibt es bei einigen Angeboten, beispielsweise im Freizeitbe-
reich, Zuschüsse für Kinder und Jugendliche aus benachteiligten Familien.  

Die vorgestellten nationalen Strategien und Programme dieser Länder sollen nun, ent-
sprechend dem Vorgehen in Hinblick auf die westeuropäischen Länder die eher ressort-
übergreifend und strategisch handeln, genauer betrachtet und miteinander verglichen wer-
den. Wichtig ist hierbei, osteuropäische Spezifika und Rahmenbedingungen zu verdeutli-
chen, um zu einer seriösen Bewertung der vorgestellten Programme zu kommen. 

Programmatischer Ausgangspunkt 

In den oben erwähnten osteuropäischen Ländern dienten sehr spezifische Problemlagen als 
Ausgangspunkt für die Entwicklung und Umsetzung der vorgestellten nationalen Pro-
gramme. 

In Ungarn ist das Engagement in der informellen Ökonomie wie in anderen postkom-
munistischen Ländern ein überaus bedeutender Faktor der Wohlfahrtsproduktion geblie-
ben (vgl. Götting/Lessenich 1998: 302), was zu spezifischen sozialen Problemlagen führt. 
Nur ein geringer Teil der erwerbsfähigen Bevölkerung wird durch das offizielle Beschäfti-
gungs- und Sozialsystem erfasst (grauer und schwarzer Markt). Diese Tatsache diente als 
Ausgangspunkt für die Umsetzung des Programms zur Verbesserung der beruflichen In-
tegration vor allem gut ausgebildeter junger Menschen in extrem strukturschwachen Regio-
nen.  

In Polen sind besonders die ländlichen Räume unterentwickelt. Dort beobachtet man 
einen starken Bevölkerungsrückgang vor allem von Kindern und Jugendlichen im Alter 
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von sieben bis 18 Jahren. Für diese Regionen wurde deshalb ein nationales Programm zur 
Angleichung der Bildungschancen von Kindern und Jugendlichen vor allem mit Angeboten 
im Bereich der außerschulischen Bildung ins Leben gerufen.  

In der Tschechischen Republik und Litauen befinden sich Kinder und Jugendliche aus 
Roma-Familien in einer besonders schwierigen Lebenslage. Der Schwerpunkt der nationa-
len Strategien liegt in diesen beiden Ländern auf Programmen zur Integration ethnischer 
Minderheiten (Roma) in die Mehrheitsgesellschaft: direkte Arbeit mit Roma-Kindern und 
Jugendlichen sowie deren Familien. 

Steuerung 

Die sozialistische Vergangenheit wirkt in erster Linie auf der Ebene der Steuerung der Pro-
gramme und Förderstrategien nach. 

In Ungarn und Polen werden von der nationalen Ebene initiierte Programme dezentral 
bzw. lokal gesteuert. In Polen werden z. B. 16 Regionalkoordinator/innen aus der staatli-
chen Zentralverwaltung rekrutiert. Es gibt aber keine den westlichen Ländern vergleichbare 
Struktur lokaler Netzwerke in den Regionen, die an der Programmumsetzung beteiligt sind 
und mit den Regionalkoordinatoren bzw. der nationalen Ebene zusammenarbeiten. 

In Litauen wird das Programm durch das Departement für nationale Minderheiten zent-
ral gesteuert. Dieses Departement initiiert und koordiniert die Implementierung der Integ-
rationsprogramme. 

In der Tschechischen Republik findet die Programmsteuerung durch zwei zentrale, bei 
der Regierung ansässige Gremien statt: durch den Rat für Roma-Angelegenheiten und den 
Rat für nationale Minderheiten.  

In allen vier Ländern werden die Programme Top-down und wenig partizipativ umge-
setzt. Die Ursachen für das Fehlen von button-up-Aktivitäten bzw. für eine geringe gesell-
schaftliche Partizipation liegen in der sozialistischen Vergangenheit der Länder begründet, 
die ein anderes, eher zentralistisches und paternalistisches Demokratieverständnis bedin-
gen. Da die Zivilgesellschaften in diesen Ländern noch am Anfang ihrer Entwicklung ste-
hen, fehlt dort ein entsprechender institutioneller Unterbau, der das vorhandene Engage-
ment in gesellschaftlichen Bereichen fördern und kanalisieren kann. Somit stehen derzeit 
noch wenige zivilgesellschaftliche Akteure und freie Träger für die Umsetzung staatlich 
initiierter Programme zur Verfügung. Der Aufbau sowohl der Zivilgesellschaften selbst als 
auch die Etablierung des zivilgesellschaftlichen Institutionengefüges ist ein langfristiger 
Prozess, der auch seitens der EU über europäische Programme zur Entwicklung von De-
mokratien und Zivilgesellschaften stärker gefördert werden muss.  

Dauer der Umsetzung der Strategie/des Programms 

Die Umsetzung von Programmen zur Verbesserung der Lebenssituation von Kindern und 
Jugendlichen in den osteuropäischen Ländern hat noch keine lange Tradition. Die oben 
vorgestellten Programme wurden Mitte 2000 begonnen. So ist in Ungarn die Laufzeit des 
Programms von 2005 bis 2007, in Polen von 2006 bis 2008, in der Tschechischen Republik 
von 2006 bis 2008. In Litauen ist das Integrationsprogramm längerfristig konzipiert für 
2005 bis 2010. Während der Tagung war noch nicht eindeutig klar, ob diese Programme 
bzw. Themen weiterverfolgt werden. Für Ungarn gibt es die Aussage, dass bei positiver 
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Evaluation eine Weiterförderung angedacht ist. In der Tschechischen Republik ist dieses 
Programm in den Nationalen Aktionsplan (The Decade of Roma Inclusion 2005-2015) 
integriert und somit strukturell mit einer gewissen Langfristigkeit versehen.  

Allerdings ist auch hier zu sagen, dass es natürlich von der Struktur der Programme, von 
ihrer Rolle und Funktion abhängt, welche Dauer sich als erfolgversprechend herausstellt.  

Rolle der Berichterstattung und Evaluation 

Fast in allen diesen Ländern erfolgte keine eigene wissenschaftliche Programmevaluation. 
In Tschechien wurde zu Beginn des Programms evaluiert und es wurden positive Effekte 
in Kommunen mit aktiven NGO’s festgestellt. In Ungarn sind über die Vermittlungszahlen 
am Ende des Projektes Ergebnisse direkt messbar, denn es wurden 75 % der Teilnehmen-
den auf den ersten Arbeitsmarkt vermittelt. 

Um strategische Programmentwicklung realisieren zu können, sind Evaluationen jedoch 
dringend notwendig, weil sie Informationen über die Ausgangslagen und die Effekte im 
Verlauf der Programme liefern und die Möglichkeit bieten im Verlauf Veränderungen in 
der Programmstruktur oder -steuerung vorzunehmen. Auch Anschlussprogramme lassen 
sich besser entwickeln, wenn man über die Ergebnisse der vorherigen Programme valide 
Informationen besitzt. Daher erscheinen in diesen Ländern der Aufbau von nationalen 
Berichterstattungen und die Evaluation von Einzelprogrammen als wesentliches Ergebnis 
der Konferenz. 

Räumliche Orientierung der Programme/Strategien 

Nach dem Zusammenbruch der sozialistischen Regime in Osteuropa sind zunächst ähnli-
che Tendenzen in den meisten dieser Länder festzuhalten: die Umstrukturierung der sozia-
listischen Wirtschaft führte zu Verlusten an sozialer Sicherheit durch die steigende Arbeits-
losigkeit. Im Ergebnis entstand in diesen Ländern eine breite Schicht hilfebedürftiger Per-
sonen, die von den traditionellen betrieblichen Sozialleistungen ausgeschlossen wurden. 
(vgl. Kaufmann 2003: 80) Da diese Veränderungen große Teile der Gesellschaft bzw. fast 
alle Bevölkerungsschichten betrafen, konzentrieren sich die sozialen Problemlagen in die-
sen Ländern noch nicht auf bestimmte städtische Räume, die von den Entwicklungen der 
Gesamtstädte abgekoppelt erscheinen. Allerdings erfahren nach dem Umbruch vor allem 
die ländlichen Regionen einen großen wirtschaftlichen Niedergang, der zu einer großen 
Abwanderung vor allem der jüngeren Bevölkerung führt. Deshalb können die Erfahrungen 
mit sozialräumlich orientierten Programmen aus Westeuropa für die osteuropäischen Län-
der bezogen auf ländliche Regionen aber auch präventiv bei der Entwicklung von Segrega-
tionsvermeidungsstrategien in den städtischen Räumen wirksam werden.  

Fasst man die dargestellten Befunde zusammen, wird Folgendes deutlich: 
Die Übertragung erfolgreicher nationaler Programme für benachteiligte Kinder- und Ju-

gendliche in andere Länderkontexte ist hoch voraussetzungsvoll. Der inhaltliche Austausch 
über die europäischen Ländergrenzen hinweg muss die jeweiligen sozialstaatlichen und 
institutionellen Rahmenbedingungen berücksichtigen, die vor allen Dingen auf die Steue-
rungspraxis bei der Umsetzung der Programme und Strategien wirken. Entscheidend ist 
dies in erster Linie bei der Entwicklung und Umsetzung entsprechender Integrationspro-
gramme in den ehemals sozialistischen EU-Ländern.  
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Partizipative Verfahren werden hier nicht im gleichen Maße wie in den westeuropäi-
schen Ländern angewandt, was mit den historisch noch kurzen Erfahrungen mit westlich 
geprägten demokratischen Verfahren zusammenhängt. Hier müssen sich zivilgesellschaftli-
che Strukturen und auch bestimmte institutionelle Strukturen vielfach erst entwickeln und 
festigen. EU-Förderprogramme für die neuen Mitgliedsstaaten können hier ansetzen.  

Ressortübergreifende Strategien, wie sie für die vorgestellten westeuropäischen Pro-
gramme charakteristisch sind, können sich nur in historisch gefestigten institutionellen 
Strukturen entwickeln.  

Wichtig für einen länderübergreifenden Lernprozess ist darüber hinaus, die inhaltlichen 
Ausgangspunkte und die Struktur der vorgestellten und diskutierten Programme zu beach-
ten um zu sinnvollen Schlussfolgerungen für die Arbeit im eigenen Land zu kommen.  
Sozialräumliche bzw. stadtteilorientierte Strategien sind in Problemzusammenhängen wie 
beispielsweise der Integration nichtsesshafter Bevölkerungsgruppen (Roma/Sinti; Travel-
ler) nicht angebracht und ebenso wenig, wenn räumliche Segregationsprozesse noch nicht 
zu beobachten sind, wie dies hauptsächlich in den osteuropäischen EU-Ländern der Fall zu 
sein scheint. 

Fazit 

Trotz der teilweise sehr unterschiedlichen wohlfahrtsstaatlichen Rahmenbedingungen so-
wie der programmatischen und institutionellen Unterschiede lassen sich aus der Analyse 
der vorgestellten Strategien und Programme, den Grundsatzreferaten sowie den Hand-
lungsempfehlungen aus den einzelnen Arbeitsgruppen einige zentrale Ergebnisse formulie-
ren, die für die europäische und nationale Förderpolitik bei der Arbeit mit Kindern und 
Jugendlichen in benachteiligten Gebieten wesentlich erscheinen: 

Zentrale Ergebnisse und Schlussfolgerungen für die Entwicklung und Umsetzung 
nationaler Strategien und Programme für benachteiligte Kinder und Jugendliche 

1. Die EU-Mitgliedstaaten können nur auf der Grundlage der Einbettung regi-
onaler und lokaler Maßnahmen in nationale Strategien langfristige und er-
folgreiche Programme zur Verbesserung der Situation junger Menschen in 
sozialen Brennpunkten entwickeln. 
Maßnahmen und Programme zur Verbesserung der Lebenslagen von Kindern und 
Jugendlichen in sozialen Brennpunkten auf regionaler und lokaler Ebene bedürfen 
einer nationalen Strategie als Rahmen, d.h. sie müssen Bestandteil einer aktiven na-
tionalen Kinder- und Jugendpolitik sein. 
Mit Hilfe der Einbettung der verschiedenen regionalen und lokalen Maßnahmen in 
eine nationale Strategie erhalten sie einen gemeinsamen verbindlichen und langfris-
tigen Charakter. Sie dienen einheitlichen nationalen Zielen, der Erfolg ihrer Umset-
zung wird bezüglich der Zielerreichung kontrolliert. Mit einem nationalen Rahmen 
können für die verschiedenen Maßnahmen und Programme vor Ort und in den 
Regionen einheitliche, gemeinsame Qualitätsstandards eingerichtet und umgesetzt 
werden. Darüber hinaus sollte ein einheitliches nationales und langfristig angelegtes 
Berichtssystem die Situation und Entwicklung in sozialen Brennpunkten und die 
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Integrationsbedarfe junger Menschen in diesen Gebieten aufzeigen und eine ge-
meinsame Evaluation erfolgen. 

2. Nationale Handlungsstrategien und Programme müssen Spielräume und 
Kompetenzen für die lokale Umsetzung enthalten. 
Nationale strategische Vorgaben und Programme werden in den Regionen und 
Kommunen umgesetzt. Die lokalen Akteure müssen den konkreten Problemlagen 
und Bedürfnissen vor Ort Rechnung tragen und passgenaue Wege für die Realisie-
rung von nationalen Strategien erproben und gehen können. Um nationale Hand-
lungsstrategien flexibel auf die Bedürfnisse vor Ort abstimmen und umsetzen zu 
können, müssen sie Gestaltungsspielräume für die Umsetzung vor Ort enthalten. 
Nationale Aktionspläne werden außerdem nur dann wirksam, wenn auf der lokalen 
Ebene Potential zur Umsetzung vorhanden ist. Hierfür müssen die Kompetenzen 
für Projektbeantragung und lokales Projektmanagement gefördert und gestärkt 
werden. 

3. Handlungsstrategien und Maßnahmen müssen ressortübergreifend erarbei-
tet und umgesetzt werden. 
Die Erarbeitung und Umsetzung von Strategien und Maßnahmen zur Verbesserung 
der Lebenslagen von Kindern und Jugendlichen in sozialen Brennpunkten ist wie 
die Politik für Kinder und Jugendliche insgesamt eine Querschnittsaufgabe, die res-
sortübergreifend erfolgen muss. Alle beteiligten und angrenzenden Ressorts wie 
Bildung, Beschäftigung, Gesundheit, soziale Integration, Migration, Stadtentwick-
lung und Jugend selbst müssen in die Erarbeitung und Umsetzung nationaler Integ-
rationsstrategien einbezogen werden. 

4. Handlungsstrategien und Programme müssen partnerschaftlich erarbeitet 
und umgesetzt werden. 
Darüber hinaus ist die strategische interdisziplinäre und partizipative Einbindung 
aller gesellschaftlichen Partner und Akteure unerlässlich. Hierzu zählen sowohl die 
Verbände der Jugendarbeit und Jugendberufshilfe, als auch die NGO’s und kleinen 
Initiativen vor Ort, die Wirtschaft und Arbeitnehmervertreter, aber auch die Fami-
lien der jungen Menschen und die jungen Menschen selbst. 

5. Maßnahmen und Programme müssen ganzheitlich den gesamten Lebensbe-
reich und das breite Lebensumfeld von Kindern und Jugendlichen berück-
sichtigen und einbeziehen. 
Maßnahmen und Programme zur Integration von Kindern und Jugendlichen müs-
sen den sie umgebenden gesamten Lebensraum, Kinderbetreuung und Schule, 
Ausbildung und Unternehmen, Infra- und Verkehrsstruktur, Wohnumfeld, Frei-
zeiteinrichtungen und Freunde, aber auch die Familien einbinden. Sozialraumorien-
tierte Maßnahmen entwickeln passgenaue Projekte für die Probleme im Stadtteil, 
ohne dass die Zielgruppen zu Beginn feststehen. Sie nehmen damit das ganze Le-
bensumfeld der Kinder und Jugendlichen in einem Gebiet in den Blick und sind für 
ganzheitliche Integrationsangebote besonders gut geeignet. Zielgruppenbezogene 
Ansätze eignen sich für die Erreichung von ganz spezifischen Zielgruppen. Auf eu-
ropäischer Ebene haben sowohl sozialräumliche, als auch zielgruppenbezogene An-
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sätze Erfolge gezeigt, sodass beide Ansätze empfohlen werden können. Die Kom-
bination beider Ansätze hat sich als besonders Erfolg versprechend erwiesen. 

6. Benachteiligte Kinder und Jugendliche brauchen zu ihrer Aktivierung stär-
kere Partizipationsmöglichkeiten. 
Gerade in sozialen Brennpunkten kommt es darauf an, nicht nur passgenaue Integ-
rationsangebote für Kinder und Jugendliche, sondern vor allem mit ihnen zu entwi-
ckeln und umzusetzen und sie dadurch in ihrem Sozialraum zu aktivieren. Es müs-
sen Gestaltungsräume für sie selbst in den benachteiligten Gebieten geschaffen und 
sie müssen zu Eigeninitiative und Aktivität befähigt werden. Dies muss durch eine 
aktive Kinder- und Jugendpolitik sowohl auf der europäischen als auch auf der na-
tionalstaatlichen Ebene befördert werden. 

7. Die Förderung von Kleinstprojekten durch den ESF trägt wesentlich zur Ak-
tivierung von benachteiligten Kindern und Jugendlichen bei. 
Das erfolgreiche europäische Instrument „Geringe Zuschussbeträge“ (Small 
Grants)19, die an Kleinstprojekte zur beruflichen und sozialen Integration benach-
teiligter Personen in verschiedenen europäischen Staaten20 vergeben werden, sollte 
fortgesetzt werden. Die Umsetzung zeigt, dass gerade kleine NGO’s und lokale Ini-
tiativen mit ihren passgenauen Angeboten und ihrer flexiblen Herangehensweise 
besonders gut Menschen erreichen können, die am Rande der Gesellschaft stehen 
und besondere Probleme auf dem Arbeitsmarkt haben. Sowohl sozialräumliche als 
auch adressatenbezogene Förderungen haben Erfolge gezeigt, so dass beide Ansät-
ze, insbesondere aber auch die Kombination beider Ansätze empfohlen werden 
können. Die von der Kommission in der neu gestarteten ESF-Förderperiode weiter 
empfohlene 100%-Förderung sollte auf nationaler Ebene gesichert werden, da auf 
der lokalen Ebene eine Kofinanzierung nicht realisierbar ist.  

8. Benachteiligungen von Kindern und Jugendlichen müssen sowohl in be-
nachteiligten großstädtischen, als auch in strukturschwachen ländlichen 
Gebieten abgebaut werden. 
Die Präsentationen vor allem aus den osteuropäischen Ländern geben einen deutli-
chen Hinweis darauf, dass Benachteiligungen in der Entwicklung von Kindern und 
Jugendlichen nicht nur durch das Aufwachsen in benachteiligten großstädtischen 
Gebieten, sondern auch in strukturschwachen ländlichen Regionen entstehen. Des-
halb zählen auch diese Gebiete zu den sozialen Brennpunkten und es besteht auch 
hier ein großer Bedarf an speziellen Angeboten. 

9. Europäische und nationale Strategien müssen verstärkt auf die Integration 
junger Menschen in sozialen Brennpunkten zielen. Auf europäischer Ebene 
besteht die Notwendigkeit eines kontinuierlichen Austauschs. 
Europäische Strategien in den Bereichen Beschäftigung, Bildung/Berufsbildung, 
soziale Integration, Migration, Jugend und Stadtentwicklung sollten künftig noch 
stärker auf die Verbesserung der Situation von Kindern und Jugendlichen in sozia-

                                                 
19 Fördergrundlage ist Artikel 4 Abs. 2 der ESF-Verordnung 1784/1999 
20 Die Umsetzung erfolgte in der Förderperiode 2000-2006 in Deutschland, Dänemark, Finnland, Frankreich, im Verei-
nigten Königreich, Italien, Schweden, Spanien und der Tschechischen Republik. 
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len Brennpunkten zielen; europäische und nationale Politiken sollten hierfür noch 
stärker zusammengeführt werden. 
Die Teilnehmer und Teilnehmerinnen des Fachkongresses betonten insbesondere 
die Notwendigkeit eines kontinuierlichen Austauschs über politische Integrations-
strategien und -programme und deren Ergebnisse auf europäischer Ebene. Es soll-
ten gemeinsame europäische Fachstandards für die Arbeit mit Kindern und Jugend-
lichen in sozialen Brennpunkten entwickelt, deren Umsetzung geprüft und damit 
auf der Ebene der Mitgliedstaaten und auf der europäischen Ebene insgesamt eine 
höhere Verbindlichkeit und Verantwortlichkeit für die Integration junger Menschen 
in sozialen Brennpunkten geschaffen werden. 
Der europäische Fachkongress in Leipzig hat den Austausch und die Entwicklung 
gemeinsamer europäischer Standards angestoßen. Dies sollte im Interesse einer er-
folgreichen Integration junger Menschen in sozialen Brennpunkten fortgesetzt 
werden. 
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